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VORWORT

So viel vorab
Wie geht es weiter? Gespannt schauen 
arbeits- und sozialpolitische Akteure 
in Nordrhein-Westfalen zurzeit nach 
Brüssel. Sie wollen erfahren, welche 
strategische Ausrichtung der Europä-
ische Sozialfonds (ESF) in der neuen 
Förderphase 2021 bis 2027 hat, was 
genau im „Operationellen Programm“ 
festgeschrieben wird. 

Doch noch sind die Ziele nicht im De-
tail definiert und bekannt. Offen ist 
zudem noch, wie hoch die Fördersum-
me ist, die in der neuen Förderperio-
de Nordrhein-Westfalen über den ESF 
zur Verfügung stehen wird. 

Einen ersten Einblick in Stand und 
Entwicklung des Operationellen Pro-
gramms liefert Daniel Jansen, Leiter 
der im Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales (MAGS) des Lan-
des Nordrhein-Westfalen angesiedelten 
ESF-Verwaltungsbehörde, im Gespräch 
mit der G.I.B. Anschaulich schildert er 
die komplexen Entstehungs- und Ent-
scheidungsprozesse in diesem Zusam-
menhang und gibt erste Antworten auf 
die eingangs gestellten Fragen.  

So ist schon jetzt klar, dass Nordrhein-
Westfalen in der kommenden Förderpe-
riode mit einem reduzierten ESF-Finanz-
volumen auskommen muss. Absehbar 
ist zudem, so Daniel Jansen, dass uns 
mit Blick auf die zukünftigen Förder-
schwerpunkte „manche bekannten The-
matiken mit Sicherheit erhalten bleiben.“

Eins dieser Themen ist gewiss die In-
tegration von Menschen mit Behinde-
rungen in den ersten Arbeitsmarkt – 
das Schwerpunktthema im vorliegenden 
G.I.B.-Info. In diesem Handlungsfeld 
ist, trotz aller Erfolge, noch viel zu tun. 

Schon früh hat sich die Landesregierung 
eindeutig positioniert. Claudia Mid-
dendorf, Beauftragte der Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalen für die Be-
lange der Menschen mit Behinderung, 
formuliert es im G.I.B.-Interview so: 
„Arbeit ist für jeden von uns ein wich-
tiger Lebensbestandteil. Menschen mit 
Behinderungen müssen eine gleichwer-
tige Tätigkeit mit einem gesicherten Ein-
kommen aufnehmen können.“

Beispiele dafür, wie die Integration be-
hinderter Menschen in den Arbeitsmarkt 
gelingen kann, gibt es in Nordrhein-
Westfalen viele. Einige von ihnen präsen-
tieren wir in diesem Heft, darunter die 
Aktion „100 zusätzliche Ausbildungs-
plätze“ der Landesregierung, die Grün-
dung einer Integrationsabteilung in der 
Großewinkelmann GmbH & Co. KG in 
Rietberg oder die spezielle Arbeitsgrup-
pe des Dortmunder Jobcenters, die Un-
ternehmen berät, die Menschen mit Be-
hinderung sozialversicherungspflichtig 
einstellen möchten. 

Unverzichtbare Akteure bei der Integrati-
on von Menschen mit Behinderung sind 
die Landschaftsverbände Westfalen-Lip-
pe und Rheinland sowie die Kammern. 
Unsere Gespräche mit Vertretern der ge-
nannten Einrichtungen zeigen, wie viel-
fältig deren Unterstützungsangebote sind. 
Die Sicht der Kammern bringt Andreas 
Oehme, Geschäftsführer des Westdeut-
schen Handwerkskammertages, klar auf 
den Punkt: „Entscheidend ist nicht, was 
ich nicht kann, sondern was ich kann.“

Erhalten bleibt uns in der neuen ESF-
Förderphase sicher auch das The-
ma „nachhaltige Integration ehemals 
Langzeitarbeitsloser“. Hier liefert eine 
aktuelle Studie des Instituts für Ar-

beitsmarkt- und Berufsbildung (IAB) 
interessante neue Erkenntnisse. Wir 
stellen sie in diesem Heft genauso vor 
wie den intelligenten Umgang von Job-
centern und Agenturen für Arbeit mit 
der Corona-Krise.

Einen Bedeutungsgewinn erfährt in der 
anstehenden Förderperiode das Thema 
„digitale Arbeitswelt“. Dabei spielen die 
bewährten Förderangebote Potentialbera-
tung und „unternehmensWert:Mensch“ 
eine wichtige Rolle, wie Texte in dieser 
Ausgabe zeigen. Nicht minder relevant 
die neue Zusatzqualifikation „Digitale 
Fertigungsprozesse“ für Auszubildende 
im Rahmen von „NRWgoes.digital“, ei-
ner landesweiten Qualifizierungsoffen-
sive zur Digitalisierung der dualen Aus-
bildung im Maschinen- und Anlagenbau. 
Großes Gewicht behält zudem die Ar-
mutsbekämpfung. Hier zeigt unser Be-
richt, wie gut die Kooperation von Kom-
munalverwaltung und freien Trägern im 
Rahmen des Landesprogramms „Zu-
sammen im Quartier (ZiQ)“ funktio-
niert. Erfreulich ist das Ergebnis einer 
Umfrage von G.I.B. und nordrhein-west-
fälischem Sozialministerium: Demnach 
ist eine strategische Sozialplanung als 
Instrument der Bekämpfung von Ar-
mutsfolgen in immer mehr Kommunen 
unseres Landes verankert. Ebenso be-
grüßenswert ist die Hilfsaktion „Wir 
im Revier“. Sie spendet Geld und Gut-
scheine an Menschen, die die Corona-
Pandemie besonders trifft – ein Zeichen 
der Solidarität in Zeiten der Not. 

Viel Vergnügen bei der Lektüre der letz-
ten G.I.B.-Info-Ausgabe im Jahr 2020 
wünscht Ihnen
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So viel vorab

Jugend und Beruf
Neue Zusatzqualifikation „Digitale Fertigungsprozesse“ für Auszubildende. NRWgoes.digital 
„Im Sinne der Jugendlichen gemeinsam agieren“. Erfolgreiche Zusammenarbeit in der Region Hagen/Ennepe-Ruhr

Wege in Arbeit
Walk and Talk statt Bürotermin. Wie die Jobcenter und Agenturen für Arbeit mit der Corona-Krise umgehen
Nachhaltige Integration ehemals Langzeitarbeitsloser. Neue Erkenntnisse

NRW inklusiv. Menschen mit Behinderung am Arbeitsmarkt
Ein Interview mit Claudia Middendorf, Beauftragte der Landesregierung Nordrhein-Westfalen
Junge Menschen mit Behinderung: Ausbildung für den ersten Arbeitsmarkt
Interview mit Detlef Schmitz, Managing Director Airways – DHL Airways GmbH, und Tanja Apholte, 
Inklusionsbeauftragte am DHL Airways HUB Flughafen Köln/Bonn 
„Unsere beeinträchtigten Mitarbeiter funktionieren wie ein Uhrwerk“. Großewinkelmann GmbH & Co. KG
Hotel Vivendi. Erfolgreiche Inklusion ist auch eine Frage der Haltung
„Nicht in die soziale Verantwortungsfalle tappen!“ Ein Gespräch mit Christian Münch, Inklusionsberater 
bei der Südwestfälischen Industrie- und Handelskammer (SIHK) zu Hagen 
„Entscheidend ist nicht, was ich nicht kann, sondern was ich kann.“ Ein Gespräch mit Andreas Oehme, 
Geschäftsführer des Westdeutschen Handwerkskammertags
Auf die richtige Perspektive kommt es an. Arbeiten auf dem Großmarkt mit ADHS
Betriebsintegrierte Arbeitsplätze als Weg in den allgemeinen Arbeitsmarkt. Gemeinnützige Werkstätten Köln 
Wege in den allgemeinen Arbeitsmarkt aufzeigen. Ein Interview mit Michael Wedershoven, Leiter des 
LWL-Inklusionsamts Arbeit des Landschaftsverbands Westfalen-Lippe (LWL)
Von der Akquise von Unternehmen bis zur „leidensgerechten“ Vermittlung. Jobcenter Dortmund

Arbeitsgestaltung und Fachkräftesicherung
Potentialberatung als verlässlicher Wegbegleiter von Unternehmen. Regionalverband Autismus  
Ostwestfalen-Lippe (OWL e. V.)
unternehmensWert:Mensch. Beratung, die Unternehmen voranbringt
Den Weg in die digitale Arbeitswelt mit Fortbildungen ebnen. Experten für digitale Transformation

Armutsbekämpfung und Sozialplanung
Strategische Sozialplanung und passgenaue Projekte. Kommunalverwaltung und freie Träger in Kooperation
Zeichen der Solidarität in Zeiten der Not. Hilfsaktion „Wir im Revier“ 
Sozialplanung ist in immer mehr Kommunen verankert. Ergebnisse einer Umfrage

Themenübergreifend
Operationelles Programm des Landes Nordrhein-Westfalen für die neue Förderphase des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) 2021 – 2027. Ein Gespräch mit Daniel Jansen, Leiter der ESF-Verwaltungsbehörde
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Im Juni 2016 startete die Nachwuchsstiftung Maschinenbau in Ostwestfalen Lip-

pe das Pilotprojekt „Zusatzqualifikation Digitale Fertigungsprozesse“. Es wurde 

über das Bundesprogramm „JOBSTARTER plus“ für drei Jahre mit Mitteln des 

Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) und des Europäischen 

Sozialfonds (ESF) gefördert. Seit 2019 wird es im Rahmen von „NRWgoes.digi-

tal“, einer landesweiten Qualifizierungsoffensive zur Digitalisierung der dualen 

Ausbildung im Maschinen- und Anlagenbau, fortgeführt und auf ganz Nordrhein-

Westfalen ausgeweitet. Die Zusatzqualifikation hat einen Umfang von 200 Stun-

den und dient dazu, Auszubildende in den Metall- und Elektroberufen parallel 

zu ihrer dualen Ausbildung an wichtige Themen von Industrie 4.0 heranzuführen 

und sie auf die zukünftigen Herausforderungen in der Branche vorzubereiten.

Neue Zusatzqualifikation „Digitale Fertigungs-

prozesse“ für Auszubildende 
NRWgoes.digital macht Fachkräftenachwuchs im Maschinen- und Anlagenbau 

fit für die Industrie 4.0

klärt Agnese Lahr. „Wir haben eine Brü-
ckenfunktion zwischen dem BIBB und 
den Akteuren der beruflichen Bildung 
auf Landesebene und fördern regionalen 
Austausch und Transfer.“ 

JOBSTARTER plus, dessen Vorläufer-
programm „JOBSTARTER“ schon 2006 
(2006 – 2013) startete, ist flexibel und 
passt sich immer den jeweiligen bildungs-
politischen Entwicklungen an. Bislang 
wurden über 500 Projekte gefördert. Jede 
Förderrunde setzte dabei neue inhalt-
liche Akzente. Unter den 34 Projekten 
der im Jahr 2016 gestarteten zweiten 
Förderrunde von „JOBSTARTER plus“ 
war auch das Projekt „Zusatzqualifika-
tion Digitale Fertigungsprozesse“. Vor-
rangiges Ziel dieser Förderrunde war es, 
über eine höhere Attraktivität und Qua-
lität betrieblicher Ausbildung in kleinen 
und mittleren Unternehmen (KMU) zur 
Stabilisierung regionaler Ausbildungs-
märkte und zur Stärkung der Berufsbil-
dung als wichtige Säule der Fachkräf-
tesicherung beizutragen und auch die 
Bereitschaft der KMU, Ausbildungs-
plätze anzubieten und ihr Angebot aus-
zubauen, zu stärken. 

Veränderung im Mindset 
notwendig

Dabei geht es nicht um den technischen 
Bereich, also nicht darum, zum Beispiel 
eine bestimmte Produktionslinie zu digi-
talisieren. Es geht eher um die Vermittlung 
der Basis-Kompetenzen, die nötig sind, 
um eine Digitalisierung überhaupt erst 
möglich zu machen. „Es geht um Verän-

1 � Die ZWH ist eine Dienstleistungseinrichtung 

für Bildungsstätten im Handwerk, die seit 1998 

existiert.

„Wenn ein Projektantrag eingeht, ist es 
unsere Rolle, eine regionale Stellung-
nahme darüber zu erstellen. Im Fall des 
Projekts ‚Digitale Fertigungsprozesse‘ 
wurde das Potenzial sofort erkannt und 
das Projekt von 2016 bis Mai 2019 ge-
fördert“, sagt Agnese Lahr. Sie ist Lei-
terin des JOBSTARTER-Regionalbüros 
West, das bei der Zentralstelle für die 
Weiterbildung im Handwerk (ZWH)1 in 

Düsseldorf angesiedelt ist. Es ist neben 
Nordrhein-Westfalen auch für Rhein-
land-Pfalz und das Saarland zuständig. 
Das Programm „JOBSTARTER plus“ 
wird durch das Bundesinstitut für Berufs-
bildung (BIBB) mit Unterstützung durch 
vier Regionalbüros in Nord-, Süd-, Ost- 
und Westdeutschland umgesetzt. „Das 
Hauptziel von JOBSTARTER plus ist es, 
den Fachkräftenachwuchs zu sichern“, er-
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derungen im Mindset, es geht um Offen-
heit gegenüber digitalen Trends, darum, 
dass man flexibler sein muss. Und auch 
darum, KMU zu überzeugen, die Zusatz-
qualifikationen zur Digitalisierung, die 
verschiedene Institutionen anbieten, auch 
anzunehmen“, so Agnese Lahr. 

Wobei immer eine Verstetigung der Pro-
jektansätze angestrebt wird. „Das Ziel al-
ler Förderlinien ist es auch, dass die Pro-
dukte und Strukturen, die im Rahmen 
der JOBSTARTER plus-Projekte entwi-
ckelt werden, nach Ablauf der 36-mona-
tigen Förderphase fortbestehen“, erläutert 
Agnese Lahr. Das Regionalbüro arbeite 
in diesem Sinne eng mit den Projektpart-
nern zusammen und trage dazu bei, dass 
Nachhaltigkeit und Transfer von Anfang 
an mitgedacht würden, zum Beispiel, in-
dem die Themen in den regionalen Aus-
tauschformaten fortwährend thematisiert 
werden. „Das Projekt ‚Digitale Fertigungs-
prozesse‘ ist ein Paradebeispiel für nach-
haltige Projektergebnisse im JOBSTAR-
TER plus.“

Pilotprojekt zu landesweitem 
Vorhaben ausgeweitet

In diesem Fall ist es nicht nur gelungen, 
das Projekt zu verstetigen, sondern auch, 
es auf ganz Nordrhein-Westfalen auszu-
weiten, wie Alexander Bröckelmann er-
klärt. Er ist Projektkoordinator im Projekt 
NRWgoes.digital bei der Nachwuchsstif-
tung Maschinenbau und auch Ansprech-
partner für die digitale Lernplattform 
MLS (Mobile Learning Systems), die im 
Rahmen eines anderen Projekts entwi-
ckelt wurde.2 „Die Nachwuchsstiftung ist 
2009 gegründet worden, um das Thema 
‚moderne Ausbildung‘, damals vor allem 
im Bereich der Steuerung von CNC-Ma-
schinen, im Maschinenbau voranzutrei-
ben. Mittlerweile kümmern wir uns um 
die berufliche Bildung für den gesamten 
Maschinen- und Anlagenbau.“ 

Der Vorgänger des aktuellen NRWgoes.
digital-Projekts war als Pilotprojekt ange-
legt, das zunächst auf Ostwestfalen-Lip-
pe und auf zwei Berufskollegs begrenzt 
war. Die Idee hinter der Zusatzquali-
fikation „Digitale Fertigungsprozesse“ 
war, die Auszubildenden in den Metall- 
und Elektroberufen möglichst frühzei-
tig an die sich verändernde Arbeitsreali-
tät heranzuführen. Damals sei Industrie 
4.0 noch ein neues Schlagwort gewesen. 
„Wir wollten dem Begriff ein Gesicht ge-
ben und zwar in einer gesamtheitlichen 
Betrachtungsweise“, sagt Alexander Brö-
ckelmann. „Was verbirgt sich hinter In-
dustrie 4.0? Was passiert konkret in den 
Unternehmen? Was sich ändert, ist die Be-
trachtungsweise des Gesamtprozesses. Vor 
20 Jahren war man nach Erlernen eines 
Berufes noch auf dem Stand, der einem 
dann die nächsten Jahrzehnte zur Aus-
übung der Tätigkeit ausreichte. Die Inno-

vationszyklen werden aber immer kürzer. 
Und auch der Kundenwunsch hat in den 
letzten Jahren immer mehr an Bedeutung 
gewonnen. Der Kunde möchte kein Stan-
dardprodukt, sondern möchte es selbst 
gestalten können. Individuelle Produkte 
zu ermöglichen, ist einer der großen Vor-
teile von Industrie 4.0. Und deswegen ist 
es wichtig geworden, im Gesamtprozess 
zu denken. Mit der Zusatzqualifizierung 
werden die Auszubildenden frühzeitig auf 
diesen Weg gebracht.“

Der zweite Aspekt war, die Attraktivität 
und Qualität der Ausbildung zu steigern. 
Unternehmen haben so die Möglichkeit, 
bei Jugendlichen damit zu werben, dass 
schon während einer dualen Ausbildung 
eine weiterführende hochwertige Quali-
fizierung möglich ist – ein wichtiges Ar-
gument, dem Trend zum Studium etwas 
entgegenzusetzen und Fachkräfte zu ge-
winnen. Es gehe heute nicht mehr nur da-
rum, an einer computergesteuerten Ma-
schine arbeiten zu können, sondern auch 
im Blick zu haben, welche Prozesse vor-
gelagert sind und welche sich anschlie-
ßen. Den Gesamtprozess zu verstehen, 
sei wichtig geworden, um ein Unterneh-
men nach vorne zu bringen, und berge die 
Möglichkeit, die Zukunft eines Unterneh-
mens selbst mitzugestalten. Das diene aus 
Unternehmenssicht letztendlich der Mo-
tivation der Mitarbeitenden und damit 
auch der Fachkräftesicherung.

Nahtloser Übergang zu 
NRWgoes.digital

Mit Auslaufen der Bundesförderung im 
Rahmen von „JOBSTARTER plus“ wur-
de das Projekt Zusatzqualifikation „Di-
gitale Fertigungsprozesse“ nahtlos in das 
Nachfolgeprojekt NRWgoes.digital über-

Alexander Bröckelmann, NRWgoes.digital – 

Nachwuchsstiftung Maschinenbau

Agnese Lahr, JOBSTARTER-Regionalbüro West, 

Zentralstelle für die Weiterbildung im Hand-

werk (ZWH Dienstleistungs-GmbH)

2 � Auch diese Plattform ist im Rahmen von Indus-

trie 4.0 höchst interessant. Es handelt sich um 

eine in der jeweiligen Arbeits- und Lernumge-

bung nutzbare Applikation auf einem Mobilgerät, 

die über das Internet didaktisch aufbereitete 

Informationen zu einzelnen Arbeitsvorgängen 

zur Verfügung stellt. Zielgruppe sind hierbei 

ebenfalls Auszubildende, darüber hinaus aber 

auch ihre Ausbilderinnen und Ausbilder sowie 

Berufsanfängerinnen und Berufsanfänger im 

Maschinenbau. „MLS mit seinen Möglichkeiten 

des vernetzten Arbeitens und Lernens ist damit 

die geeignete Vorbereitung der zukünftigen 

Facharbeiterinnen und Facharbeiter auf die 

Fabrik 4.0 der vernetzten Produktionssysteme.“ 

Siehe: www.nrwgoes.digital/mobile-learning-in-

smart-factories-mls/
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führt, das noch bis März 2021 mit Mitteln 
des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales des Landes Nordrhein-West-
falen und des Europäischen Sozialfonds 
gefördert wird. Damit einher ging die 
Ausweitung auf ganz Nordrhein-West-
falen und auf derzeit 65 Berufskollegs 
im Bundesland.

Das Projekt besteht aus drei Phasen: ers
tens die Ausbildung der Multiplikatoren 
(Ausbilder/-innen, Berufsschullehrer/-in-
nen), zweitens die Entwicklung von Lehr-
materialien und drittens die Implementie-
rung in den Berufskollegs, wodurch dann 
die eigentliche Zielgruppe, also die Auszu-
bildenden, erreicht wird. Diese drei Pha-
sen laufen derzeit parallel.

Um die Inhalte der Zusatzqualifizierung 
zu bestimmen, orientierte sich die Nach-
wuchsstiftung Maschinenbau an tech-
nologisch führenden Partnern aus dem 
Mitgliederbestand der Branchenverbän-
de VDW (Verein Deutscher Werkzeugma-
schinenfabriken) und VDMA (Verband 
Deutscher Maschinen- und Anlagenbau), 
die auch Träger der Nachwuchsstiftung 
sind. Außerdem wurden auch Instituti-
onen aus dem Bereich der Lehre und For-
schung als Partner eingebunden (RWTH 
Aachen, FH Bielefeld, Hochschule Nie-
derrhein, Fraunhofer Institut). 

Um von einem möglichst realistischen 
Szenario auszugehen, arbeiteten die Pro-
jektverantwortlichen mit einer fiktiven 
Modellfirma, einem klassischen mittel-
ständischen Unternehmen, das Probleme 
hat, am Markt zu bestehen. Die Partner 
aus der Industrie übernahmen dann die 
Aufgabe, den Gesamtprozess des Mo-
dell-Unternehmens zu bewerten und zu 
bestimmen, an welchen Stellen Industrie 

4.0-Komponenten implementiert werden 
müssen, um es mittel- und langfristig wie-
der in eine gute Marktposition zu hie-
ven. „Durch dieses Vorgehen bekam das 
gesamte Projekt einen sehr nahen Bezug 
zur Praxis. In ein solches Setting können 
sich Ausbilderinnen und Ausbilder, Lehre-
rinnen und Lehrer und auch Schülerinnen 
und Schüler sehr gut einfinden“, verdeut-
licht Alexander Bröckelmann.

Zielgruppe waren zwar die Auszubilden-
den, aber schon im Pilotprojekt stellten 
die Verantwortlichen fest, dass man die 
Expertise bei den Multiplikatoren, also 
den Lehrkräften, die die Zusatzqualifi-
kation letztendlich in den Berufskollegs 
durchführen, und auch die Expertise bei 
den Ausbilderinnen und Ausbildern in den 
Unternehmen, erst einmal herstellen muss. 
So entstand die Multiplikatorenschulung, 
die von den Technologieführern, die als 
Partner agieren, durchgeführt wird. 2019 
fand die erste Multiplikatorenschulung 
mit Teilnehmenden aus 35 Berufskollegs 
(bis zu fünf Lehrkräfte pro Berufskolleg) 
und zahlreichen Unternehmen statt, wo-
bei es gelang, die Schulungen jeweils an-
nähernd mit 50 Prozent Teilnehmenden 
aus Berufskollegs und 50 Prozent Ausbil-
derinnen und Ausbildern aus Unterneh-
men zu besetzen. „Dadurch entsteht au-
tomatisch ein guter Austausch zwischen 
Berufskollegs und Unternehmen, was die 
duale Ausbildung wiederum verbessert – 
ein sehr positiver Nebeneffekt“, so Ale-
xander Bröckelmann. 

Nach einer an die Zielgruppe der Auszu-
bildenden angepassten didaktischen Auf-
bereitung der Inhalte führen die Berufs-
schulen, die an diesen ersten Schulungen 
teilgenommen haben, aktuell schon die 
Zusatzqualifikation durch. Der Rest der 

Berufskollegs befindet sich aktuell in der 
Phase der Multiplikatorenschulung und 
wird dann im nächsten Jahr in die nächs
te Phase übergehen können.

„Was die Inhalte der Zusatzqualifikation 
angeht, haben wir uns die Expertise der 
Netzwerkpartner im Bereich Industrie 4.0 
zunutze gemacht“, sagt Alexander Brö-
ckelmann. Insgesamt sind so für die Schu-
lung acht Module3 entstanden, sechs Mo-
dule, die sich mit Technik und zwei, die 
sich mit prozessualem Denken befassen. 
Diese Lerneinheiten verteilen sich unter-
schiedlich gewichtet auf 200 Unterrichts-
stunden. Neben technischen Modulen wie 
CAx-integrierte Fertigung4 oder Vernetzte 
Fertigungssysteme gibt es also zum Beispiel 
das Modul „Arbeit 4.0“, in dessen Rah-
men sich die Teilnehmenden aus den Me-
tall- und Elektroberufen damit auseinan-
dersetzen, was Industrie 4.0 bedeutet und 
wie die Arbeit der Zukunft aussieht. 

Grundsätzlich bieten die Berufskollegs die 
Zusatzqualifikation auf freiwilliger Basis 
an, „wobei wir immer versuchen, die Un-
ternehmen mitzunehmen, sie also zu über-
zeugen, dass die Zusatzqualifikation für 
ihre Auszubildenden Sinn macht“, so Ale-

3 � Siehe www.nrwgoes.digital – Das Projekt. Die 

acht Module sind: Prozessanalyse, IT-Sicherheit, 

Smart Maintenance, CAx-integrierte Fertigung, 

Additive Manufacturing, Vernetzte Fertigungssys

teme, Intelligente Produktion mit CPS, Arbeit 4.0
4 � CAx steht für computer-aided x, deutsch: 

computerunterstützt – wobei das x ein Platz-

halter für verschiedene Buchstaben ist, die als 

Abkürzung für einzelne Abläufe und Technolo-

gien stehen, zum Beispiel: CAD, computer-aided 

design, rechnerunterstützte Konstruktion CAE, 

computer-aided engineering, rechnergestützte 

Entwicklung usw.
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xander Bröckelmann. „Die Unternehmen 
werden auch immer gefragt, ob der oder 
die einzelne Auszubildende der Mehrbe-
lastung gewachsen ist, denn die Zusatz-
qualifikation soll ja einen Gewinn für den 
Auszubildenden darstellen und die nor-
male duale Ausbildung nicht gefährden.“

Die konkrete Unterrichtsplanung liegt in 
der Hoheit der einzelnen Berufskollegs 
und gestaltet sich sehr unterschiedlich. 
Abendunterricht, Unterricht am Samstag, 
Blockunterricht oder Kombinationen aus 
verschiedenen Zeitmodellen – es gibt ver-
schiedene Lösungen. 

Die Resonanz der ersten Auszubildenden, 
die die Zusatzqualifikation abgeschlossen 
haben, und auch die der Unternehmen, 
die ihre Auszubildenden in die Qualifi-
kation entsandt haben, ist, so Alexander 
Bröckelmann, sehr gut. „Die Berufskol-
legs gestalten den Unterricht sehr praxis-
nah, es sind neue Themen – das motiviert 
und kommt bei den Auszubildenden gut 
an.“ Auch die Unternehmen ziehen mit. 
Wenn es sich um Abendunterricht handelt, 
stellen sie ihre Auszubildenden zum Bei-
spiel eher frei. „Ein Highlight ist aus un-
serer Sicht ein Unternehmen, in dem die 
Unternehmensleitung die Ausbildungs-
abteilung angewiesen hat, den Auszubil-
denden, die die Zusatzqualifikation ab-
solvieren, den Arbeitsauftrag zu geben, 
Vorschläge zu machen, was die nächsten 
Schritte in der Weiterentwicklung des Un-
ternehmens sein könnten. Genau dahin 
kann es gehen: Das Potenzial der Nach-
wuchskräfte zu nutzen und sich die Ideen, 
die die jungen Menschen mitbringen, zu-
mindest einmal anzuschauen.“ 

In der Ausbildung müssen vor dem Hin-
tergrund der kurzen Innovationszyklen 
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die Themen topaktuell sein, damit die 
Fachkräfte dann mit Abschluss der Aus-
bildung nach drei, vier Jahren auch ge-
winnbringend für ihr Unternehmen tätig 
sein können. „Ich kann nur alle Unter-
nehmen ermutigen, sich mit dem Thema 
auseinanderzusetzen. Das Thema Indus-
trie 4.0 und Digitalisierung kann man 
nicht aussitzen.“

Blick in die Zukunft

Noch nicht abschließend geklärt sind bis-
her die Prüfungsmodalitäten. Die Projekt-
verantwortlichen sind derzeit noch in der 
Abstimmung mit der Industrie- und Han-
delskammer (IHK). Ziel ist, dass die Ab-
solventinnen und Absolventen ein IHK-
Zertifikat bekommen. „Da sind wir aber 
guter Dinge, es geht derzeit nur noch um 
Feinheiten“, so der Projektkoordinator. 

Und so richtet sich der Blick von NRWgoes.
digital bereits in die Zukunft: „Wir ver-
suchen die Berufskollegs dazu zu befähi-
gen, dass sie die Qualifizierung aus eigener 
Kraft weiterbetreiben können, solange die 
Inhalte noch zusätzlich angeboten werden 
müssen. Wir gehen aber davon aus, dass 
die Themengebiete, mit denen wir uns im 
Rahmen des Projekts befassen, in Zukunft 
Bestandteil der ganz normalen Ausbildung 
werden“, sagt Alexander Bröckelmann. 

Damit die Multiplikatoren, in diesem Fall 
die Ausbilderinnen und Ausbilder und 
die Lehrkräfte der Berufskollegs, sich in 
Zukunft weiterhin in der Thematik qua-
lifizieren können, wird das Angebot der 
jetzigen Multiplikatorenschulung in den 
Fortbildungskatalog der Nachwuchsstif-
tung Maschinenbau einfließen. Die bun-
desweit tätige Nachwuchsstiftung Maschi-
nenbau sei, so Alexander Bröckelmann, 

außerdem gerade dabei, das Projekt auch 
auf andere Bundesländer zu übertragen. 
„So sorgen wir dafür, dass das Projekt 
verstetigt und transferiert wird und die 
Idee weiterlebt.“ 
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Mit der Landesinitiative „Kein Abschluss ohne Anschluss“ (KAoA) verfolgt das 

Land Nordrhein-Westfalen das Ziel, den Übergang Jugendlicher von der Schu-

le in den Beruf möglichst optimal zu gestalten. Dreh- und Angelpunkt sind dabei 

die Kommunalen Koordinierungsstellen, die im Idealfall alle relevanten Akteure 

vor Ort einbinden, um dieses Ziel zu erreichen und alle Jugendlichen mit einem 

Anschluss zu versorgen. Wir blicken auf die Region Hagen/Ennepe-Ruhr, wo die 

agentur mark GmbH die Aufgabe der Kommunalen Koordinierung übernimmt. 

„Im Sinne der Jugendlichen gemeinsam agieren“
Erfolgreiche Zusammenarbeit der Akteure des Übergangssystems Schule – Beruf in der 

Region Hagen/Ennepe-Ruhr 

trotz Corona persönlich miteinander ins 
Gespräch kommen können. Sie fand am 
12. November statt. 

Gewachsene Zusammenarbeit 
der Akteure

Das sind alles innovative Ideen, die des-
halb in der Kürze der Zeit umsetzbar wa-
ren, weil die Akteure im Übergangssystem 
in der Region schon seit Längerem gut zu-
sammenarbeiten. Die eminente Wichtigkeit 
der Übergangsphase Schule – Beruf für die 
Jugendlichen wurde in der Region lange 
vor der Einführung von KAoA erkannt. 
„Ich bin seit 27 Jahren bei der Agentur für 
Arbeit und das Thema Übergang Schule – 
Beruf ist in der gesamten Zeit meine Her-
zensangelegenheit gewesen“, sagt Katja 
Heck, Geschäftsführerin der Agentur für 
Arbeit Hagen. „Ich glaube einfach, dass 
wir es nur dann schaffen können, proble-
matische Erwerbsbiografien zu vermeiden, 
wenn wir die Jugendlichen frühzeitig auf 
den Weg bringen, ihr Leben selbstverant-
wortlich zu gestalten und dadurch ein er-
fülltes Leben führen zu können.“ 

Diese Aufgabe gehen die verschiedenen in-
volvierten Akteure im Übergangssystem 
in der Region Hagen/Ennepe-Ruhr ganz 
pragmatisch an: „Verantwortungsgemein-
schaft oder andere Schlagworte – wir be-
nennen es hier nicht mit einem konkreten 
Begriff, wir machen es einfach“, sagt Mi-
chaela Trzecinski, Leiterin der Kommu-
nalen Koordinierungsstelle für Hagen 
und den Ennepe-Ruhr-Kreis. Für das gute 
Funktionieren der Zusammenarbeit nennt 
sie drei zentrale Gründe: „Erstens sind 
wir hier personell langfristig aufgestellt. 
Wir kennen uns alle bereits jahrelang – 
das ist nicht zu unterschätzen. Zweitens: 
Wir wissen, dass wir ehrlich miteinander 

Mithilfe der Endspurtbörse werden Jugendliche auch zu einem späten Zeitpunkt im Ausbildungs-

jahr noch in Ausbildung oder Bildungsgänge vermittelt.

Beispiel Corona-Krise: Als durch die 
Schulschließungen ab März 2020 die 
Berufsorientierungsmaßnahmen in den 
Schulen landesweit nicht durchgeführt 
werden konnten, gelang es der Kommu-
nalen Koordinierung Hagen/Ennepe-
Ruhr-Kreis schnell, alternative Formate 
zu entwickeln. In Kooperation mit unter 
anderem den Schulen, den Studien- und 
Berufswahlkoordinatorinnen und -koor-
dinatoren (StuBos), der Kreishandwer-
kerschaft, der Südwestfälischen Indus-
trie- und Handelskammer (SIHK) sowie 
regionalen Projekten zur Berufseinstiegs-
begleitung und Trägern von berufsvorbe-

reitenden Maßnahmen fanden sich sehr 
kreative und innovative Lösungen: You 
Tube-Clips, in denen Auszubildende ihre 
Berufe vorstellen kombiniert mit einem 
Berufe-Quiz, eine „virtuelle Schnitzel-
jagd“, bei der durch Recherchen im In-
ternet regionale Betriebe zu suchen wa-
ren, ein Berufe-Quiz auf Instagram, eine 
Ausbildungshotline zu einstellenden Be-
trieben, ein Video-Clip, in dem Exper-
tinnen und Experten erläutern, worauf 
bei einer Videobewerbung zu achten ist. 
Das neueste Format ist die 1. Digitale Aus-
bildungsmesse für die Märkische Region, 
bei der die Unternehmen und Jugendlichen 
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sein können. Bei allem, was wir an Eigen-
interessen aus der eigenen Institution mit-
bringen, haben wir gelernt, auch einmal 
zurückzustecken, die Jugendlichen in den 
Fokus zu stellen und im Sinne der Jugend-
lichen gemeinsam zu agieren. Dazu kommt, 
dass wir uns nicht nur einmal im Jahr im 
KAoA-Steuerkreis treffen, sondern uns 
regelmäßig über die komplette Bildungs-
landschaft in anderen Zusammenhängen 
sehen und immer wieder die Gelegenheit 
haben, Dinge abzustimmen. Lösungen, die 
wir für Probleme finden, sind so immer ge-
meinsam entwickelt und gemeinsam abge-
stimmt. Und aus diesem Grunde arbeiten 
auch alle in die gleiche Richtung.“

Schon vor der Landesinitiative „Kein Ab-
schluss ohne Anschluss“ (KAoA) gab es 
in Hagen/Ennepe-Ruhr den Steuerkreis 
Übergang Schule – Beruf, in dem über die 
entsprechenden Themen beraten wurde. 
Er hat auch mit der Umsetzung der Lan-
desinitiative seinen Namen beibehalten 
und ist relativ klein. Den Vorsitz hat die 
Kreisdirektorin des Ennepe-Ruhr-Kreises 
inne mit dem Fachbereichsleiter Jugend 
und Soziales der Stadt Hagen als Stell-
vertreter. Zum Steuerkreis gehört die Ge-
schäftsführerin der Agentur für Arbeit, 
der Vorsitzende des regionalen Ausbil-
dungskonsenses, weitere Mitglieder sind, 
die untere und die obere Schulaufsicht, 
die Fachbereichsleiter Bildung der Stadt 
Hagen und des Ennepe-Ruhr-Kreises, die 
Geschäftsführung der beiden Jobcenter 
Hagen und Ennepe-Ruhr-Kreis, die Ge-
schäftsführerin der agentur mark GmbH 
und die Leiterin der Kommunalen Koor-
dinierungsstelle. 

„Ein hoher Anteil Geringqualifizierter 
und Jugendliche, die keinen Ausbildungs-
platz finden oder wollen, – das sind un-

sere Dauerthemen“, sagt Jochen Becker, 
Fachbereichsleiter Bildung der Stadt Ha-
gen. „Was an Rahmenbedingungen von 
der Bundes- oder Landesebene kommt, 
verändert sich aber im Laufe der Jahre. 
Ein Teil der Arbeit in unserer Akteursge-
meinschaft ist es daher auch zu schauen, 
wie das, was an Rahmenbedingungen vor-
gegeben wird, zu unseren Kernproblemen 
passt und wie wir sie für unsere Zwecke 
optimal nutzen können.“

Oft wird erst in kleinem Kreis ein Pro-
blem angesprochen. Dann geht das Thema 
in eine größere Runde mit allen Beteilig
ten. Auf diese Weise kristallisiert sich ein 
gangbarer Weg zur Lösung des Problems 
heraus. „Wir überlegen noch einmal an 
welchen Stellschrauben noch gedreht wer-
den muss, entwickeln die Lösung Schritt 
für Schritt weiter und machen dann einen 
Zeitplan, wer an welcher Stelle zu welcher 
Zeit in Aktion treten muss“, erklärt Mi-
chaela Trzecinski.

Einen solchen Zeitplan gibt in es Hagen/
Ennepe-Ruhr etwa für den Verlauf des 
10. Schuljahres an den allgemeinbilden-
den Schulen. Natürlich erinnere die Kom-
munale Koordinierung zu den festgelegten 
Terminen die verschiedenen Akteure, aber 
prinzipiell seien alle Verabredungen vor-
ab getroffen und niemand sei überrascht, 
dass er oder sie zu einem bestimmten Zeit-
punkt in Aktion treten müsse. 

Das Sympathische an dem über Jahre auf-
gebauten Beziehungsgeflecht sei, so Thomas 
Luig, Schulleiter des Hagener Cuno-Be-
rufskollegs, dass sich alle Akteure per-
sönlich kennen und oft mit einem kurzen 
Anruf untereinander helfen können. Hier 
bekommt die von Katja Heck gern verbrei-
tete Devise „Einfach machen“, dann auch 

ihren doppelten Sinn, nämlich mit Beto-
nung auf dem ersten Wort oder wie man 
im englischsprachigen Raum sagen wür-
de: Keep it simple!

Insgesamt sei die Organisation des Über-
gangs Schule – Beruf aber immer noch ein 
Prozess, sagt Michaela Trzecinski. Wobei 
sie deutlich macht, dass dieser Prozess in 
der Stadt Hagen anders verläuft als im En-
nepe-Ruhr-Kreis. Zwar sind die Agentur 
für Arbeit und die Kommunale Koordinie-
rung für beide Verwaltungseinheiten zu-
ständig, wenn es um den Übergang Schule 
– Beruf geht. Allerdings sind die Strukturen 
in der Stadt Hagen und im Ennepe-Ruhr-
Kreis doch sehr unterschiedlich, zum Bei-
spiel, wenn es um die Schulträger oder die 
fachliche Organisation der Berufskollegs 
geht. „Wir sind dabei, die Erfahrungen, die 
wir jetzt in Hagen gemacht haben, für den 
Kreis aufzuarbeiten“, sagt Michaela Trze-
cinski. „Das wird ein längerer Entwick-
lungsprozess, weil sich Lösungen, die wir 
in Hagen gefunden haben, nicht eins zu 
eins auf einen Kreis übertragen lassen.“

„Schüler Online“

Bei der in der Corona-Krise bewiesenen 
Offenheit für neue Wege erscheint es auf 
den ersten Blick etwas verwunderlich, dass 
man sich in Hagen etwas schwertat, als es 
darum ging, die Internet-Plattform „Schü-
ler Online“ einzuführen, die mittlerwei-
le in großen Teilen Nordrhein-Westfalens 
zur Unterstützung von Schulübergängen 
genutzt wird.

Zwar beginnt die Berufsorientierung im 
Rahmen von „Kein Abschluss ohne An-
schluss“ (KAoA) im 8. Schuljahr, der tat-
sächliche Übergang von der Schule in eine 
Berufsausbildung oder in vollzeitschulische 
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Bildungsangebote, findet aber für einen 
großen Teil der Jugendlichen in der zwei-
ten Hälfte des 10. Schuljahrs statt. In die-
ser Phase greift „Schüler Online“. Schüle-
rinnen und Schüler haben die Möglichkeit, 
sich über das System zu Vollzeitbildungs-
gängen an Berufskollegs anzumelden. Die 
abgebenden Schulen tragen alle Schüle-
rinnen und Schüler in das System ein, eben-
so die aufnehmenden Schulen. 

Dass dieses sinnvolle Angebot in Hagen 
bis 2018 nicht genutzt wurde, hatte ver-
schiedene Gründe, erklärt Michaela Trze-
cinski. Unter anderem war man mit dem 
händischen System, das in Hagen ange-
wandt wurde, nicht unzufrieden. „Wir hat-
ten aber keine aktuellen Zahlen zum Ver-
bleib der Schulabgänger zur Verfügung. Es 
gab also keine Transparenz zur Frage: Ha-
ben wir ein Problem oder haben wir kein 
Problem?“, was letztendlich dazu führte, 
dass nach längeren Diskussionen „Schü-
ler Online“ zum Schuljahr 2018/19 dann 
doch eingeführt wurde. 

„Die Berufskollegs in Hagen haben sich an-
fangs mit ‚Schüler Online‘ etwas schwer-
getan, weil unsere Meinung war, dass die 
statistischen Erhebungen, die das Land 
sowieso von uns fordert, ausreichend sein 
müssten, um die Schülerströme nachvoll-
ziehen zu können“, sagt Thomas Luig. „Ich 
muss aber im Nachhinein zugeben, dass 
dadurch, dass sich ‚Schüler Online‘ spe-
ziell auf den Übergang fokussiert, schon 
während des Prozesses erkennbar wird, 
wie Schülerströme sein können.“

Ein weiterer Vorteil: „Schüler Online“ lie-
fert der Verwaltung aktuelle Zahlen über 
den Verbleib von schulpflichtigen Jugend-
lichen nach Abschluss der allgemeinbil-
denden Schule, also auch über unversorgte 

schulpflichtige Jugendliche unter 18 Jahren. 
Michaela Trzecinski kann ein schönes Bei-
spiel liefern: „Wir haben im vergangenen 
Jahr beim ersten Durchlauf von ‚Schüler 
Online‘ bei uns zu Ostern erschreckt fest-
gestellt, dass es an einer Hauptschule noch 
über 40 unversorgte Jugendliche gab. Die 
Schule selbst hatte das gar nicht im Blick. 
Wir haben dann alle Beteiligten an einen 
runden Tisch gerufen, der direkt in der 
Schule stattfand. Die Schule hatte vorher 
die verschiedenen Problemlagen der einzel-
nen betroffenen Schülerinnen und Schüler 
geklärt und wir haben dann in der Runde 
die Jugendlichen an die passenden Hilfs-
angebote verteilt.“ Der größte Teil sei an 
die Jugendberufsagentur vermittelt wor-
den, ein Teil an die Schulsozialarbeit, ein 
Teil habe sich auch als unproblematisch he-
rausgestellt. „Im Jahr davor wäre es nicht 
dazu gekommen, weil es gar nicht auf-
gefallen wäre. Es hätten möglicherweise 
über 40 Jugendliche die Schule ohne An-
schluss verlassen.“

Ablaufplan für die 10. Klassen

Wie sieht aber nun der normale Zeitplan 
für das letzte Schuljahr in der Sekundar-
stufe 1 für die Schülerinnen und Schüler 
und die Verantwortlichen im Übergangs-
system in Hagen aus? 

Das Halbjahreszeugnis und der Anmel-
dezeitraum für die Berufskollegs sind fixe 
Termine im Januar beziehungsweise An-
fang Februar. Ende Februar, Anfang März 
ist dann klar, wie viele Schülerinnen und 
Schüler im Anschluss an die Sekundarstu-
fe 1 versorgt sind, entweder weil sie am Be-
rufskolleg angenommen worden sind oder 
weil sie einen Ausbildungsvertrag unter-
schrieben haben. Beides wird bei „Schü-
ler Online“ eingegeben. 

In dieser ersten Anmeldephase besetzen 
die Berufskollegs rund 75 Prozent ihrer 
verfügbaren Plätze. Für die Kommunale 
Koordinierung ist über die Internet-Platt-
form erkennbar, wie viele Jugendliche 
noch unversorgt sind. Sie meldet dann 
diese Anzahl an die entsprechenden Schu-
len. Gleichzeitig erhält die Berufsberatung 
bei der Agentur für Arbeit eine entspre-
chende Nachricht mit der Bitte, mit den 
unversorgten Schülerinnen und Schülern 
Beratungstermine zu vereinbaren, damit 
die sich bis zum zweiten Anmeldungster-
min an den Berufskollegs Gedanken ge-
macht haben, welchen Weg sie einschla-
gen wollen. 

Nach dem zweiten Anmeldezeitraum an 
den Berufskollegs im Mai ermittelt die 
Kommunale Koordinierung noch einmal 
den aktuellen Stand. Wenn es immer noch 
unversorgte Jugendliche gibt, wird das er-
neut an die Schulen und die Agentur für 
Arbeit gemeldet. Zu diesem Zeitpunkt – 
schon relativ kurz vor den Sommerferi-
en – ist dann der direkte Weg in die Voll-
zeitbildungsgänge der Berufskollegs über 
„Schüler Online“ prinzipiell nicht mehr 
möglich, weil sie ihr Aufnahme- bezie-
hungsweise Ablehnungsverfahren abge-
schlossen haben. Es wird an dieser Stelle 
also vorzugsweise in Richtung Ausbil-
dung beraten. Jugendliche, die sich bis zu 
den Sommerferien nicht entschieden ha-
ben, bekommen eine Einladung zur so-
genannten „Endspurtbörse“, die direkt 
nach den Ferien stattfindet. Auf dieser 
Börse sind die Berufskollegs vertreten, die 
durch Schulwechsler doch noch Restplät-
ze in den vollzeitschulischen Bildungsgän-
gen haben, die Berater der „Passgenauen 
Besetzung“ der Handwerkskammer und 
der SIHK, die Bildungslotsen der SIHK, 
die Bundesagentur für Arbeit, Jobstar-

Thomas Luig, Schulleiter 

Cuno-Berufskolleg I, Berufskolleg 

für Technik der Stadt Hagen

Michaela Trzecinski, Prokuristin agentur 

mark GmbH, Leiterin der Kommunalen 

Koordinierungsstelle KAoA
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ter-Projekte – im Prinzip alle, die zu die-
sem späten Zeitpunkt noch einmal in 
Ausbildung oder Bildungsgänge vermit-
teln können.

„Selbst in diesem Jahr, das stark von den 
coronabedingten Einschränkungen ge-
prägt war, haben wir diese Veranstaltung 
als Präsenzveranstaltung durchführen kön-
nen. Von den 170 Schülerinnen und Schü-
lern, die teilnahmen, konnten wir einen 
großen Teil noch unterbringen“, berich-
tet Michaela Trzecinski. „Wer nicht sofort 
irgendwo einmünden konnte, hat jetzt zu-
mindest eine Ansprechperson für das wei-
tere Vorgehen.“ 

Zu wenige Jugendliche wählen 
duale Ausbildung

Generell gehen aus Sicht der Übergangs-
Akteure der Region Hagen/Ennepe-Ruhr 
bisher zu wenige Jugendliche den direkten 
Weg in eine duale Ausbildung. Nicht ein-
mal die Hälfte eines Schuljahrgangs ent-
scheide sich für diesen Weg, verdeutlicht 
Katja Heck. Gründe gebe es viele. So sei 
ein höherer Bildungsabschluss jahrzehn-
telang als das Alleinseligmachende für be-
ruflichen Erfolg und gesellschaftliche An-
erkennung propagiert worden. Dazu seien 
auch noch die Zugangsvoraussetzungen 
für bestimmte duale Berufsausbildungen 
immer höhergeschraubt worden. Gerade 
Eltern mit Migrationshintergrund sind 
nach Erfahrung der Akteure im Über-
gangsgeschehen immer noch der Mei-
nung, dass ihre Kinder unbedingt studie-
ren müssen, um später einen guten Job zu 
bekommen und gesellschaftlich aufsteigen 
zu können. Wenn man diejenigen einbe-
zieht, die in zweiter oder dritter Genera-
tion in Deutschland leben, beträgt der 
Prozentsatz der Jugendlichen mit Migra-

tionsgeschichte unter 18 Jahren in Hagen 
rund 65 Prozent. Die Eltern, besonders in 
Familien mit Migrationshintergrund, neh-
men großen Einfluss auf die Berufswahl 
ihrer Kinder. Das Thema ist also durch-
aus evident. Außerdem steige die Zahl der 
Jugendlichen, die nach dem Abitur erst 
einmal die eigenen Interessen, zum Bei-
spiel im Rahmen eines freiwilligen sozi-
alen Jahres, erkunden wollen. 

„Wir müssen erreichen, dass jeder Jugend-
liche, der aus den vorgeschalteten Schulen 
kommt, das bekommt, was für ihn oder 
sie am geeignetsten ist. Und das ist nach 
meinen Erfahrungen eben oft eine duale 
Ausbildung“, sagt Thomas Luig. Des-
halb stellen alle Hagener Berufskollegs 
neben dem Informationstag für Vollzeit-
bildungsgänge im Februar jeden Jahres an 
einem weiteren Tag im Jahr auch alle Aus-
bildungsberufe, die in Hagen angeboten 
werden, auf dem Hagener-Berufsschul-
tag vor. Dieses Event findet jedes Jahr an 
einem anderen Berufskolleg statt, in der 
Regel sind auch Unternehmen dabei, die 
die verschiedenen Berufe repräsentieren. 
Generell hat sich der direkte Kontakt zu 
Unternehmen als besonders zielführend 
herausgestellt, wenn es um Vermittlung 
in duale Ausbildung geht. Deshalb gibt es 
in der Region Projekte, die sich systema-
tisch darum kümmern, Ausbildungsplät-
ze bei Unternehmen zu akquirieren. Mi-
chaela Trzecinski nennt hier die bei der 
agentur mark GmbH angesiedelte KAU-
SA-Servicestelle, die den Kontakt zu Un-
ternehmerinnen und Unternehmern mit 
Migrationshintergrund herstellt, die Aus-
bildungsplätze oft nicht über die klas-
sischen Kanäle anbieten. Das Jobstarter-
Projekt „Ausbildung jetzt“ kümmert sich 
zusätzlich um Klein- und Kleinstbetriebe, 
die oft erst überzeugt werden müssen, ei-
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nen Ausbildungsplatz einzurichten. Dazu 
kommt dann noch die bereits genannte 
„Passgenaue Besetzung“ der Handwerks-
kammer und der SIHK, die den direkten 
Kontakt zu Unternehmen pflegen.

Letztlich liegt es aber immer am Jugend-
lichen, ob sie oder er die Hilfen auch an-
nimmt. „Wir, die Akteure im Übergangs-
system in der Region Hagen/Ennepe-Ruhr, 
sorgen gemeinschaftlich dafür, dass der Ju-
gendliche nicht verloren geht“, sagt Kat-
ja Heck. „Wir können den Jugendlichen 
niemals zwingen, aber wir haben ihn im-
mer im Blick und schauen, was mit ihm 
passiert.“
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Als Mitte März dieses Jahres der Betrieb 

in vielen Wirtschaftsbranchen und öf-

fentlichen Einrichtungen aufgrund der 

Corona-Pandemie heruntergefahren 

werden musste, waren auch die Jobcen-

ter und Agenturen für Arbeit betroffen. 

Persönliche Gespräche mit Leistungsbe-

ziehenden, Antragstellenden und auch 

Beratungsgespräche und Informations-

veranstaltungen zum Beispiel mit Schü-

lerinnen und Schülern waren auf einen 

Schlag nicht mehr möglich. Alle Einrich-

tungen wurden für die Öffentlichkeit ge-

schlossen, Vermittlungen in Arbeit in 

vielen Branchen unmöglich. Zahlreiche 

Sonderregelungen traten in Kraft, damit 

die Arbeitsverwaltungen ihre Aufgaben 

trotzdem wahrnehmen und Leistungsbe-

ziehende ihre Rechte in Anspruch neh-

men konnten. Nur mit großer Vorsicht 

und zahlreichen Sicherheitsvorkeh-

rungen wird der persönliche Kontakt seit 

dem Sommer in einigen Jobcentern und 

Arbeitsagenturen wieder ermöglicht. 

Weiterhin ist an den üblichen Regelbe-

trieb aber immer noch nicht zu denken.

Wie gehen die Jobcenter und Agenturen 
für Arbeit mit dieser nie dagewesenen Si-
tuation um? Welche Lösungen und Strate-
gien hat man an verschiedenen Standorten 
entwickelt? Um diese Fragen zu beantwor-
ten und auch einen rechtskreisübergreifen-
den Austausch zwischen den Jobcentern 
und den Agenturen für Arbeit zu fördern, 

Walk and Talk statt Bürotermin
Wie die Jobcenter und Agenturen für Arbeit mit der Corona-Krise umgehen

zum Teil sehr innovative Ideen präsentie-
ren, die durchaus das Potenzial haben, 
auch über die Corona-Krise hinaus An-
wendung zu finden.

Kommunikation mit Kundinnen 
und Kunden

Interessant war zunächst die Frage, wie man 
die Kommunikation mit den Kundinnen 
und Kunden aufrechterhalten kann, wenn 
persönliche Gespräche nicht mehr möglich 
sind. Aber auch: Wie kommuniziert man 
unter den erschwerten Bedingungen mit 
Absolventinnen und Absolventen von Bil-
dungsmaßnahmen, Jugendlichen auf Aus-
bildungsplatzsuche und auch mit Bildungs-
trägern und anderen wichtigen Partnern, 
etwa Unternehmen?

Natürlich fällt einem als Ersatz für persön-
liche Gespräche zunächst das Telefonat ein. 
Wie die Arbeitsverwaltungen allerdings er-
fahren mussten, waren viele Kundinnen und 
Kunden telefonisch nicht erreichbar, sodass 
man dazu überging, Einladungen zu Tele-
fongesprächen mit Zeitangaben zu verschi-
cken. Hierbei war die Resonanz seitens der 

hat die G.I.B. auf Wunsch des Ministeri-
ums für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
(MAGS NRW) und der Regionaldirektion 
Nordrhein-Westfalen der Bundesagentur 
für Arbeit (RD NRW) zwei Werkstattge-
spräche als Online-Seminare durchgeführt. 
Diesen Veranstaltungen ging ein Auftakt-
gespräch mit dem Titel „Gestärkt durch 
die Krise“ unter Beteiligung von Minister 
Karl-Josef Laumann voraus. Gastgeber wa-
ren das MAGS NRW und die RD NRW. 
Am 19. August 2020 haben sich die Vertre-
ter und Vertreterinnen der Arbeitsverwal-
tungen aus Nordrhein-Westfalen mit dem 
Thema „Ausbildung“ und am 25. August 
2020 mit dem Thema „Maßnahmeange-
bote für unsere Kundinnen und Kunden“ 
beschäftigt. In jeweils vier von der G.I.B. 
moderierten Arbeitsgruppen berichteten 
insgesamt über 150 Teilnehmende über 
ihre Lösungsansätze, erörterten Heraus-
forderungen und tauschten sich aus. Hier-
zu stellte in jedem Workshop entweder ein 
Jobcenter oder eine Agentur für Arbeit in 
Form eines Input-Vortrags die eigene Ar-
beit zu der spezifischen Fragestellung in der 
Zeit der Corona-Krise vor. Dabei konnten 
– so viel vorweg – die Arbeitsverwaltungen 
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Kundschaft größer. Außerdem erschwerten 
Sprachbarrieren zum Teil die telefonische 
Beratung. Es zeigt sich aber auch, dass Tele-
fongespräche nicht so effektiv sind wie per-
sönliche Gespräche, zum Beispiel wenn es 
darum geht, Kundinnen und Kunden zur 
Teilnahme an einer Maßnahme zu moti-
vieren. Entsprechende Schulungsangebote 
zur motivierenden Beratung werden ange-
boten und von den Integrationsfachkräf-
ten dankbar angenommen, doch stehen sie 
leider nicht flächendeckend zur Verfügung. 
Auch Zeitungsanzeigen erzielten nicht das 
gewünschte Ergebnis. Bei der Kontaktauf-
nahme über digitale Medien zeigt sich eine 
unterschiedliche Technikaffinität der Leis
tungsbeziehenden – oft ist sie nicht beson-
ders ausgeprägt.

Maßnahmen werden digitaler

Maßnahmen werden derzeit mit digitalen 
Elementen ausgestattet, auch um Erfah-
rungen zu sammeln, wie die Zielgruppe da-
rauf reagiert – durchaus mit der Option, die-
sen Weg in Zukunft weiterzuführen. Viele 
Bildungsträger haben die Formate bereits 
angepasst. Es werden zum Beispiel „Hy-
bridmaßnahmen“ mit Online-Teilnahme 
ermöglicht, wobei Endgeräte durch die Bil-
dungsträger zur Verfügung gestellt werden. 
Maßnahmeangebote können also prinzipiell 
genutzt werden, allerdings gibt es aufgrund 
fehlender Informationsveranstaltungen und 
persönlicher Beratungsgespräche Probleme 
bei der Zusteuerung, vor allem bei Fortbil-
dungsmaßnahmen zur beruflichen Weiter-
bildung (FbW). Einen interessanten Ansatz 
verfolgt in diesem Zusammenhang das Job-
center Mettmann. Es nutzt zur Information 
der Leistungsbeziehenden über den Ablauf 
von FbW-Maßnahmen Informationsvideos, 
für die der Zugang als QR-Code per Post-
karte versandt wird.

In vielen Fällen zeigt sich aber, dass es ei-
gentlich zunächst einmal Maßnahmen 
braucht, um Kunden zu befähigen, digi-
tale Angebote überhaupt nutzen zu kön-
nen. Ein Hinweis darauf ist zum Beispiel die 
sehr verhaltene Nutzung eines Beratungs
angebots via Skype in einer Maßnahme. 

Die Katze beißt sich an dieser Stelle also 
sozusagen in den Schwanz: Digitale Ele-
mente könnten eine Lösung darstellen, 
Maßnahmen aufrechtzuerhalten, Teilneh-
mende müssten aber erst einmal in ihren di-
gitalen Kompetenzen geschult werden, was 
derzeit wieder nur digital möglich wäre. 
Außerdem fehlen bisher Erfahrungen für 
entsprechende niedrigschwellige Angebote. 
Auch ist es kompliziert, Angebote in ver-
schiedenen Sprachen digital umzusetzen. 

Im Umgang mit Absolventinnen und Ab-
solventen von Maßnahmen stehen die Ar-
beitsverwaltungen in der Corona-Krise 
ebenfalls vor neuen Herausforderungen. 
Zunächst ist eine individuelle Abstimmung 
mit den Trägern erforderlich, welche Kom-
munikationswege gewählt werden. Dabei 
werden die digitalen Potenziale von Trä-
gern genutzt. Mitarbeitende eines Jobcen-
ters haben zum Beispiel die Möglichkeit, 
sich in das virtuelle Klassenzimmer eines 
Trägers zuzuschalten, was eine Unterrichts-
prüfung ermöglicht. Zum Erfahrungsaus-
tausch mit Trägern finden zum Teil digitale 
Konferenzen statt. Teilnehmende werden 
intensiv telefonisch betreut. 

Beratung zur beruflichen 
Qualifizierung schwierig

Die derzeitige Problematik zeigt sich deut-
lich, wenn man sich zum Beispiel den 
normalen Ablauf der Identifizierung von 
Kundinnen und Kunden mit Qualifizie-

rungswünschen und ihre Beratung verge-
genwärtigt: In einer Arbeitsgruppe zum 
Thema „Wie kann ich meine Kundinnen 
und Kunden durch Ansprache/Werbung für 
Qualifizierung erschließen?“ betonten die 
Teilnehmenden zum Beispiel die Bedeutung 
des persönlichen Kontakts. Sei es beim Erst-
gespräch mit Integrationsfachkräften, bei 
der Weiterleitung an das FbW-Team (För-
derung der beruflichen Weiterbildung) oder 
bei Gruppeninformationsveranstaltungen. 
Die individuelle persönliche Beratung stellt 
normalerweise das – wie die Teilnehmenden 
es nannten – „Kerngeschäft“ in der Qua-
lifizierungsberatung dar. 

Die für solche Gespräche neu konzipierten 
Ladenlokal-Konzepte wie das planQ-Pro-
jekt in Dortmund, B.box in Gelsenkirchen 
und Job Future in Hagen, die Hoffnung 
machen, einen ganz neuen Zugang zur 
Zielgruppe zu eröffnen, mussten wegen 
der Corona-Pandemie den Publikumsver-
kehr zunächst einstellen. Mittlerweile fin-
den zum Beispiel im planQ wieder termi-
nierte persönliche Gespräche statt, geplante 
Gruppeninformationen waren bisher aber 
nicht möglich. Auch themenbezogene Ver-
anstaltungen für Unternehmen, Bildungs-
träger und erfolgreiche Absolventinnen und 
Absolventen können aktuell coronabedingt 
noch nicht umgesetzt werden. Ein Sicher-
heitskonzept für kleinere Gruppeninforma-
tionen war in Dortmund zum Zeitpunkt 
des Werkstattgesprächs in Abstimmung. 

Innovative Ideen für den Kontakt 
zu Jugendlichen 

Zur Kontaktaufnahme mit Jugendlichen, 
die auf der Suche nach einem Ausbildungs-
platz sind, mussten sich die Agenturen für 
Arbeit und Jobcenter ebenfalls etwas ein-
fallen lassen. Die Agentur für Arbeit und 
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das Jobcenter Duisburg haben im Juli zum 
Beispiel gemeinsam die Aktion „Deine 
Ausbildung ruft an!“ durchgeführt. Dabei 
wurden Jugendliche entweder schriftlich 
zu Anrufen der Berater eingeladen oder 
sie konnten selbst anrufen. Inhalt der Ge-
spräche waren zunächst der individuelle 
Stand im Berufswahlprozess, im Bewer-
bungsverfahren oder in der Vermittlung. 
Auf diesem Wege erhielten sie Informati-
onen zu Perspektiven und auch konkrete 
Tipps, wie der Weg in den Beruf in die-
sem Jahr trotz Corona gelingen kann. 

Die Arbeitsagentur hat für Bewerberinnen 
und Bewerber zum Beispiel eine Über-
sicht zum Thema „Remote Recruiting“ 
– also zum Führen von Bewerbungsge-
sprächen über digitale Medien – erstellt. 
Darin sind digitale Apps wie zum Beispiel 
Messenger, Google Duo, cammio oder 
Skype aufgeführt und die Möglichkeiten, 
die diese Tools für Online-Bewerbungs-
gespräche bieten. Dazu gibt die Arbeits-
agentur den Bewerberinnen und Bewer-
bern den Tipp, dass dieser digitale Weg 
der Bewerbung nicht nur den Auswahl-
prozess beschleunigt, sondern auch den 
Vorteil bietet, vom Arbeitgeber von An-
fang an als attraktiver und moderner Ar-
beitnehmer wahrgenommen zu werden. 

Im Rahmen von Telefonkonferenzen 
konnten im weiteren Verlauf der Tele-
fonaktion Vermittlungskräfte des gemein-
samen Arbeitgeberservice und auch Ar-
beitgeber zugeschaltet werden mit dem 
Ziel, kurze und direkte Wege in die Aus-
bildung zu ermöglichen. Eine Fortsetzung 
fand Anfang September unter Beteiligung 
von Experten und Expertinnen der IHK 
statt. Die Aktion war sehr erfolgreich. Es 
konnten konkrete Bewerbungsgespräche 
geführt und zusätzliche Vermittlungen er-

zielt werden, sodass die Agentur für Ar-
beit über eine Wiederholung nachdenkt. 

Ein weiteres interessantes Format, das die 
Duisburger Agentur für Arbeit für Jugend-
liche entwickelt hat, ist die „Berufsbera-
tung to go“. Statt im Büro findet die Be-
rufsberatung während eines Spaziergangs 
statt. Die Berufsberater und -beraterinnen 
empfangen die interessierten Jugendlichen 
vor dem Eingang des Berufsinformati-
onszentrums (BiZ) und nehmen sie un-
ter Wahrung des coronabedingt nötigen 
Abstands auf einen Rundgang durch das 
Stadtviertel, in dem sich die Agentur für 
Arbeit befindet, mit. Während des Spa-
ziergangs beraten sie, wie sonst bei einem 
Bürotermin, zu allen Fragen der Berufs-
wahl. Besonders für Erstgespräche zeigt 
sich dieses Format als sehr gute Alterna-
tive zu den üblichen Terminen.

Eine andere Idee des Jobcenters Duis-
burg, um Jugendliche zu erreichen, sind 
durch Anzeigen in Online-Medien flan-
kierte Spots im Lokalradio mit dem Titel 
„Ausbildung klarmachen“. Die eigenpro-
duzierten Radiospots werden mehrfach 
täglich ausgestrahlt. Die Agentur für Ar-
beit hat eine wöchentliche Informations-
serie im Radio geschaltet, in der Exper-
tinnen und Experten, wie zum Beispiel 
Berufsberaterinnen und -berater, zu Wort 
kommen, die in Interviews das richtige 
Vorgehen bei der Berufswahl erläutern, 
Bewerbungsverfahren und auch Berufe 
vorstellen und vieles mehr.

Digitale Formate sind bei der Ansprache 
Jugendlicher ebenfalls im Einsatz. Das 
kommunale Jobcenter Solingen hat, um 
den Kontakt zwischen Bewerberinnen 
und Bewerbern und Ausbildungsbetrie-
ben in Corona-Zeiten zu ermöglichen, 

das Format „Bergisches Azubi-Dating: 
Voll digital!“ entwickelt. Dabei handelt 
es sich um ein Speeddating über eine On-
line-Plattform, bei dem Ausbildungsbe-
triebe und Bewerberinnen und Bewerber 
schnell und unkompliziert kommunizie-
ren können. Telefonisch, per WhatsApp 
oder Videochat hatten sie im Juli/August 
über vier Wochen die Möglichkeit, Kon-
takt aufzunehmen und zu klären, ob sie 
zueinander passen, – egal wo sie sich ge-
rade aufhielten, im Urlaub, unterwegs 
oder im Homeoffice. 

Insgesamt hat das Solinger Jobcenter 
die Öffentlichkeitsarbeit für die Ziel-
gruppe der Jugendlichen intensiviert. 
„Junger Mensch, du bist die Zukunft!“ 
heißt es zum Beispiel auf großforma-
tigen Plakaten im Solinger Stadtgebiet. 
Damit spricht das kommunale Jobcen-
ter vor allem Schulabgängerinnen und 
-abgänger an, die aufgrund der Coro-
na-Pandemie noch keinen Ausbildungs-
platz finden konnten: CityLight-Plakate 
mit sechs verschiedenen Motiven bewer-
ben an den Bushaltestellen im Solinger 
Stadtgebiet Ausbildungsberufe mit den 
größten Chancen. Parallel bewerben alle 
Partner im Ausbildungskonsens aktiv in 
sämtlichen Medien die vorhandenen An-
gebote. Darüber hinaus schreibt das Job-
center Unternehmen an und sucht wei-
terhin den persönlichen Kontakt zu den 
Jugendlichen.

Denn während sich zum Beispiel im statio-
nären Einzelhandel und im Bereich perso-
nenbezogener Dienstleistungen, insbeson-
dere in der Gastronomie eine verminderte 
Aufnahmefähigkeit zeigt, ist sie etwa im 
Handwerk, im nicht-stationären Einzel-
handel und im Bereich Lager/Logistik 
durch Corona nicht herabgesetzt.
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Die gesamte Aktion zeigte Erfolge: Im Juli 
und August machten 117 Betriebe Ge-
sprächsangebote, 226 Bewerberinnen und 
Bewerber fragten ein Gespräch an, insge-
samt haben in den großen Ferien knapp 
150 Gesprächstermine stattgefunden. 

Generell zeigt sich in Solingen, dass digi-
tale Angebote die Jugendlichen und die 
Unternehmen erreichen, wenn sie durch 
eine intensive Öffentlichkeitsarbeit be-
kannt gemacht werden. Bei den regelmä-
ßigen Treffen im Ausbildungskonsens wur-
de deshalb beschlossen, die Kampagnen in 
den kommenden Monaten fortzuführen 
und zu ergänzen. So sollen zum Beispiel 
zusätzliche Vermittlungsinitiativen in Be-
rufskollegs gestartet, eine Online-Unter-
nehmensbefragung zum Bergischen Azu-
bi-Dating: Voll digital! durchgeführt und 
eine virtuelle Schulung der Unternehmen 
initiiert werden.

Kontakt zu Unternehmen über 
mehrere Kanäle

Der Arbeitgeberservice (AGS) der Agentur 
für Arbeit Duisburg hat außerdem eine Di-
gital Task Force ins Leben gerufen, die die 
digitalen Kompetenzen der Arbeitgeber im 
Bereich E-Recruiting und Employer Bran-
ding stärken soll. 

Die Arbeitsagenturen und Jobcenter stellen 
fest, dass es in der Kommunikation mit Un-
ternehmen nicht mehr ausreichend ist, nur 
auf schriftliche Anfragen zu setzen. „Mul-
ti-Channel-Marketing“ ist gefragt. Also die 
Ansprache der Betriebe über mehrere Ka-
näle, zum Beispiel über YouTube oder So-
cial-Media-Walls. Letztere ermöglichen es 
Interessierten, zum Beispiel bei Events wie 
Social-Media-Konferenzen, live am Gesche-
hen über den jeweiligen individuellen Social-

Media-Zugang teilzunehmen. Darüber hi-
naus spielen nicht nur Bewerbervideos eine 
immer größere Rolle, auch die Arbeitsagen-
turen und Jobcenter bewerben ihre Arbeit 
und Angebote zunehmend in kurzen Videos 
über die gängigen Online-Kanäle.

Wiederaufnahme von 
persönlichen Gesprächen unter 
Schutzmaßnahmen

Insgesamt verwundert es nicht, dass 
viele Jobcenter versuchen, persönliche 
Gespräche so schnell wie möglich wie-
der zu ermöglichen. So hat das Jobcenter 
Märkischer Kreis die persönliche Bera-
tung seit dem 8. Juni wieder aufgenom-
men. Zunächst in begrenztem Umfang 
(zwei Beratungen pro Mitarbeiterin/
Mitarbeiter/Tag) und selbstverständ-
lich unter Einhaltung strenger Hygiene-
vorschriften. Dazu gehören technische 
und organisatorische Maßnahmen. Es 
wurden Hygieneschutzwände für alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Kundenkontakt installiert, Desinfek-
tionsmittelspender auf den Fluren auf-
gestellt, der Einlass wird durch einen 
Sicherheitsdienst geregelt, es sind festge-
legte Wege ausgewiesen, Kunden werden 
im Haus durch einen Begleitservice be-
gleitet, dabei ist ein Mund-/Nasenschutz 
Pflicht. Im Zeitraum vom 22. Juni 2020 
bis 31. Juli 2020 konnten so schon wie-
der 3.259 Beratungen stattfinden. Dabei 
wurden die Kundenkontakte priorisiert. 
Vorrang hatten Erstgespräche, Gespräche 
im Rahmen der Maßnahmezuweisung/-
betreuung bei der persönlichen Ansprech-
person, Gespräche bei dringenden bezie-
hungsweise komplexen Sachverhalten im 
beschäftigungsorientierten Fallmanage-
ment (bFM), die Aushändigung von Erst
anträgen und die Identitätsprüfung. 

Insgesamt erachtet man im Jobcenter Mär-
kischer Kreis einen Mix aus persönlicher 
und telefonischer Beratung als sinnvoll. 
Um die Kundinnen und Kunden aktuell am 
besten zu unterstützen, empfiehlt das Job-
center die Nutzung des kompletten Maß-
nahmeportfolios (Präsenzmaßnahmen, On-
line-Angebote). Allerdings wünscht man 
sich im Märkischen Kreis zukünftig Maß-
nahmekonzepte, die von Anfang an digital 
konzipiert sind und zwar inklusive der Be-
reitstellung von Hard- und Software und 
des Zugangs zum Internet.

Probleme mit Motivation der 
Neukunden

Zukünftig könnte für die Jobcenter und 
Agenturen für Arbeit die Anpassung der 
Maßnahmenplanung an die durch die co-
ronabedingten Entlassungen veränderte 
Kundenstruktur an Bedeutung gewinnen. 
Auch dieses Thema wurde im Rahmen 
des Werkstattgesprächs der G.I.B. ange-
sprochen. Die Arbeitsverwaltungen stel-
len zwar bisher vielfach noch keine grund-
legende Veränderung der Kundenstruktur 
fest. Allerdings zeigt sich bereits, dass eine 
grundsätzliche Umorientierung der Men-
schen, die durch Corona ihren Job verlo-
ren haben, schwierig werden könnte. Denn 
viele Menschen sind mit der Option einer 
Wiedereinstellung nach der Corona-Krise 
entlassen worden und oftmals noch nicht 
bereit, sich wirklich umzuorientieren. Ge-
nerell stellt nach Einschätzung der Jobcen-
ter und Agenturen für Arbeit die Motiva-
tion und Umorientierung von eigentlich 
arbeitsmarktnahen Kunden, die derzeit 
nur schwer in Arbeit finden, eine Heraus-
forderung dar. Weitere innovative Ideen 
für die Arbeit der Jobcenter und Agen-
turen für Arbeit werden also auch in Zu-
kunft gefragt sein.
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Eine aktuelle Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 

hat sich mit der Frage befasst, welche Arbeitsverhältnisse beim Wiederein-

stieg nach Langzeitarbeitslosigkeit stabil sind und welche nicht. Mit ihren Er-

kenntnissen liefert die Studie wichtige Anregungen für Jobcenter bei der nach-

haltigen Integration Langzeitarbeitsloser in den Arbeitsmarkt. 

Nachhaltige Integration ehemals 

Langzeitarbeitsloser
Neue Erkenntnisse 

„Die hohe Zahl an Langzeitarbeits-
losen bleibt eine Herausforderung in 
Nordrhein-Westfalen und die Aktivi-
täten zum Abbau der Langzeitarbeits-
losigkeit werden fortgeführt“, lautet die 
klare Aussage im „Gemeinsamen Ar-
beitsmarktprogramm 2019/2020“ der 
Regionaldirektion NRW der Bundes
agentur für Arbeit und des Landes Nord
rhein-Westfalen. 

Das Problem: Mit zunehmender Dauer 
der Arbeitslosigkeit sinkt die Wahrschein-
lichkeit einer Beschäftigungsaufnahme. 
Und: Selbst, wenn es Langzeitarbeitslo-
sen gelingt, eine Beschäftigung aufzuneh-
men, ist sie oft alles andere als dauerhaft.

Vor diesem Hintergrund hat Dr. Matthias 
Umkehrer vom Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) auf Basis ei-
ner mit administrativen Daten kombi-
nierten Personenbefragung die Stabilität 
von Arbeitsverhältnissen untersucht, die 
nach mindestens einjähriger Arbeitslo-
sigkeit neu aufgenommen wurden. Ver-
öffentlicht sind die Ergebnisse in einem 
IAB-Kurzbericht mit dem Titel „Wieder-
einstieg nach Langzeitarbeitslosigkeit. 
Welche Arbeitsverhältnisse sind stabil, 
welche nicht?“ 

Bei seiner Untersuchung der Daten von 
mehr als 5.000 langzeitarbeitslosen Per-
sonen differenziert der Autor zwischen 
Job- und Beschäftigungsstabilität. Job-
stabilität sieht er als gegeben, wenn das 
erste nach Langzeitarbeitslosigkeit neu 
aufgenommene Arbeitsverhältnis län-
ger als zwei Jahre dauert. Von Beschäfti-
gungsstabilität lässt sich sprechen, wenn 
alle Beschäftigungsverhältnisse innerhalb 
von zweieinhalb Jahren – gerechnet ab 
dem Beginn des ersten nach Langzeitar-Foto: picture alliance/dpa/Daniel Karmann
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beitslosigkeit neu aufgenommenen Ar-
beitsverhältnisses – in der Summe mehr 
als zwei Jahre bestehen.

Bei der untersuchten Personengruppe be-
steht etwa die Hälfte der neu eingegan-
genen Arbeitsverhältnisse weniger als ein 
Jahr, bei einem Teil zwischen ein bis zwei 
Jahren und bei wiederum einem anderen 
Teil länger als zwei Jahre.

Was nun – und das ist die entscheidende 
Frage der Studie – sind die Gründe für die 
unterschiedlich lange Beschäftigungsdau-
er oder, anders gefragt, „welche Merk-
male beeinflussen die Nachhaltigkeit 
einer Arbeitsmarktintegration von Lang-
zeitarbeitslosen?“

Hier liefert die Studie Antworten, die 
teils bekannte Befunde bestätigen, teils 
aber auch neue Erkenntnisse. Wenig über-
raschend zunächst der nachgewiesene 
„stark positive Zusammenhang“ zwi-
schen früherer Arbeitsmarkterfahrung 
und der Stabilität zukünftiger Beschäf-
tigung. Auch dass eine Berufsausbildung 
im Allgemeinem mit einer höheren Job- 
und Beschäftigungsstabilität einhergeht, 
verwundert kaum. Matthias Umkehrer: 
„Eine naheliegende Erklärung hierfür 
wäre, dass berufsspezifisches Humanka-
pital die individuelle Produktivität und 
letztlich die Stabilität erhöht.“ 

Die Wahrscheinlichkeit eines stabilen Ar-
beitsverhältnisses, so ein weiteres Ergeb-
nis, steigt mit der Größe des einstellenden 
Betriebs. Diesen Befund sieht Matthias 
Umkehrer „in Einklang mit der Hypo-
these, dass sich neu eingestellten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in einem 
größeren Betrieb ein weiteres Netzwerk 
an Kontakten eröffnet und sich somit 
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mehr Optionen für Weiterbeschäftigung 
oder Folgeanstellungen ergeben können.“ 

Aus dem ebenfalls festgestellten positiven 
Zusammenhang zwischen Jobzufrieden-
heit auf der einen sowie Stabilität von Job 
und Beschäftigung auf der anderen Sei-
te schlussfolgert der Autor, „dass es für 
eine nachhaltige Integration von Lang-
zeitarbeitslosen wichtig scheint, mög-
lichst genau auf die Bedürfnisse der Be-
troffenen einzugehen.“ 

Anlass zu intensiveren Überlegungen auf 
operativer Ebene dürfte die Erkenntnis 
geben, dass eine marginale Beschäftigung 
in Form eines Minijobs „vergleichsweise 
wenig förderlich für den Übergang in die 
Stammbelegschaft“ ist, vor allem aber 
auch der Befund, dass sich bei den un-
tersuchten Langzeitarbeitslosen ein Be-
schäftigungsübergang in Vollzeit – im 
Durchschnitt – als weniger stabil erweist 
als eine Arbeitsaufnahme in sozialversi-
cherungspflichtiger Teilzeit. Es scheint, 
so der Autor, „dass ein Wiedereinstieg 
in Vollzeit vormals Langzeitarbeitslose 
tendenziell überfordert.“

Nicht minder interessant der konstatierte 
positive Zusammenhang zwischen einer 
stabilen Beschäftigung und dem „Vor-
handensein einer Partnerin oder eines 
Partners im Haushalt, und zwar unab-
hängig davon, ob sich Kinder im Haus-
halt befinden oder nicht“. Für Matthi-
as Umkehrer ein Hinweis darauf, „dass 
Zusammenlebende eher als Alleinlebende 
motiviert sind, eine Beschäftigung auf-
rechtzuerhalten.“

In seinem Fazit empfiehlt er, „Betroffene 
auch während ihrer beruflichen Tätigkeit 
weiterzubilden.“ Weil Alleinlebende und 

Personen, die von Beginn an in Vollzeit 
beschäftigt werden, geringere Chancen 
auf eine stabile Beschäftigung haben, plä-
diert er zudem dafür, „ehemals Langzeit-
arbeitslose möglichst behutsam an den 
Arbeitsmarkt heranzuführen.“ Als bei-
spielhaft und mit Verweis auf frühere 
IAB-Untersuchungen nennt er die „ganz-
heitliche beschäftigungsbegleitende Be-
treuung gemäß § 16e Abs. 4 oder § 16i 
Abs. 4 Sozialgesetzbuch II oder einer 
öffentlich geförderten Beschäftigung.“

Für Stefan Kulozik, Leiter der Abteilung 
„Arbeit und Qualifizierung“ im Minis
terium für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales des Landes Nordrhein-Westfalen 
(MAGS), sind die Ergebnisse der IAB-
Studie vor allem deshalb von Relevanz, 
weil infolge der Corona-Krise und der 
damit verbundenen Rezession für das 
nächste Jahr von einem Anstieg der Zahl 
Langzeitarbeitsloser auszugehen ist: Vor 
diesem Hintergrund sind Erkenntnisse 
wie die der IAB-Untersuchung jederzeit 
willkommen. Sie können der operativen 
Ebene in den Jobcentern bei ihrer För-
derung Anregungen geben zur nachhal-
tigen Integration Langzeitarbeitsloser in 
den Arbeitsmarkt. 

Foto: picture alliance/K. Schmitt
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Menschen mit Behinderung am Arbeitsmarkt
NRW inklusiv

Menschen mit einer Behinderung, also – nach einer Definition der UN-Behinder-

tenrechtskonvention – „Menschen mit langfristigen körperlichen, seelischen, 

geistigen oder Sinnesbeeinträchtigungen, welche sie in Wechselwirkung mit 

verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teil-

habe an der Gesellschaft hindern können“, sind am Arbeitsmarkt immer noch 

oft benachteiligt. Das will die nordrhein-westfälische Landesregierung ändern 

und verzeichnet viele Erfolge bei der Integration schwerbehinderter Menschen 

in den Arbeitsmarkt. 

ben hierzulande eine um fast zwanzig Pro-
zentpunkte niedrigere Beschäftigungsquo-
te als nicht behinderte Personen. 

Noch immer also sind Menschen mit einer 
Behinderung am Arbeitsmarkt stark be-
nachteiligt, obwohl Artikel 27 der schon 
vor zwölf Jahren in Kraft getretenen UN-
Behindertenrechtskonvention das Recht 
behinderter Menschen auf Arbeit „auf 
der Grundlage der Gleichberechtigung 
mit anderen Menschen“ festlegt. 

Demnach hat der Staat die Pflicht, durch 
„geeignete Schritte“ die Verwirklichung des 
Rechts auf Arbeit für Menschen mit Behin-

Erfreulich das erste Ergebnis einer aktuellen 
Studie („All Hands In? Making Diversity 
Work for All“) der Industriestaaten-Or-
ganisation OECD: Bei der Beschäftigten-

quote von Menschen mit Behinderung 
liegt Deutschland im internationalen Ver-
gleich im oberen Viertel. Ernüchternd der 
zweite Befund: Behinderte Menschen ha-
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derung und damit die „Möglichkeit der Ar-
beit in einem offenen, einbeziehenden und 
zugänglichen Arbeitsmarkt und Arbeitsum-
feld“ zu sichern und zu fördern. 

Vielzahl engagierter Akteure

Als erstes Bundesland hat der Landtag von 
Nordrhein-Westfalen 2016 einen übergrei-
fenden rechtlichen Rahmen für die Umset-
zung der UN-Konvention in Landesrecht 
geschaffen. Mit dem „Inklusionsgrund-
sätzegesetz NRW“ verankert Nordrhein-
Westfalen „Grundsätze, die den vollen 
und gleichberechtigten Genuss aller Men-
schenrechte und Grundfreiheiten durch 
alle Menschen mit Behinderungen för-
dern, schützen und gewährleisten und die 
Achtung der ihnen innewohnenden Wür-
de fördern.“

Mit dem Gesetz hat sich das Land Nord
rhein-Westfalen verpflichtet, eine unab-
hängige Monitoring-Stelle zur Überwa-
chung der Umsetzung der UN-Konvention 
für Nordrhein-Westfalen einzurichten und 
diesen Auftrag der „Monitoring-Stelle 
UN-Behindertenrechtskonvention“ des 
Deutschen Instituts für Menschenrechte 
zu übertragen. Zu deren vertraglich ver-
einbarten Tätigkeiten gehören unter an-
derem die fachkompetente Beratung und 
Begleitung der Landesregierung bei der 
Umsetzung der Anforderungen der UN-
Konvention, die Zusammenarbeit mit 
der Kompetenz- und Koordinierungs-
stelle beim Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales des Landes Nord
rhein-Westfalen (MAGS NRW) sowie mit 
weiteren Akteuren wie zum Beispiel den 
kommunalen Spitzenverbänden, der Lan-
desbehindertenbeauftragten, der Agentur 
Barrierefrei NRW sowie mit Gremien wie 
dem Inklusionsbeirat.

Zu den zentralen Akteuren im Handlungs-
feld zählen in Nordrhein-Westfalen die 
Landschaftsverbände Rheinland und West-
falen-Lippe sowie die nordrhein-westfä-
lischen Städte, Kreise und Gemeinden. Sie 
haben mit einer Vielzahl an Unterstützungs
angeboten sowohl im Rahmen des Schwer-
behindertenrechts (SGB IX Teil 3, Mittel 
der Ausgleichsabgabe) als auch im Rah-
men der Eingliederungshilfe (SGB IX Teil 
2, Umlagemittel) seit vielen Jahrzehnten 
ein umfangreiches, bedarfsgerechtes und 
leistungsstarkes Unterstützungssystem in 
Nordrhein-Westfalen aufgebaut. Sie sind 
auch zuständig für Werkstätten für behin-
derte Menschen (WfbM), also für Einrich-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, finan-
zieren den Integrationsfachdienst (IFD), die 
Fachstellen und sind am Programm STAR 
(Schule trifft Arbeitswelt) beteiligt. 

Bei den Landschaftsverbänden sind zu-
dem die Inklusionsämter angesiedelt. Sie 
fördern die berufliche Eingliederung von 
schwerbehinderten Menschen in den all-
gemeinen Arbeitsmarkt. Dazu unterstüt-
zen und beraten sie Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber, Menschen mit Behinderung 
sowie betriebliche Funktionsträger, also 
Schwerbehindertenvertretungen sowie Be-
triebs- und Personalräte.

Das Angebot umfasst beispielsweise die fi-
nanzielle Förderung zur Schaffung von Ar-
beits- und Ausbildungsplätzen sowie zur 
behinderungsgerechten Einrichtung von 
Arbeitsplätzen. Zentrale Ansprechpartner 
sind sie zudem im Rahmen der Rehabilita-
tion oder der Wiedereingliederung in den 
Arbeitsprozess. Darüber hinaus unterstüt-
zen sie den Wechsel von Beschäftigten aus 
einer Werkstatt für behinderte Menschen 
auf den allgemeinen Arbeitsmarkt. Finan-
ziert werden die Leistungen der Inklusions-

ämter aus den Mitteln der Ausgleichsabga-
be, die Arbeitgeber zahlen müssen, wenn sie 
nicht die vorgeschriebene Zahl von schwer-
behinderten Menschen beschäftigen.

Im Auftrag der Inklusionsämter, aber auch 
der Rehabilitationsträger und der Agenturen 
für Arbeit sind die in der Regel bei freien 
Trägern angesiedelten Integrationsfach-
dienste (IFD) bei der Integration schwer-
behinderter Menschen in den Arbeitsmarkt 
aktiv sowie in den einzelnen Regionen die 
„Fachstellen Behinderte Menschen im Be-
ruf“. Deren Ziel ist, Arbeitsplätze schwer-
behinderter Beschäftigter zu sichern, wozu 
neben finanziellen Hilfen zur behinderungs-
gerechten Gestaltung von Arbeitsplätzen ihr 
Einsatz zum Kündigungsschutz für schwer-
behinderte Menschen zählt.

Ebenfalls wichtige Partner im Handlungs-
feld sind die Inklusionsberaterinnen und 
-berater der Kammern. Sie unterstützen Be-
triebe in rechtlichen und organisatorischen 
Fragen rund um das Thema Inklusion: bei 
der Beantragung von Fördermitteln genau-
so wie etwa bei Fragen zu technischen Ar-
beitshilfen. 

Spezialisierte Ansprechpersonen für die För-
derung der Teilhabe behinderter Menschen 
am Arbeitsleben sind auch die Reha-Bera-
terinnen und -Berater der Bundesagentur 
für Arbeit. Sie beraten Menschen mit Be-
hinderung individuell und umfassend über 
die (Förder-)Möglichkeiten ihrer Teilhabe 
am Arbeitsleben, legen gemeinsam mit ih-
nen erforderliche Maßnahmen fest. 

Auch die Jobcenter stehen Arbeitgebern, 
die Menschen mit Behinderung einstellen 
möchten, als Ansprechpartner und Lotse 
zur Verfügung, beraten zu den Fördermög-
lichkeiten wie etwa Eingliederungszuschuss 
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für behinderte und schwerbehinderte Men-
schen. Unter bestimmten Voraussetzungen 
bekommen Arbeitgeber auch die Kosten für 
eine befristete Probebeschäftigung behin-
derter, schwerbehinderter und ihnen gleich-
gestellter Menschen bis zu einer Dauer von 
drei Monaten vollständig erstattet.

Aktives Nordrhein-Westfalen

Mit dem Aktionsplan „Eine Gesellschaft 
für alle – NRW inklusiv“ hatte die Lan-
desregierung von Nordrhein-Westfalen 
schon 2012 ein, so heißt es dort, „dyna-
misches und im Zeitverlauf weiterentwi-
ckeltes Konzept zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention“ vorgelegt, 
das neben vielen anderen Aktionsfeldern 
Maßnahmen zum Themenbereich „Ar-
beit und Qualifizierung“ umfasst.

Aus der Fülle der seitdem und vor allem in 
den letzten Jahren umgesetzten Maßnah-
men wird hier nur eine Auswahl präsen-
tiert, wie sie im „Bericht zur Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungssituation von Menschen 
mit Behinderungen und zur Schaffung von 
Angeboten im Rahmen des regulären Ar-
beitsmarkts“ vom Juni vergangenen Jah-
res veröffentlicht worden sind. 

Darin bekennt sich die Landesregierung aus-
drücklich zu ihrer gesellschaftspolitischen 
Verpflichtung zur Umsetzung der UN-Kon-
vention. „Gerade in einer Arbeitsgesellschaft 
wie der unseren“, heißt es da, „ist die gleich-
berechtigte Teilhabe in hohem Maß an eine 
Erwerbstätigkeit geknüpft.“ Dabei stellt ein 
inklusiver Arbeitsmarkt die Gesellschaft vor 
die Herausforderung, dass – unter den Be-
dingungen des Marktes – ein Wandel voll-
zogen werden muss, und zwar weg vom ar-
beitsplatzgerechten Menschen und hin zu 
menschengerechten Arbeitsplätzen. 

Die über EU-, Bundes- sowie Landesmittel 
finanzierten Maßnahmen der Landesregie-
rung von Nordrhein-Westfalen zur Inklu-
sion behinderter Menschen auf den allge-
meinen Arbeitsmarkt setzen früh an, damit 
„alle jungen Menschen mit wesentlichen Be-
hinderungen Zugang zu einer ihre beson-
deren Bedarfe berücksichtigenden vertief-
ten Berufsorientierung erhalten.“ 

So sind Schülerinnen und Schüler mit Be-
hinderungen und/oder Bedarf an sonder-
pädagogischer Unterstützung in den För-
derschwerpunkten geistige Entwicklung, 
körperliche und motorische Entwicklung, 
Hören und Kommunikation, Sehen und 
Sprache vollumfänglich einbezogen in das 
Landesprogramm „Kein Abschluss ohne 
Anschluss“. Gleiches gilt für Schülerinnen 
und Schüler mit Bedarf an sonderpädago-
gischer Unterstützung in den Bereichen 
Lernen sowie Emotionale und soziale Ent-
wicklung, für die eine anerkannte Schwer-
behinderung vorliegt, und Schülerinnen und 
Schüler mit Autismusspektrum-Störungen, 
die zusätzlich über das Programm „KAoA-
STAR“ („Schule trifft Arbeitswelt“) geför-
dert werden. 

Eine Erfolgsgeschichte ist auch die mit Mit-
teln des Europäischen Sozialfonds (ESF) 
und gemeinsam mit der Regionaldirektion 
Nordrhein-Westfalen der Bundesagentur für 
Arbeit seit 2007 geförderte Aktion „100 zu-
sätzliche Ausbildungsplätze für Jugendliche 
und junge Erwachsene mit Behinderungen 
in Nordrhein-Westfalen“, kurz „Aktion 
100“. Hier erhalten junge Menschen mit 
Handicap, die auch in der Nachvermitt-
lungsphase keinen Ausbildungsplatz gefun-
den haben, die Chance auf unterstützte be-
triebliche Ausbildung. Insgesamt wurden 
bisher rund 1.430 Ausbildungsverträge in 
über 135 verschiedenen Berufen geschlos-

sen und mehr als 1.250 Unternehmen als 
betriebliche Ausbildungspartner gewonnen. 

Nordrhein-Westfalen: Spitzen-
reiter bei Inklusionsbetrieben

Starke Erfolge verzeichnet Nordrhein-West-
falen darüber hinaus beim Ausbau des An-
gebots an Inklusionsbetrieben. So ist die 
Zahl der Inklusionsbetriebe in Nordrhein-
Westfalen in den vergangenen Jahren kon-
tinuierlich gestiegen und lag Ende 2019 
bei 314 Betrieben mit mehr als 8.200 Ar-
beitsplätzen, davon rund 3.850 besonders 
betroffene schwerbehinderte Menschen 
(§ 215 SGB IX). Damit hat Nordrhein-
Westfalen mehr Inklusionsbetriebe als je-
des andere Bundesland. Auch beim Anteil 
der Beschäftigten in Inklusionsbetrieben 
pro 1.000 Einwohner lag Nordrhein-West-
falen im Vorjahr gemeinsam mit Rhein-
land-Pfalz an der Spitze der Bundesländer.

Allein mit dem Landesprogramm „Integra-
tion unternehmen!“ (Llu!) und aus Mitteln 
der Ausgleichsabgabe sind zwischen 2008 
und 2019 über 2.700 neue Arbeitsplätze 
für besonders betroffene schwerbehinder-
te Menschen in nordrhein-westfälischen 
Inklusionsbetrieben geschaffen worden. 
Zwischenzeitlich hat das Land die Bezu-
schussung der Schaffung von Arbeitsplätzen 
in Inklusionsbetrieben in eine Regelförde-
rung übergeführt. Weitere Neugründungen 
und Erweiterungen von Inklusionsbetrie-
ben und -abteilungen sind geplant. 

Weit mehr als oft gedacht, aber nicht alle 
Menschen mit Behinderung lassen sich in 
den ersten Arbeitsmarkt integrieren. Für 
sie, die wegen der Art oder Schwere ihrer 
Behinderung keine oder noch keine Arbeit 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt finden 
können, gibt es Werkstätten für behin-
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derte Menschen (WfbM). Zum Jahresen-
de 2019 ist die Zahl der Plätze in den 104 
nordrhein-westfälischen WfbM auf mehr 
als 81.000 gestiegen. Eine zunehmende An-
zahl der hier Beschäftigten arbeitet auf so-
genannten Außenarbeitsplätzen. Das heißt, 
sie bleiben Beschäftigte der WfbM, arbei-
ten aber in Betrieben des allgemeinen Ar-
beitsmarktes. Ende 2019 gab es in Nord-
rhein-Westfalen insgesamt mehr als 5.200 
Außenarbeitsplätze. 

Nach Auffassung der Landesregierung 
könnte die Zahl der Übergänge aus den 
Werkstätten auf den allgemeinen Arbeits-
markt höher sein. Hier kann nach ihrer 
Überzeugung das nordrhein-westfälische 
Modell des „Budgets für Arbeit“ eine wich-
tige Funktion übernehmen. 

Zum einen wird hier durch die Zahlung 
eines Geldbetrags an den Arbeitgeber die 
Leistungsminderung ausgeglichen, zum an-
deren wird durch ein Maßnahmenbündel 
die betriebliche Inklusion gefördert. Mit 
dem Inkrafttreten des Bundesteilhabege-
setzes, schreibt die Landesregierung in ih-
rem Bericht an den Landtag, hat der Bun-
desgesetzgeber nicht zuletzt aufgrund der 
positiven Ergebnisse aus Nordrhein-Westfa-
len einen eigenen Tatbestand für das Budget 
für Arbeit geschaffen. Da für Übergänger 
aus WfbM aber keine Arbeitslosenversiche-
rung vorgesehen ist, fällt dieser hinter den 
in Nordrhein-Westfalen bereits erreichten 
Standard zurück. 

Übergänge in den ersten 
Arbeitsmarkt

Unter der Überschrift „Gute Qualifikati-
on der schwerbehinderten Arbeitslosen“ 
schreibt die Regionaldirektion in ihrer Pu-
blikation „Der Arbeitsmarkt in NRW für 

schwerbehinderte Menschen“ (Dezem-
ber 2019), dass knapp 60 Prozent aller 
schwerbehinderten Arbeitslosen eine „Tä-
tigkeit als Fachkraft oder höher“ suchen. 
Bei den Arbeitslosen ohne Schwerbehinde-
rung sind es nur etwa 43 Prozent: „Da die 
Tätigkeiten im Normalfall auch eine for-
male Berufsausbildung voraussetzen, kann 
man daraus schließen, dass die Qualifikati-
on der schwerbehinderten Arbeitslosen im 
Durchschnitt besser ist als die der Arbeits-
losen ohne Schwerbehinderung.“ Doch das 
vergleichsweise gute Niveau der schwer-
behinderten Arbeitslosen, bemängelt die 
Regionaldirektion, wird noch immer un-
zureichend genutzt. 

Dass es auch anders geht, beweist die 
Großewinkelmann GmbH & Co. KG, 
ein mittelständischer Spezialhersteller für 
Stall- und Weidetechnik in Rietberg, mit 
der Gründung einer Inklusionsabteilung, 
in der zwölf Menschen mit einer Schwerst-
behinderung arbeiten, der Softwareher-
steller Connext in Paderborn, in dessen 
Seminar- und Tagungszentrum die Hälf-
te der 30 Mitarbeitenden in Küche, Ser-
vice, Housekeeping und Haustechnik ein 
Handicap haben, sowie die Früchte Heep 
GmbH auf dem Kölner Großmarkt. Dass 
die Beschäftigung dieser Menschen einen 
großen Gewinn für ein Unternehmen dar-
stellen kann, zeigt die DHL Airways GmbH 
am Flughafen Köln/Bonn.

Für betriebsintegrierte Arbeitsplätze als 
Weg in den allgemeinen Arbeitsmarkt ste-
hen die Gemeinnützige Werkstätten Köln. 
Sie betreuen 265 Menschen mit Beeinträch-
tigung auf ausgelagerten Arbeitsplätzen in 
Unternehmen. Ziel ist, den Übergang von 
der WfbM in ein sozialversicherungspflich-
tiges Arbeitsverhältnis auf dem ersten Ar-
beitsmarkt zu schaffen.

Vorbildlich hier das Jobcenter Dortmund, 
das schon vor zwölf Jahren quasi einen ei-
genen Arbeitgeberservice nur für die Ziel-
gruppe von Menschen mit Behinderung 
eingerichtet hat. Zwei Beispiele aus dem 
Berufsförderungswerk Dortmund (BFW) 
im Rahmen der Aktion „100 zusätzliche 
Ausbildungsplätze“ unterstreichen, dass 
unter professioneller Begleitung Men-
schen mit einer Behinderung auch die du-
ale Ausbildung offensteht. Hier fungie-
ren die Dentaltechnik Buschmann GmbH 
in Herten und das Klinikum Dortmund  
gGmbH als Kooperationsbetriebe.

Beim Versuch, Menschen mit einer Behin-
derung in den Arbeitsmarkt zu integrieren, 
warnt Christian Münch, Inklusionsbe-
rater bei der Südwestfälischen Industrie- 
und Handelskammer (SIHK) zu Hagen 
davor, „in die soziale Verantwortungs-
falle zu tappen“, sondern immer auch die 
Interessen und Bedarfe der Unternehmen 
zu berücksichtigen. Andreas Oehme, Ge-
schäftsführer des Westdeutschen Hand-
werkskammertags bekräftigt im Gespräch 
mit der G.I.B. diese Haltung mit seiner 
Aussage, dass „für Betriebe nicht die Be-
hinderung, sondern die Qualifikation im 
Vordergrund steht.“

Der Leiter des LWL-Inklusionsamts Ar-
beit des Landschaftsverbands Westfalen-
Lippe (LWL), Michael Wedershoven, il-
lustriert im Gespräch das breite vielfältige 
Unterstützungsangebot der Landschafts-
verbände in diesem Handlungsfeld. Und 
die Landesbehindertenbeauftragte Clau-
dia Middendorf richtet sich mit einem Ap-
pell an die gesamte Gesellschaft: „Barrie-
ren in den Köpfen der Menschen müssen 
genauso abgebaut werden wie die Barri-
eren am Arbeitsplatz.“ 

In der Gesellschaft für innovative Beschäftigungsförderung  

war Gustav Bölke, der jetzt in den Ruhestand geht, viele Jahre  

zuständig für diesen Themenbereich. Mehr als zwölf Jahre und 

damit von Beginn an hat er das Landesprogramm „Integration  

unternehmen!“ fachlich begleitet, spezielle Fortbildungs- und  

Beratungsangebote entwickelt und den Inklusionsgedanken in die 

Regionen und hier in die Kommunen und Unternehmen getragen. 

Die Erfolge der nordrhein-westfälischen Inklusionspolitik zeigen, 

dass sich Engagement in diesem Handlungsfeld lohnt.
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„Barrieren in den Köpfen der Menschen 

müssen genauso abgebaut werden wie 

die Barrieren am Arbeitsplatz.“
Ein Interview mit Claudia Middendorf, Beauftragte der Landesregierung  

Nordrhein-Westfalen für die Belange der Menschen mit Behinderung

G.I.B.: Frau Middendorf, die UN-Behindertenrechts-
konvention stellt klar, dass Menschen mit Behinde-
rungen ein uneingeschränktes und selbstverständliches 
Recht auf Teilhabe besitzen – das gilt auch für die 
Teilhabe an Arbeit. Welche besondere Bedeutung hat 
in Ihren Augen hier die Inklusion in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt? 
Claudia Middendorf: Arbeit ist für jeden von uns ein 
wichtiger Lebensbestandteil. Menschen mit Behinde-
rungen müssen eine gleichwertige Tätigkeit mit einem 
gesicherten Einkommen aufnehmen können. Die In-
klusion in den allgemeinen Arbeitsmarkt stärkt ihre 
Selbstbestimmung und zugleich ihre gesamtgesell-
schaftliche Teilhabe. Doch neben den sozialen und in-
dividuellen Komponenten für Menschen mit Behin-
derungen ergeben sich durch die Inklusion auch 
ökonomische Vorteile für alle. In Zeiten des demo-
grafischen Wandels kommt der Fachkräftegewinnung 
eine immer größere Bedeutung zu. Hier gibt es bei den 
Menschen mit Behinderungen große Potenziale, die 
es zu nutzen gilt. Hilfreich ist hier sicher die fortschrei-
tende Digitalisierung. Außerdem sinkt durch die In-
klusion von Menschen mit Behinderungen in den all-
gemeinen Arbeitsmarkt die Arbeitslosenquote und das 
führt zu einer geringeren Inanspruchnahme unserer 
sozialen Sicherungssysteme. Von der Inklusion profi-
tiert also die gesamte Gesellschaft. 

G.I.B.: In Nordrhein-Westfalen gibt es eine Fülle an 
Programmen und Maßnahmen, die der Inklusion 
behinderter Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
dienen. Die vom Land geförderten Inklusionsbetriebe 
sind da nur ein Beispiel. Über welche daraus resultie-
renden Erfolge freuen Sie sich besonders? 

Foto: picture alliance/Monkey Business 2
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Claudia Middendorf: Ich begrüße ausdrücklich die 
als „NRW-Weg“ bezeichnete Werkstattregelung, die 
im Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen vorangebracht wur-
de. Zudem freue ich mich, dass Nordrhein-Westfalen 
während der Corona-Pandemie Inklusionsbestriebe 
finanziell unterstützt und damit die Existenz dieser 
Betriebe gesichert wurde. Als einen großen Erfolg wer-
te ich auch die Einführung des Budgets für Arbeit, 
das den Menschen den Weg aus der Werkstatt in den 
ersten Arbeitsmarkt erleichtert.

G.I.B.: Das Land allein kann die Herausforderungen 
in diesem Handlungsfeld nicht bewältigen. Wie wich-
tig ist das Zusammenspiel der beteiligten Akteure? 
Claudia Middendorf: Ganz einfach: Es ist unverzicht-
bar. Neben den Inklusionsämtern zum Beispiel tragen 
die Kompetenzzentren Selbstbestimmt Leben (KSL) 
zur Sensibilisierung der Menschen für Kolleginnen 
und Kollegen mit Behinderungen bei. Darüber hinaus 
kommt den Ergänzenden unabhängigen Teilhabebe-
ratungen (EUTB) eine wichtige Lotsenfunktion auch 
im beruflichen Kontext zu. Sie unterstützen Menschen 
mit Behinderungen, von Behinderung bedrohte Men-
schen, aber auch deren Angehörige unentgeltlich bun-
desweit zu Fragen der Rehabilitation und Teilhabe. 
Nicht zu vergessen der Fachbeirat Arbeit und Quali-
fizierung auf Landesebene. Er ist ein wichtiges Instru-
ment des gegenseitigen Austauschs und der Verbesse-
rung der Inklusion in den allgemeinen Arbeitsmarkt. 

G.I.B.: Trotz aller Erfolge: Eine aktuelle OECD-
Studie bescheinigt Deutschland bei der Inklusion im 
internationalen Ranking zwar einen Platz im Spitzen-
bereich, doch die Beschäftigtenquote behinderter 
Menschen liegt immer noch deutlich unter jener der 
Nicht-Behinderten. Was bleibt also – konkret – noch 
zu tun? 
Claudia Middendorf: Um noch mehr Menschen mit 
Behinderungen in den ersten Arbeitsmarkt integrie-
ren zu können, müssen die Barrieren in den Köpfen 
der Menschen genauso abgebaut werden wie die Bar-
rieren am Arbeitsplatz. Bürogebäude müssen vollstän-
dig barrierefrei sein und die Ausstattung mit Hilfs-
mitteln, beispielsweise für blinde Menschen, muss 
noch schneller erfolgen. Mein Wunsch ist, dass wir 
angesichts der fortschreitenden Digitalisierung auch 
die digitale Barrierefreiheit im Blick behalten und das 
Persönliche Budget weiter bewerben und bestärken. 
Die Werkstatt für Menschen mit Behinderungen darf 
keine Einbahnstraße sein.

Claudia Middendorf, Beauftragte der Landes- 

regierung für Menschen mit Behinderung 

in Nordrhein-Westfalen
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Die Aktion „100 zusätzliche Ausbil-

dungsplätze für Jugendliche und jun-

ge Erwachsene mit Behinderung in 

Nordrhein-Westfalen“, gefördert mit 

Mitteln des Europäischen Sozialfonds, 

wird flächendeckend in ganz Nord

rhein-Westfalen angeboten. Jährlich 

stehen bis zu 150 Teilnahmeplätze für 

Berufseinsteigerinnen und Berufsein-

steiger mit Behinderung bereit. Für die 

Durchführung der Ausbildung im Rah-

men der „Aktion 100“ sind Träger der 

beruflichen Bildung verantwortlich. 

Sie stehen den teilnehmenden Jugend-

lichen und den bei der Ausbildung mit-

wirkenden Betrieben mit Rat und Tat 

zur Seite. Lernorte sind die Betriebe, 

die Berufskollegs sowie die an der Ak-

tion beteiligten Bildungsträger. Letzte-

re beraten die Jugendlichen bei ihrer 

Berufswahl, schließen mit ihnen den 

Ausbildungsvertrag ab, stellen ihnen 

einen Ausbildungscoach an die Seite, 

koordinieren die Ausbildung an den ver-

schiedenen Lernorten und führen indi-

viduellen Stütz- und Förderunterricht 

durch. So organisiert, gelingt es vielen 

Jugendlichen, eine duale Berufsaus-

bildung zu absolvieren. Viele Teilneh-

mende werden von den Kooperations-

betrieben als Fachkraft übernommen.

Junge Menschen mit Behinderung: 

Ausbildung für den ersten Arbeitsmarkt
Aktion „100 zusätzliche Ausbildungsplätze“

Fatima Sahan hat eine Hörbehinderung. Das hält sie nicht von ihrer Ausbildung 

bei der Dentaltechnik Buschmann GmbH in Herten ab.  
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Gute Aussichten

Wie gut die Integration junger Menschen 
mit Behinderung in eine duale Berufs-
ausbildung und später in den ersten Ar-
beitsmarkt gelingen kann, zeigen stell-
vertretend zwei junge Teilnehmende der 
„Aktion 100“. 

Eine von ihnen ist Fatima Sahan. Bei ihr 
hatten Ärzte schon im Kindesalter eine 
hochgradige Schwerhörigkeit auf bei-
den Ohren diagnostiziert. „Ein Ausbil-
dungsplatz mit hohen Kommunikati-
onsanteilen kam deshalb für sie nicht in 
Betracht“, sagt Ina Wirtz, Leitung Be-
triebliche Rehabilitation beim Berufsför-
derungswerk Dortmund (BFW), einem 
der an der Aktion beteiligten Bildungs-
träger. In ihrem ersten Kooperationsbe-
trieb führten Verständigungsschwierig-
keiten zu Problemen bei der Ausführung 
der Arbeit. Es folgten Gespräche mit dem 
Betrieb und Fatima Sahan sowie die Ent-
scheidung für einen neuen Kooperations-
betrieb: die Dentaltechnik Buschmann 
GmbH in Herten. Sie übernahm fortan 
den praktischen Teil der Ausbildung.

Zum Leistungsspektrum des Meister-
betriebs gehören neben der konventio-
nellen und digitalen Zahntechnik auch 
Angebote bei Kiefergelenkserkrankungen 
sowie bei Craniomandibulärer Dys-
funktion, einer Fehlregulation der Mus-
kel- oder Gelenkfunktion der Kiefer-
gelenke.

Noch in den neunziger Jahren zählte der 
Betrieb 25 Beschäftigte. Doch im Zuge 
der Digitalisierung änderten sich Arbeits-
felder und Produktion, beschränkte sich 

das Unternehmen auf die Veredelung in-
dustriell gefertigter Rohlinge. Zwangs-
läufig sank die Zahl der Beschäftigten 
auf drei – plus eine Auszubildende: Fa-
tima Sahan. 

Obwohl hinsichtlich seiner Personalstär-
ke mittlerweile ein Kleinstbetrieb, bil-
det Inhaber Andreas Buschmann weiter 
aus: „Wir wollten schon immer jungen 
Menschen den Einstieg ins Erwerbsle-
ben ermöglichen. Das haben wir trotz 
reduzierter Belegschaft beibehalten. Die 
Entscheidung fiel uns umso leichter, als 
es im Rahmen der „Aktion 100“ da-
rum geht, jungen Menschen mit Han-
dicap die Chance auf eine Berufsausbil-
dung zu geben.“ 

In der Hörbehinderung von Fatima Sa-
han sah der Unternehmer keinen Nach-
teil für seine Firma: „Überhaupt nicht. 
Aufgrund ihrer Arbeit im Labor sind 
ihre Kundenkontakte sehr begrenzt, so-
dass es im Betriebsalltag keinerlei Pro-
bleme gibt, und bei der innerbetrieb-
lichen Konversation haben wir uns, die 
Kollegen genauso wie ich, schnell auf die 
Hörbehinderung eingestellt. Wenn wir 
mit Fatima Sahan sprechen, reden wir 
auf Anraten des BFW Dortmund einfach 
ein bisschen lauter und schauen ihr ins 
Gesicht, sodass sie die Worte auch von 
unseren Lippen ablesen kann.“

Während der Kooperationsbetrieb die 
Wirtschaftsnähe der Ausbildung ge-
währleistet, findet Fatima Sahan im BFW 
professionelle Unterstützung in Form ei-
ner auf individuelle Bedarfe angepassten 
sozialpädagogischen Begleitung, wozu 
etwa die Förderung ihrer Teamfähigkeit 

gehört sowie die Stärkung der Eigenini-
tiative der einst infolge ihrer Hörbehin-
derung eher zurückhaltend agierenden 
jungen Frau. 

Sie besucht das Rheinisch Westfälische 
Berufskolleg in Essen für hörgeschädigte 
Jugendliche. Hier, wie auch im zweiten 
Kooperationsbetrieb, bescheinigte man 
ihr schon bald enorme Fortschritte hin-
sichtlich der fachlichen und persönlichen 
Entwicklung. Ina Wirtz: „Aufgrund der 
positiven Erfahrungen und der Anerken-
nung in ihrem Ausbildungsberuf hat sie 
ihre anfängliche Scheu abgelegt und ist 
offen für eine uneingeschränkte und un-
komplizierte Kommunikation.“

In Absprache mit dem Kooperations-
betrieb schaffte das BFW Dortmund 
Lern-Materialien wie etwa Materialien 
zur Herstellung einer Vollprothese an, 
damit die Auszubildende rechtzeitig vor 
der im nächsten Jahr anstehenden Prü-
fung ihre handwerklichen Fertigkeiten 
trainieren kann. Nebenbei möchte Fa-
tima Sahan Fahrpraxis bekommen, um 
sich im Straßenverkehr trotz Hörbehin-
derung sicher zu fühlen – einen Führer-
schein hat sie schon –, weiß aber noch 
nicht, wie sie das umsetzen soll. Dazu 
Ina Wirtz: „Mobilität und Fahrpraxis 
sind ein wichtiger Integrationsfaktor, 
sodass wir im Integrationsgespräch mit 
der Arbeitsagentur die Möglichkeiten 
einer Unterstützung ausloten wollen.“

Insgesamt also beste Voraussetzungen 
für eine Übernahme in ein Angestell-
tenverhältnis nach bestandener Prüfung 
vor der Handwerkskammer. Genau die 
war fest eingeplant. Doch jetzt, in der 
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Pandemie, haben sich wie in vielen Be-
reichen der Wirtschaft auch im Hertener 
Dentallabor die Rahmenbedingungen 
verändert. Noch immer ist Kurzarbeit 
angesagt. Unternehmer Andreas Busch-
mann: „Momentan kann ich noch keine 
endgültige Entscheidung treffen. Doch 
wenn uns Corona keinen Strich durch 
die Rechnung macht, hat Fatima Sahan 
gute Aussichten auf einen festen Job in 
unserem Betrieb.“

Anerkennende Worte findet ihrerseits 
Fatima Sahan für den Kooperationsbe-
trieb, das BFW und die „Aktion 100“ 
insgesamt: „Ich bin froh, dass ich über 
die Aktion meine Erstausbildung zur 
Zahntechnikerin absolvieren kann. Denn 
bis dahin hatte ich bei meinen Bewer-
bungen nur Absagen bekommen. Wenn 
es im Labor Kommunikationsprobleme 
gab, fand ich Unterstützung bei den für 
mich zuständigen Sozialpädagoginnen. 
Es hat mir sehr gutgetan, über Probleme 
zu sprechen und gemeinsam eine Lösung 
zu finden. Dadurch habe ich auch mehr 
Selbstbewusstsein bekommen und gehe 
gerne zur Arbeit ins Labor, ohne dass 
ich Angst haben muss. Im nächsten Jahr 
werde ich meine Ausbildung abschlie-
ßen. Ich bin mir sicher, dass ich vom 
BFW bei meiner Vorbereitung auf den 
Abschluss und beim Einstieg in meine 
Erwerbstätigkeit weiter sehr aktiv un-
terstützt werde.“

Vorzeitige Prüfung

Ebenfalls erfolgreich an der „Aktion 
100“ teilgenommen hat Timo Wojtczyk. 
Er leidet an einer Beeinträchtigung, die 
dem weiten Spektrum von Autismus zu-

zuordnen ist, mit Auswirkungen auf die 
Entwicklung der sozialen Interaktion, 
der Kommunikation und des Verhal-
tensrepertoires. Dennoch wollte Timo 
Wojtczyk unbedingt eine duale Berufs-
ausbildung absolvieren: „Davon habe 
ich mir ein gutes Einkommen und eine 
gesicherte berufliche Zukunft verspro-
chen“, und Ina Wirtz vom BFW Dort-
mund ergänzt: „Timo Wojtczyk war von 
Beginn an hoch motiviert und wollte so 
schnell wie möglich in seinem Koopera-
tionsbetrieb eingesetzt werden. Den ha-
ben wir auch gefunden, doch leider hat 
das Unternehmen schon bald nach Aus-
bildungsbeginn den Betrieb eingestellt.“ 

Unverzüglich kundschaftete das BFW 
einen neuen Kooperationsbetrieb aus 
und wurde schnell fündig: die Klinikum 
Dortmund gGmbH, das größte kommu-
nale Krankenhaus in Nordrhein-Westfa-

len. So konnte die Ausbildung zur Fach-
kraft Lagerlogistik weitergehen, einem 
dreijährigen anerkannten Ausbildungs-
beruf. Auch im neuen Betrieb kam Timo 
Wojtczyk schnell zurecht, bestätigt Ralf 
Pirags, Ausbildungsleiter im Klinikum 
Dortmund: „Einschränkungen, die sich 
mitunter aus der Beeinträchtigung erga-
ben, konnte er immer durch seine hohe 
Motivation ausgleichen. Mehr noch: Er 
war einer der leistungsstärksten Auszu-
bildenden in seinem Jahrgang.“

Ähnlich gute Nachrichten kamen aus der 
Berufsschule des Christlichen Jugend-
dorfwerks Deutschland (CJD), einem 
gemeinnützigen Verein in Dortmund, 
die Timo Wojtczyk besuchte. Wie im 
Betrieb waren auch hier seine Leistun-
gen so außergewöhnlich gut, dass er, 
auf Anregung von Ralf Pirags, seine Ab-
schlussprüfung unbedingt vorzeitig ab-

Timo Wojtczyk ist ausgebildete Fachkraft für Lagerlogistik und arbeitet bei der 

Klinikum Dortmund gGmbH. Er leidet an einer Beeinträchtigung, 

die dem weiten Spektrum von Autismus zuzuordnen ist.
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legen wollte. Gar nicht so einfach, das 
durchzusetzen, denn das CJD, sagt Ina 
Wirtz vom BFW, verkürzt für gewöhn-
lich keine Ausbildungen. Doch durch 
den großen Einsatz der begleitenden So-
zialpädagogin und einer signalisierten 
„Arbeitsplatzgarantie“ des Klinikums 
für den Fall einer bestandenen Prüfung 
kam es zu einer Einigung.

Weil die Vorbereitungszeit für die Prü-
fung in die coronabedingte Lockdown-
Phase fiel, im BFW also kein Präsenz-
unterricht stattfinden konnte, fand die 
vorbereitende Unterstützung durch das 
Berufsförderungswerk über eine haus-
eigene Lernplattform statt, ergänzt um 
telefonische und digitale Hilfestellung 
durch Ausbilderin und sozialpädago-
gische Begleitung. Der Einsatz hat sich 
gelohnt. Timo Wojtczyk hat die theore-
tische und praktische Prüfung mit gu-
ten Noten bestanden und hat jetzt einen 
sozialversicherungspflichtigen Vollzeit-
arbeitsplatz im Klinikum Dortmund. 
Doch er denkt schon weiter: „Ich will 
und muss jetzt erst fünf Jahre Berufser-
fahrung sammeln, aber dann möchte ich 
eine zusätzliche Ausbildung absolvieren: 
zum Logistikmeister IHK.“ 

„Aktion 100“: Mehr als 1.500 
abgeschlossene Ausbildungs-
verträge

Die beiden vorgestellten Beispiele sind 
keine Einzelfälle. In den bisher 14 Aus-
bildungsaktionen wurden bei den Ein-
richtungen der beruflichen Rehabilitation 
zusammen mehr als 1.500 Ausbildungs-
verträge in mehr als 145 Berufen abge-
schlossen. Und noch etwas ist gelungen: 

Der anfangs geringe Anteil weiblicher 
Auszubildender ist sukzessive gewach-
sen und liegt in der aktuellen Aktion bei 
rund 42 Prozent. 
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Ein Interview mit Detlef Schmitz, Managing Director Airways – DHL Airways GmbH, und Tanja Apholte,  
Inklusionsbeauftragte am DHL Airways HUB Flughafen Köln/Bonn 

Menschen mit einer Behinderung in den ersten Arbeits-
markt integrieren – ein hehres Ziel, das immer noch 
zu selten erreicht wird; selbst bei Betroffenen, die hoch 
qualifiziert sind und besondere Fähigkeiten mitbringen, 
wie das bei vielen Menschen mit einer Autismus-Spek-
trum-Störung (ASS) oft der Fall ist. Dass die Beschäf-
tigung dieser Menschen einen großen Gewinn für ein 
Unternehmen darstellen kann, beweist die DHL Air-
ways GmbH am Flughafen Köln/Bonn. Vor fast zwei 
Jahren startete Managing Director Detlef Schmitz ein 
Projekt: In einer Abteilung, in der es auf höchste Ge-
nauigkeit ankommt, im Rahmen der Sicherheitskon-
trolle von Frachtgut für den Luftverkehr, bildete er eine 
Person mit Autismus aus und setzte sie dort auch ein. 
Menschen mit Autismus im Sicherheitsbereich – diese 
Vorstellung war zunächst auch für das Luftfahrt-Bun-
desamt als Zulassungsbehörde neu. Doch das Pilotpro-
jekt war so erfolgreich, dass Detlef Schmitz mittlerwei-
le eine neunköpfige Inklusionsabteilung gegründet hat. 

G.I.B.: DHL ist eines der weltweit größten Logistik-
Unternehmen. Was genau geschieht am Standort der 
DHL Airways am Flughafen Köln/Bonn?

„Ich wollte zeigen, dass die Gesellschaft 

nicht verstanden hat, gewisse Qualitäten 

von Menschen richtig einzusetzen.“

Detlef Schmitz: Grundsätzlich betreibt DHL mit seinen 
zahlreichen Tochterunternehmen Logistik jeglicher Art. 
Wir hier in Köln/Bonn sind eines von mehreren HUBs, 
das sind Verteilerzentren. Wir empfangen Fracht, sortie-
ren sie bis hin zur Feinsortierung für die Enddestinati-
on und schicken sie dann wieder zum Empfänger raus. 
Die Anforderungen an die Sicherheit sind seit dem Ter-
roranschlag auf das World Trade Center 2001 extrem 
gestiegen. Die Fracht wird zu 100 Prozent gescreent, 
um sie luftsicher zu machen. Die Auswertung der Bilder 
wird teilweise automatisiert, teilweise physisch durch-
geführt. Bilder, die nicht automatisiert oder von Kon-
trollkräften selbst ausgewertet werden können, gelan-
gen zu einer erweiterten Kontrollinstanz. 

G.I.B.: … und da kommen die Menschen mit Autismus 
ins Spiel.
Detlef Schmitz: Genau. Um die Auswertungsquote 
der Bilder zu erhöhen, haben wir Menschen mit Autis-
mus eingesetzt. Ich hatte mich – ursprünglich angeregt 
durch den Film „Rain Man“ mit Dustin Hoffmann – 
schon lange mit dem Thema Autismus bzw. zunächst 
mit dem Savant-Syndrom  beschäftigt, also mit Men-

Hinweis: Dieses Bild wurde vor der Corona-Pandemie aufgenommen.
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schen, die eine extreme Inselbegabung haben. Von ei-
ner Kollegin eines anderen am Flughafen tätigen Un-
ternehmens erfuhr ich von einem möglichen Bewerber. 
Er sei ein netter, fähiger Mensch, käme aber aufgrund 
seines Autismus mit den alltäglichen Veränderungen in 
diesem Betrieb nicht zurecht.

Ich habe den Bewerber eingeladen und entschieden, 
ihm einen Arbeitsplatz in der Frachthalle anzubieten. 
Es ging mir darum, die individuellen Fähigkeiten des 
Mannes festzustellen, aber auch das Verhalten der Mit-
arbeiter, die mit ihm agieren. Zunächst war nur der 
Prokurist eingeweiht.

G.I.B.: Warum dieses „geheime“ Vorgehen?
Detlef Schmitz: Ich glaube ich darf behaupten, dass wir 
an unserem Standort extrem respektvoll und wertschät-
zend miteinander umgehen und sehr divers aufgestellt 
sind. Die Mitarbeiterschaft besteht aus etwa 30 Natio-
nalitäten, es sind verschiedene religiöse  Glaubensrich-
tungen vertreten. Die Fluktuationsquote liegt bei un-
ter einem Prozent. Die Krankenquote der letzten Jahre 
beträgt 3,5 Prozent. Das liegt unter jedem Normwert 
in jeder Branche. Wir reden nicht über Diversity – wir 
leben es einfach. Bei uns arbeiten viele Quereinsteiger, 
Unterschiede zwischen Mann und Frau, den verschie-
denen Nationalitäten, Alter, Behinderung oder nicht 
Behinderung gibt es nicht.

Mir war wichtig, in der Entstehung des Projekts sämt-
liche Klischees zu vermeiden, Kritikern die Argumente 
zu nehmen und keine Vorurteile zu bedienen. Zum Bei-
spiel, dass da ein erfolgreicher Manager wohl sozial etwas 
zurückgeben möchte und jetzt irgendein Projekt dafür 
nutzt. Oder dass es uns nur um Fördermittel geht. Auch 
Tipps von außen, wie es besser geht, wollte ich nicht. Ich 
wollte zeigen, dass die Gesellschaft nicht verstanden hat, 
gewisse Qualitäten von Menschen an der richtigen Stel-
le einzusetzen. Meine Vorgabe war zunächst klar: Ich 
will keine Fördermittel, ich werde alles vorfinanzieren  
und ich werde niemanden um Hilfe bitten.

G.I.B.: In welchem Bereich ist der Kollege mit Autismus 
bei Ihnen gestartet?

Detlef Schmitz: Wir haben den neuen Kollegen zunächst 
an einer Position im Arbeitsablauf eingesetzt, an der 
Container auf Flugtauglichkeit geprüft werden. Es geht 
zum Beispiel um kleine Risse. Es gibt eine Toleranz, die 
man nutzen kann. Wie bei allem, werden hier aber von 
den eingesetzten Kräften auch schon mal fünfe gerade 
gelassen, was im bestimmten Rahmen in Ordnung ist. 
Als wir den neuen Kollegen auf diese Position gesetzt 
haben, kamen nach zwei Wochen die Führungskräfte 
zu mir, weil er kaum noch einen Container durch die 
Prüfung gelassen hat. Das war für uns die Erkennt-
nis: Wenn man diesem Mitarbeiter eine klare Vorgabe 
gibt, weicht er keinen Millimeter davon ab. Wir muss-
ten erkennen: Es gibt Tätigkeiten, da ist das nicht so 
optimal, da braucht man Fingerspitzengefühl. Aber es 
gibt auch Tätigkeiten, da ist diese Eigenschaft hervor-
ragend einzusetzen, weil bei ihnen keine Abweichung 
erlaubt ist. Wir haben den Mitarbeiter dann beim Um-
schlag der Fracht eingesetzt.

G.I.B.: Welche weiteren Bereiche konnten Sie im Rah-
men der Arbeitsplatzanalyse für Menschen mit Autis-
mus erschließen?
Detlef Schmitz: Eine der Haupttätigkeiten ist die Funk-
tion der Kontrollkraft für Fracht und Post (gem. § 9 
LuftSiG nach DVO(EU)2015/1998 Kapitel 11.2.3.2). 
Im Rahmen dieser Tätigkeit liegt der Fokus auf der Si-
cherung und Kontrolle der Luftfracht. Die Mitarbei-
ter und Mitarbeiterinnen werden auf die Tätigkeit ge-
mäß behördlicher Vorgaben geschult. Ein wesentlicher 
Bestandteil dieser Arbeit ist die Auswertung von Rönt-
genbildern. Konkret geht es darum, organische sowie 
anorganische Stoffe und Mischmaterialien zu unter-
scheiden und anhand dessen gefährliche und verbotene 
Stoffe und Gegenstände, wie beispielsweise Sprengsätze, 
zu erkennen. Es bedarf einer anspruchsvollen Grund-
ausbildung, stetiger Weiterbildungen, viel Übung und 
Routine, um auf diesen komplexen Bildern nichts Si-
cherheitsrelevantes zu übersehen.

Bei ersten Vorab-Testläufen, in Form eines Assessments, 
haben Menschen mit Autismus auf diesen Bildern ohne 
Ausbildung bereits mehr erkannt, als ich darauf jemals 
sehen würde. Das hat uns alle sehr beeindruckt. Schnell 

Tanja Apholte und Detlef Schmitz, DHL 

Airways GmbH, Flughafen Köln/Bonn
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wurde klar: Theoretisch haben diese Menschen ein di-
agnostiziertes Störungsbild, aber praktisch sind sie uns 
in vielen Punkten überlegen. Wir müssen nur heraus-
finden, in welchem Bereich die individuellen Stärken 
liegen und die Personen entsprechend einsetzen. Für 
eine nachhaltige und gelingende Zusammenarbeit ist 
zudem ein flankierendes Coaching notwendig. Das ist 
eine zusätzliche dauerhafte Arbeit, die sich aber lohnt, 
weil ich einen hohen Output damit erziele.

G.I.B.: Nun besteht aber normalerweise das Problem, 
dass mit der Routine auch eine gewisse Flüchtigkeit in 
die Arbeit Einzug hält.
Detlef Schmitz: Bei einem „Neurotypen“ – wie Men-
schen ohne Autismus häufig von Menschen mit Autis-
mus genannt werden – ist das so. Je mehr sich die Tätig-
keiten im Tagesgeschäft wiederholen, desto eher steigt 
die Gefahr, dass sich Flüchtigkeitsfehler einschleichen. 
Das Schöne ist, dass dies bei vielen Menschen mit Au-
tismus nicht der Fall ist –, ohne pauschalisieren zu wol-
len, dass alle Menschen mit Autismus wiederkehrende 
oder monotone Tätigkeiten bevorzugen. 

Auch Menschen mit Behinderung durchlaufen bei uns 
einen Rekrutierungsprozess, bei dem die individuellen 
Stärken und Schwächen der Bewerberinnen und Bewer-
ber analysiert werden. Wenn die jeweiligen Fähigkei-
ten mit dem angebotenen Tätigkeitsprofil übereinstim-
men, erreichen wir die bestmögliche Passung. Neben 
dem Kontrollpersonal beschäftigen wir aber auch her-
vorragende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der IT-
Abteilung sowie zuverlässige Kolleginnen und Kollegen 
im Rahmen der Frachtabfertigung oder im Bereich un-
ternehmensinterner Kommunikation.

G.I.B.: Wie werden die Menschen mit ASS im Unter-
nehmen begleitet?
Detlef Schmitz: Ich wollte, dass jemand im Unterneh-
men das Thema fördert und bin dann auf Tanja Aphol-
te aufmerksam geworden. Sie arbeitete als Studentin 
im Nebenjob in der Frachthalle bei uns, befand sich in 
der Endphase ihres Sozialarbeits-Studiums und hatte 
noch keine Idee für ein Thema ihrer Bachelor-Arbeit. 
Ich machte deutlich, dass ich gern verstärkt mit Men-

schen mit Autismus arbeiten würde, und jemanden 
bräuchte, der mir die Zielgruppe sowie mögliche He-
rausforderungen und Lösungsansätze näherbringt. Sie 
hat die Idee gerne aufgenommen, ihre Abschlussarbeit 
dem Thema gewidmet und als Inklusionsbeauftragte 

„DIE PROJEKTROUTER GGMBH“

•  �Ausgehend von der Leitidee, dass die berufliche Inklu-

sion in die Mitte der Arbeitswelt gehört, unterstützt die 

2004 gegründete ProjektRouter gGmbH mit Sitz in Köln, 

bis 2016 Füngeling Router gGmbH, als Inklusionsdienst-

leister Menschen und Unternehmen im Aufbau inklusiver 

Beschäftigungen.

•  �Die ProjektRouter gGmbH verzahnt seit 2005 den Teil-

habeauftrag einer Werkstatt für Menschen mit Behinde-

rung mit dem Qualifizierungsauftrag eines beruflichen 

Bildungsträgers und dem Beschäftigungsauftrag eines 

Inklusionsbetriebes zu einem breit gefächerten und auf-

suchenden Angebot aus einer Hand.

•  �Voraussetzung für das Gelingen einer beruflichen Inklusi-

on ist aus Sicht von ProjektRouter, dass der Mensch selbst 

wie auch die Unternehmen eine passgenaue Qualifizie-

rung und eine im Bedarfsfall nachhaltige Unterstützung 

erfahren, wobei immer das Win-win-Prinzip gilt.

•  �Supported Employment (Unterstützte Beschäftigung) 

nach dem Prinzip: identifizieren – platzieren –  

qualifizieren – beschäftigen.

•  �Über das Instrument der Integrativen Arbeitnehmer

überlassung entstanden in neun Partnerunternehmen 

eigene Inklusionsabteilungen mit bisher bereits 73  

Arbeitsplätzen.

•  �Insgesamt unterstützt ProjektRouter heute mehr als 280 

Menschen, die sich für ein flankierendes und aufsuchen-

des Inklusionscoaching entschieden haben, und mehr als 

65 privatwirtschaftliche und öffentliche Unternehmen, 

die mit der Unterstützung des Inklusionsdienstleisters 

nachhaltige Beschäftigungen auf- und ausbauen.

KONTAKT

ProjektRouter gGmbH

Grüner Weg 14, 50825 Köln

Tel.: 0221 80018822

info@projekt-router.de

https://projekt-router.org
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bei uns angefangen. Sie hat das zunächst, ganz wie ich 
es wollte, ohne Hilfen von außen bewerkstelligt, mich 
dann aber doch davon überzeugt, Fördermittel, ein pro-
fessionelles Netzwerk und externe Unterstützungsmög-
lichkeiten in Anspruch zu nehmen. 

G.I.B.: Sicher gab es zu Anfang auch Kritik und gewisse 
Hürden, die zu überwinden waren? 
Detlef Schmitz: Intern kam, als das Projekt bekannt wur-
de, Kritik auf, weil wir hier ja vom Sicherheitsbereich 
reden und gleichzeitig von dem medizinischen Befund: 
psychische Behinderung. Die Eignung zur Kontrollkraft 
wurde zunächst infrage gestellt, unternehmensintern so-
wie beim Betriebsarzt. Aufklärung und eine enge Ab-
stimmung mit den Entscheidungsträgern und Betriebs
ärzten waren notwendig, zudem stand eine fachliche 
Expertise aus der Spezialambulanz für Autismus im 
Erwachsenenalter der Universität zu Köln für eine zu-
sätzliche Stellungnahme bereit. Außerdem werden wir 
mehrmals im Jahr vom Luftfahrtbundesamt geprüft. 
In solchen Audits entsteht, angesichts der sicherheits-
entscheidenden Prozesse und Tätigkeiten hier vor Ort, 
eine gewisse Stresssituation, hiervon betroffen sind na-
türlich auch unsere Kontrollkräfte.

Tanja Apholte: Aber gerade Menschen mit Autismus 
können unter diesen Bedingungen Stärken vorweisen. 
Wir stellen fest: Viele Kollegen und Kolleginnen wer-
den meist nervös, wenn wir auditiert werden. Sie ma-
chen in ihrer Aufregung unter Umständen Fehler, die 
sie sonst in ihrem Tagesgeschäft nie machen würden. 
Menschen mit Autismus, die bei uns arbeiten, ist es 
gleich, wer neben ihnen steht. Sie führen ihre Tätig-
keit regulär fort –, interessieren sich nicht unbedingt 
für „Sozialklimbim“ oder Hierarchien.

Bis zu unserem Projekt war dem Konzern keine Luftsi-
cherheitskontrollkraft bekannt, die Autismus hat. Wir 
haben bei der zuständigen Behörde angefragt, ob et-
was dagegen spricht, dass Menschen mit Autismus die 
Grundausbildung zur Luftsicherheitskontrollkraft ab-
solvieren. Die Antwort war: Grundsätzlich nicht, so-
lange die Behinderung keine Auswirkung auf die kor-
rekte Ausübung der Tätigkeit hat. 

Für die Gründung der ersten Inklusionsabteilung in der 

Deutsche Post DHL Group hat die DHL Airways HUB Köln in 

diesem Jahr den Inklusions-Award des Konzerns gewonnen.

Für die sogenannte „Luftsicherheitskontrollkraft“ ist 
nach dem Luftsicherheitsgesetz eine zehntägige Ausbil-
dung vorgeschrieben. Eine entsprechende Schulung kau-
fen wir von extern ein. Diese haben wir auf zwölf Tage 
ausgeweitet und einen zusätzlichen Auffrischungskurs 
vor dem Prüfungstermin gebucht, was uns durch Un-
terstützung des Inklusionsamtes möglich war. Außer-
dem haben wir den Schulungsleiter von einer Psycho-
login bezüglich der Zielgruppe schulen lassen. Bei der 
Prüfungsabnahme liegt die Durchfallquote ungefähr 
bei 80 Prozent. In Absprache mit den Teilnehmenden, 
haben wir uns dazu entschieden, den Prüfenden vorab 
nichts von dem Autismus der Prüfungsteilnehmenden 
zu sagen, um gegebenenfalls einen Nachteilsausgleich 
zu beantragen. Sie haben sie ohne Ausnahme bestanden.

G.I.B.: Wie haben Sie das Projekt intern durchgesetzt?
Detlef Schmitz: Nachdem wir positive Erfahrungen 
mit ersten Kollegen und Kolleginnen gemacht hatten 
und klar war, dass das Projekt entstehen kann, bin ich 
an das Management herangetreten und habe das Pro-
jekt vorgestellt. Diese Ebene hat sich mit dem Thema 
auseinandergesetzt und entschieden, den Weg zu un-
terstützen. Das habe ich so vom Top-Management bis 
zum Vorarbeiter gemacht. Letzten Endes war niemand 
dagegen. Überhaupt stellt man, wenn das Umfeld von 
einem solchen Projekt erfährt, fest, dass das Problem 
„Jobs für Menschen mit Autismus finden“ relativ weit 
verbreitet ist und das Thema viel Zuspruch findet – 
auch im direkten Kollegenkreis, durch persönliche Be-
rührungspunkte.

Tanja Apholte: Wir haben dann über die ProjektRouter 
gGmbH die Menschen und Unternehmen im Aufbau 
inklusiver Beschäftigungsmöglichkeiten und Strukturen 
unterstützt, beginnend mit der Management-Ebene, 
autismusspezifische Schulungen angeboten. Es zeigte 
sich schnell, dass die Vorurteile und medial geprägten 
Klischees sowie Berührungsängste relativ schnell ab-
gebaut werden konnten. Die Teilnehmenden erkannten 
die spezifischen Stärken und Vorteile einer gemein-
samen Arbeit. Diese Sensibilisierungsarbeit unter den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern hat sowohl uns als 
auch der Optimierung der Arbeitsabläufe und dem Be-
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triebsklima sehr genützt. Mit der Zeit hat sich eine sehr 
wertschätzende Haltung gegenüber unseren inklusiven 
Mitarbeitern eingestellt –, denn wir als Team können 
viel voneinander lernen. Je unterschiedlicher die Kol-
legen und Kolleginnen sind – unabhängig vom jewei-
ligen Geschlecht, der Herkunft, sexuellen Orientierung,  
Behinderung oder Nicht-Behinderung –, desto mehr 
Perspektiven und Möglichkeiten eröffnen sich in der 
gemeinsamen Arbeit. 

Trotzdem ist auch nach der Sensibilisierungsphase das 
weitere Coachingangebot durch ProjektRouter ein we-
sentlicher Faktor, denn Autismus ist und bleibt un-
sichtbar. Im Arbeitsalltag wird dies häufig vergessen. 
Dadurch entstehen einige Herausforderungen. Unsere 
Erfahrung ist, dass ein individuelles, langfristiges und 
bedarfsgerechtes Beratungs- und Unterstützungsange-
bot notwendig ist, damit die Zusammenarbeit nachhal-
tig funktionieren kann. Wobei es wichtig ist, dass wir 
den direkten Kollegenkreis und die Vorgesetzten stets 
in diesen Prozess mit einbeziehen. Zu den spezifischen 
Unterstützungsangeboten, zählen aktuell das Job-, Per-
sonal- und Gruppencoaching sowie die Beratung und 
Unterstützung von Führungskräften, Teammitgliedern 
und jegliche Form der Informationsvermittlung. 

G.I.B.: Wie ist die Zusammenarbeit mit der Projekt-
Router gGmbH entstanden?
Tanja Apholte: Anfangs gab es eine Orientierungspha-
se, in der ich viel herumtelefoniert habe, oft mit ge-
mischtem Ergebnis, weil verschiedene Stellen eher auf 
die Defizite der Menschen und Schwierigkeiten, die 
entstehen könnten, hingewiesen haben, als uns in un-
serem Vorhaben zu unterstützen. Teilweise wurde uns 
auch unterstellt, nur händeringend Arbeitskräfte zu su-
chen. Ich habe dann an verschiedenen Seminaren zum 
Thema Autismus teilgenommen, eine Freizeitgruppe 
für Menschen mit Asperger-Syndrom besucht und mit 
den Betroffenen selbst gesprochen. Dabei durfte ich 
tolle Menschen kennenlernen, die teilweise IT, Physik, 
Mathematik studiert hatten und sehr gute Abschlüsse 
vorweisen konnten, aber noch nie in Arbeit waren, weil 
sie schon am Vorstellungsgespräch scheiterten, wenn 
sie es bis dahin überhaupt geschafft hatten. 

In diesem Rahmen kam ich dann in Kontakt mit der 
ProjektRouter gGmbH, und wir begannen binnen 
Kurzem, Menschen mit Behinderungen, überwie-
gend Menschen mit Autismus über deren integra-
tive Arbeitnehmerüberlassung bei uns einzusetzen. 
Auch bei der Planung der Inklusionsabteilung hat 
uns ProjektRouter unterstützt und wir haben einen 
Dienstleistungsvertrag mit ihnen geschlossen. Zurzeit 
werden je nach Bedarf, Inklusionscoachs von Projekt
Router, bei uns vor Ort eingesetzt – das Personal- 
und Gruppencoaching findet in den Räumlichkeiten 
der ProjektRouter gGmbH statt. Vom Inklusionsamt 
erhalten wir für die Inklusionsabteilung eine Coa-
ching-Pauschale, die wir für die Finanzierung nut-
zen. ProjektRouter coacht auch mich, zum Beispiel 
im Bereich der Beantragung von Fördermitteln. Au-
ßerdem werde ich selbst von ProjektRouter zum In-
klusionscoach ausgebildet, da wir bestrebt sind, die 
Aufgaben selbst zu übernehmen. 

G.I.B.: Wie gestaltete sich nach den Anfängen der 
Weg zu einer Inklusionsabteilung?
Tanja Apholte: Wir haben ein Konzept erstellt und 
uns damit beim Inklusionsamt gemeldet und beraten 
lassen. Wobei sich „Inklusionsabteilung“ vom Wort 
anhört, wie eine abgeschottete Insel im Unterneh-
men. Das ist es bei uns nicht. Wir benutzen den Be-
griff einer „virtuellen Inklusionsabteilung“.

G.I.B.: Sie haben die neuen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zunächst über die integrative Arbeit-
nehmerüberlassung eingestellt oder über die unter-
stützte Beschäftigung. Wie wichtig sind diese Instru-
mente für Sie?
Detlef Schmitz: Das ist ganz entscheidend, um festzu-
stellen, ob die Menschen wirklich ins Unternehmen 
passen. Wichtig zu dem Thema ist aber: Das mache 
ich mit allen anderen auch! Alle bekommen zunächst 
einen Zeitvertrag, auch die Manager, da gibt es kei-
ne Unterschiede. Warum? Ich muss den Menschen 
kennenlernen – und das schaffe ich nicht in einem 
Vorstellungsgespräch. Ob jemand ins Unternehmen 
passt, merke ich erst im alltäglichen Umgang.
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Tanja Apholte: Wir schauen immer, wer an welche 
Stelle passt, hier auch mit der Möglichkeit der indivi-
duellen Erprobung – das letztendliche „Matching“ ist 
entscheidend.

Detlef Schmitz: Ursprünglich wollten wir den Beweis an-
treten: Menschen dieser Zielgruppe können bestimmte 
Sachen besser als wir. Den Beweis haben wir geführt. 
– Jetzt sind wir schon ein paar Schritte weiter. Jetzt se-
hen wir uns die einzelnen Bewerberinnen und Bewerber 
an und schauen, ob und wo wir sie einsetzen können. 

G.I.B.: Wie soll es mit Ihrer Inklusionsabteilung wei-
tergehen?
Detlef Schmitz: Unsere neun Planstellen der Inklusions-
abteilung in verschiedenen Arbeitsbereichen sind fast 
alle besetzt. Unser Fokus liegt auf Menschen, die wir 
im Screening einsetzen können, aber bei der Rekrutie-
rung stoßen wir auf viele interessante Persönlichkeiten 
und überlegen dann, wo sie am besten in unser Portfolio 
passen. Eine bestimmte Zielgröße der Anzahl von Men-
schen mit Behinderung im Unternehmen gibt es zurzeit 
noch nicht, aber wir machen uns darüber Gedanken.  

Außerdem arbeite ich daran, eine Psychologin einzu-
stellen. Unser Ziel ist ganz klar, dieses Thema völlig 
autark zu betreiben, also Schulungen, Jobcoaching und 
so weiter selber durchzuführen.

G.I.B.: Was fehlt Ihrer Meinung, damit mehr Unter-
nehmen den Weg gehen, den Sie genommen haben?
Detlef Schmitz: Aus unternehmerischer Sicht ist es so: 
Wenn ich eine Idee habe, dann brauche ich Expertise. 
Manchmal muss man sich diese Expertise selbst erar-
beiten, manchmal gibt es sie schon. Beim Thema In-
tegration von Menschen mit Behinderung in Arbeit 
gibt es aber sehr viele unterschiedliche Expertisen und 
man muss an sehr viele Türen klopfen. Das empfin-
de ich nicht nur als verstörend, sondern auch als eine 
vollkommene Zeitverschwendung. Wenn man wirk-
lich möchte, dass Menschen mit Behinderung auf dem 
ersten Arbeitsmarkt eine Chance bekommen, brau-
che ich eine Ansprechperson und eine Expertise. Die-
se Person muss mir sagen, das oder das oder das kann 
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der Weg sein. So bin ich es in der Zusammenarbeit mit 
meinem Management gewöhnt: Ich erwarte Lösungen 
und Optionen. Der Rest ist dann meine Entscheidung. 
So funktioniert Business. 

Wenn ich mir nicht erlaubt hätte – das konnte ich nur 
aufgrund meiner Funktion als Geschäftsführer – die 
Stelle (einer Inklusionsbeauftragten) einfach zu plat-
zieren und selbst zu finanzieren, dann hätte ich die ge-
samte Expertise, die wir heute haben, nicht. Bis ich 
verstanden hätte, wen ich ansprechen muss, wer Kos
tenträger ist und so weiter, hätte sich die Sache schon 
erledigt gehabt. Dabei bin ich als Geschäftsführer ei-
ner Tochtergesellschaft eines weltweit agierenden Rie-
sen-Konzerns noch in einer luxuriösen Situation. Was 
macht der Mittelständler mit 20, 30 Mitarbeitern? 
Nie im Leben geht er den Weg, den wir gegangen sind.

G.I.B.: Welche Empfehlungen haben Sie für andere 
Unternehmen, die sich für inklusive Beschäftigungs-
formen interessieren?
Detlef Schmitz: Es hat bei uns rückblickend deshalb 
so gut funktioniert, weil ich das Vorhaben von vorn-
herein kommuniziert und mit dem Team abgestimmt 
habe. Das geschieht auf allen Ebenen im Rahmen von 
regelmäßigen Abteilungs-Briefings, Management-, Vor-
gesetzten- und Crossover-Meetings. Hier tauscht sich 
jeder mit jedem aus, und zwar regelmäßig. Außerdem 
gibt es eine Communications-Plattform, in der zum 
Beispiel steht, wie wir mit dem Thema Inklusion im 
CGN Hub umgehen. 

Egal, ob wir von der Integration von Menschen mit 
Autismus sprechen oder der Integration von Arbeits-
kräften aus dem Ausland – die Integrationskunst liegt 
nicht darin, dass sich diese Menschen integrieren müs-
sen, sondern darin, dass das Umfeld akzeptiert und 
anerkennt, dass da jemand ist, der sich gern integrie-
ren würde. Wenn das Umfeld das nicht zulässt, hat der 
Mensch keine Chance. 
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Die Gründung einer Inklusionsabteilung kann Unternehmen einen Vorteil im 

Kampf um Fachkräfte bringen. Das zeigt das Beispiel der Großewinkelmann 

GmbH & Co. KG in Rietberg-Varensell. Zu den 180 Mitarbeiterinnen und Mitar-

beitern des mittelständischen Spezialherstellers für Stall- und Weidetechnik 

sowie Zäune und Tore zählen auch 12 Menschen mit Schwerbehinderung. Finan-

ziell unterstützt durch das Programm des Landes Nordrhein-Westfalen „Inte-

gration unternehmen!“ bietet der Betrieb diesen Menschen heute eine Beschäf-

tigung auf dem ersten Arbeitsmarkt. 

Inklusion als Teil der Unterneh-
menskultur

Die „Growis“, so nennen sich die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des Familien-
betriebs aus Ostwestfalen, bauen Zäune, 
Tore und Stahlkonstruktionen für Stall- 
und Weidetechniken. Auch wenn das Un-
ternehmen mittlerweile 180 Mitarbeiten-
de zählt und prestigeträchtige Objekte wie 
die Münchner Allianz-Arena oder den 
Frankfurter Flughafen mit aufwendigen 
Tor- und Zaunsystemen ausgestattet hat, 
legt der Betrieb großen Wert auf ein fami-
liäres Miteinander. Vom Produktionsband 
bis zur Chefetage wird sich bei „Growi“ 
generell geduzt. Das schafft Verbunden-
heit und ein ideales Umfeld für Menschen 
mit Behinderung. 

„Unsere beeinträchtigten Mitarbeiter 

funktionieren wie ein Uhrwerk“
Großewinkelmann GmbH & Co. KG

Die 2010 gegründete firmeneigene Inklusi-
onsabteilung zählt mittlerweile zwölf Mit-
arbeitende mit Schwerbehinderung. Hin-
zu kamen weitere zehn Arbeitskräfte aus 
dem Wertkreis – einer Werkstatt für Men-
schen mit Behinderung in Gütersloh. Aber 
die Erfahrung von Großewinkelmann in 
der Zusammenarbeit mit beeinträchtigten 
Menschen reicht weitaus länger zurück. 
Schon Mitte der 1980er Jahre arbeitete 
der Betrieb mit Behindertenwerkstätten 
zusammen. Was mit einfachen Hilfsar-
beiten beim Sortieren und Verpacken von 
Zubehörteilen anfing, mündete rund zehn 
Jahre später in eine externe Werkstatt des 
Trägers Wertkreis Gütersloh auf dem Ge-
lände von Großewinkelmann. Damit er-
weiterte sich auch das Aufgabenfeld der 
Werkstattmitarbeiter. Hier wurden nun 

Sattelschränke und Schubkarren montiert 
und bestimmte Komponenten hergestellt 
und verpackt. 

Wettbewerb belebt das Geschäft

„Es hätte gar nicht besser laufen kön-
nen“, erinnert sich der Geschäftsführer 
Frank Hesse, der den Betrieb zusammen 
mit seinem Bruder Ralf Hesse in nunmehr 
dritter Generation führt. Doch dann trat 
im Jahr 2010 mit dem Inklusionsbetrieb 
hb Solar in unmittelbarer Nachbarschaft 
die Konkurrenz auf den Plan. Der Photo-
voltaikhersteller bot 14 schwerbehinder-
ten Menschen eine Stelle auf dem ersten 
Arbeitsmarkt an. Mehrere der Mitarbei-
ter von Growi eigneten sich dafür opti-
mal. Besonders reizvoll für die Menschen 
mit Behinderung war dabei die Aussicht 
auf einen sozialversicherungspflichtigen 
Lohn statt des Werkstattentgelts. Für die 
Mitarbeiter hätte das bedeutet: zum ers
ten Mal wirtschaftlich auf eigenen Bei-
nen zu stehen. „Das ließ gleich mehrere 
mit einem Wechsel liebäugeln“, so Hes-
se, was man bei Growi jedoch tunlichst 
vermeiden wollte. Schließlich war man 
mit den Mitarbeitern sehr zufrieden, hat-
te viel Zeit investiert, um sie anzulernen 
und auch von der Unterstützung profi-
tiert. Also musste der Betrieb etwas Ver-
gleichbares bieten. 

So wertvoll sind verlässliche 
Kooperationspartner

Auf die Idee, eine eigene Inklusionsab-
teilung zu gründen, kam Großewinkel-
mann durch die Kooperation mit dem 
Wertkreis. Als sich die Firma dann einge-
hender damit befasste, stieß man auf das 
Programm des Landes Nordrhein-West-
falen „Integration unternehmen!“ Und 
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noch im selben Jahr gründete das Riet-
berger Unternehmen eine eigene Inklu-
sionsabteilung. Bedenken oder Zweifel 
habe man bei diesem Schritt keine gehabt. 
Auch dank der hervorragenden Unter-
stützung durch die Netzwerkpartner des 
Landesprogramms, wie Geschäftsführer 
Hesse betont: „Wie schon damals bei der 
Planung der ausgelagerten Arbeitsgruppe, 
war der Wertkreis auch bei der Gründung 
der Inklusionsabteilung eine tragende 
Säule für uns. Er übernahm die sozialpä-
dagogische Betreuung der neuen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in der Ein-
arbeitungsphase und sorgte so für einen 
reibungslosen Start.“ Weitere Hilfe bekam 
der Betrieb bei der Antragstellung für fi-
nanzielle Fördermittel durch den Integra-
tionsfachdienst (IFD). Zudem übernimmt 
der Landschaftsverband Westfalen-Lippe 
(LWL) einen Mindestleistungsausgleich 
für die Arbeitskräfte, der in der Regel 30 
Prozent des Arbeitnehmer-Bruttolohns be-
trägt. Auch den erhöhten Betreuungsauf-
wand zahlt der LWL, alles in allem also 
eine stabile Basis für das Projekt Inklu-
sionsabteilung. 

Integration fördert Motivation

Von den zwölf Mitarbeitenden mit Behin-
derung kommen vier aus der ehemals aus-
gelagerten Arbeitsgruppe. Entsprechend 
unkompliziert sei bei diesen die Einglie-
derung ins Unternehmen verlaufen. „Wir 
kannten diese Menschen ja schon gut und 
wussten, was wir an ihnen hatten. Des-
halb gab es keine nennenswerte Aufwen-
dung bei der Übernahme dieser Personen 
in unseren Betrieb.“ Und wenn die Festan-
stellung einer Person mit einem bestimm-
ten Handicap ein paar Zusatzmaßnahmen 
im Unternehmen erfordert, setzt Große-
winkelmann diese bereitwillig um. Für ei-

nen hörgeschädigten Kollegen stattete es 
beispielsweise sämtliche Gabelstapler mit 
einem speziellen Warnlicht aus, um Un-
fälle zu vermeiden. Aus welchem Winkel 
die Stapler auch kommen, der Mitarbeiter 
kann sie so stets rechtzeitig wahrnehmen. 

Verteilt auf verschiedene Abteilungen 
helfen die Mitarbeitenden mit Behinde-
rung etwa bei der Wartung des Maschi-
nenparks, erledigen Fräs- und Schneide-
arbeiten oder montieren und verpacken 
Produkte. Sie sind also voll in die betrieb-
lichen Abläufe der Metall verarbeitenden 
Firma integriert. So sieht es auch der Ge-
schäftsführer: „Ursprünglich war das so 
gar nicht geplant. Es hat sich von selbst 
ergeben. Vor allem durch die enorme Mo-
tivation der Beschäftigten nach Gründung 
der Abteilung.“ Und dass sich die beein-
trächtigten Mitarbeitenden so stark mit 
dem Unternehmen identifizieren, erweist 
sich scheinbar ebenso als integrationsför-
dernder Faktor. Von außen betrachtet ist 
ein Unterschied zwischen Arbeitskräften 
mit und ohne Handicap bei Großewinkel-
mann kaum erkennbar. Die zwölf Mit-
arbeiter tragen die gleiche Arbeitskluft 
wie die übrigen Monteure und verrich-
ten ihre Arbeit mit einer ähnlichen Rou-
tine und Selbstverständlichkeit wie ihre 
Kollegen ohne Beeinträchtigung. Für alle 
Fälle haben die Menschen mit Behinde-
rung bei Großewinkelmann aber immer 
einen ausgebildeten Betreuer als Ansprech-
partner an ihrer Seite. Seit einigen Jahren 
sind diese Betreuer sogar fester Bestand-
teil der Belegschaft. Und damit stets eine 
optimale Betreuung der beeinträchtigten 
Mitarbeiter sichergestellt ist, holt sich der 
Betrieb in regelmäßigen Abständen die 
Meinung einer externen Fachkraft beim 
Institut für berufliche Qualifizierung und 
Entwicklung (IFB GbR) ein. 

„Wir würden den Weg jederzeit 
wieder so beschreiten“

Im Falle Großewinkelmann war die Grün-
dung einer Inklusionsabteilung eine Win-
win-Situation für alle Beteiligten. Dem 
Betrieb half sie, sich in einer wirtschaft-
lichen Konkurrenzsituation zu behaup-
ten und Fachpersonal an sich zu binden. 
Gleichzeitig schaffte man so für Men-
schen mit Behinderung eine Stelle auf 
dem ersten Arbeitsmarkt, die ihnen ne-
ben wirtschaftlicher Unabhängigkeit noch 
etwas viel Entscheidenderes zukommen 
ließ: Wertschätzung. „Für uns sind un-
sere Mitarbeiter mit Handicap vollwer-
tige Arbeitskräfte, entsprechend normal 
behandeln wir sie. Es gibt ihnen ein gutes 
Gefühl, Arbeiten selbstständig zu bewäl-
tigen. Ohne, dass ihnen ständig jemand 
über die Schulter guckt“, so Hesse. Durch 
den Wechsel aus dem behüteten Umfeld 
einer Behindertenwerkstatt hinein in ein 
Unternehmen mit festen Abläufen, Struk-
turen, aber auch gewissen Anforderungen 
habe bei den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern zusätzliche Potenziale freige-
setzt. „Sie spüren, dass sie bei uns mehr 
gebraucht werden als in dem geschütz-
ten Rahmen einer Behindertenwerksatt. 
Das motiviert sie. Wir haben auch gar 
keine Probleme mit krankheitsbedingten 
Ausfällen bei ihnen. Unsere beeinträch-
tigten Mitarbeitenden funktionieren wie 
ein Uhrwerk.“ Genauso wie sich das ein 
Unternehmensleiter wünsche, freut sich 
Hesse über das geglückte Projekt Inklu-
sionsabteilung. 
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Im Seminar- und Tagungszentrum des Softwareherstellers Connext in Pader-

born arbeiten 30 Mitarbeitende in Küche, Service, Housekeeping und Haustech-

nik. Das Besondere: die Hälfte hat ein Handicap. 

de beim Bau des Hotels viel Wert auf 
die Barrierefreiheit gelegt. Jeder soll die 
Möglichkeit haben, alle Bereiche im Ho-
tel bequem zu erreichen. Ein Mitarbei-
tender, selbst Rollifahrer, prüfte die Zu-
gänglichkeit auf Herz und Nieren. Auch 
habe man vor der Eröffnung des Hotels 
im Mai 2019 bewusst darauf verzichtet, 
die Reinigung und das Catering an Fremd-
firmen zu vergeben. Alle Arbeiten rund 
um das Haus übernehmen eigene Mitar-
beitende. „Als mittelständisches Unter-
nehmen möchten wir gesellschaftliche 
Verantwortung übernehmen, indem wir 
individuelle Talente fördern und Teilha-
be ermöglichen“, erklärt Kesselmeier die 
Haltung von Connext. Und so arbeiten 
im Team mittlerweile 15 Menschen mit 
Behinderung, die im Housekeeping, Ser-
vice, in der Küche und Haustechnik ein-
gesetzt sind. Das bringt auch neue He-
rausforderungen mit sich, mit denen das 
Team umgehen lernen muss. 

Gut, dass bei der Auswahl des Hotelma-
nagers genau hingeschaut wurde. Denn 
Thomas Ihde, Hotelbetriebswirt und Ma-
nager im Hotel Vivendi, war bereits in 
anderen integrativen Häusern tätig und 
konnte dort viele Erfahrungen in der Zu-
sammenarbeit mit Menschen mit Handi-
cap sammeln. Als stellvertretender Hotel-
leiter des Integrationshotels Kochsberg 
führte der 33-Jährige sogar ein Team von 
zwanzig Mitarbeitenden. „Die Arbeit mit 
Menschen mit Handicap war zwar oft 
nicht leicht, hat mir aber immer sehr viel 
Freude bereitet. Ich musste jeden Einzel-
nen mit seinen persönlichen Eigenschaf-
ten und Fähigkeiten sehen, motivieren und 
mitnehmen. Dabei habe ich viel gelernt“, 
erklärt Ihde. Im Hotel Vivendi bekamen 
der Hotelmanager und sein Team Unter-
stützung von außen, vom Integrations- 

Hotel Vivendi
Erfolgreiche Inklusion ist auch eine Frage der Haltung

Ein Softwareunternehmen 
eröffnet ein integratives Hotel

Die Connext Communication GmbH ist 
ein IT-Unternehmen mit 270 Mitarbei-
tenden, das Einrichtungen und Träger 
der Sozial- und Gesundheitswirtschaft 
mit der Software Vivendi unterstützt. Sie 
kommt in 12.000 sozialen Einrichtungen 
zum Einsatz. Anwender in Kitas, Pflege-
heimen, Beratungsstellen sowie Wohn-
gruppen planen täglich Maßnahmen, do-
kumentieren Pflegeleistungen und werten 
Unternehmenskennzahlen damit aus. Mit 
rund 300.000 Anwendern ist das Unter-
nehmen Marktführer für sozialwirtschaft-
liche Software. Um den Umgang mit ihr 
kennenzulernen, werden die Anwender 

regelmäßig geschult. Und da die Nach-
frage nach klassischen Seminaren in Prä-
senzform weiterhin sehr hoch ist und di-
gitale Formate den persönlichen Kontakt 
nicht gänzlich ersetzen können, errichtete 
das Unternehmen am Firmensitz in Pader-
born ein eigenes Seminar- und Tagungs-
zentrum – das Hotel Vivendi. 

Angebote für Menschen mit 
Behinderung schaffen

Schon vor der Grundsteinlegung stand 
für Connext-Geschäftsführer Jörg Kes-
selmeier eines fest: „Wir wollten in un-
serem Hotel Menschen eine Chance ge-
ben, die es auf dem ersten Arbeitsmarkt 
schwer haben.“ Darüber hinaus wur-

Das Softwareunternehmen Connext eröffnete im Mai 2019 ein Seminar- und Tagungszentrum, 

in dem ein 30-köpfiges Team inklusiv miteinander arbeitet. 
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und Beratungszentrum (IBZ) Paderborn 
und vom Landschaftsverband Westfalen-
Lippe, der für den Betreuungsaufwand 
und den Mindestausgleich der Mitarbei-
tenden mit Behinderung aufkommt.

Von Beginn an für ein gutes 
Gefühl sorgen

Um zu entscheiden, wer für die Arbeit 
im Hotel infrage kommt, nahm das Un-
ternehmen die Hilfe des IBZ Paderborn 
in Anspruch, welches dem Unternehmen 
potenzielle Kandidaten für ein Vorstel-
lungsgespräch vorschlug. Wichtig hier-
bei: Die ohnehin angespannte Situation 
eines Vorstellungsgesprächs für die Be-
werberinnen und Bewerber mit Behinde-
rung möglichst angenehm zu gestalten. 
Dafür sorgt auch eine Betreuungsperson 
des IBZ, die grundsätzlich an diesen Ge-
sprächen teilnimmt. Haben nach dem ers
ten Kennenlernen beide Seiten ein posi-
tives Gefühl, absolvieren die Kandidaten 
ein Praktikum, um sich mit der Tätigkeit 
und der neuen Umgebung vertraut zu ma-
chen. Hierbei bekommen sie regelmäßig 
Besuch von einem Betreuer des IBZ, der 
sie auch mal bei einem Arbeitstag be-
gleitet, um sich ein Bild vor Ort zu ma-
chen. Das sei für die Mitarbeitenden mit 
Behinderung ebenso wichtig wie für das 
Unternehmen. „Vor allem psychische Er-
krankungen, die eben nicht unmittelbar 
erkennbar sind, können in einem inklusi-
ven Team zu Unsicherheiten führen. Umso 
wichtiger war es, beim IBZ einen festen 
Ansprechpartner für solche Fragen zu ha-
ben. Das hat uns allen mehr Sicherheit 
und Vertrauen gegeben“, so Hotelmanager 
Thomas Ihde. Denn einige der Mitarbei-
tenden haben in der Vergangenheit auch 
die ein oder andere schlechte Erfahrung 
gemacht. Unter anderem sahen sie sich mit 
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Die selbst entwickelte Hotelsoftware ist an die 

Bedürfnisse der Inklusionskräfte angepasst 

und wird in Zusammenarbeit mit dem Team 

weiterentwickelt.

Ein starkes Team: In Küche und Service wird Hand in Hand gearbeitet.

Hinweis: Dieses Bild wurde vor der Corona-Pandemie aufgenommen.

Mobbing konfrontiert. So können Verän-
derungen zu weiteren Unsicherheiten füh-
ren, sodass einige Mitarbeitende entspre-
chend zurückhaltend in den neuen Job im 
Hotel starten. „Wir konnten aber schon 
nach wenigen Wochen feststellen“, erin-
nert sich Ihde, „dass sie ihre Unsicherheit 
zunehmend ablegten.“ Teammitglieder er-
munterten besonders schüchterne Kolle-
ginnen und Kollegen dazu, einfach mal 
durch das Hotel zu gehen und die Gäste 
zu begrüßen. Eine kleine Übung, die ba-
nal klingt, aber große Wirkung zeigte. 
„Sie haben dann ihre Ängste abbauen 
können, was ihnen mehr Selbstsicherheit 
gab“, sagt Ihde. 

Das Beispiel des Hotels Vivendi zeigt, dass 
mindestens genauso wichtig wie die ent-
sprechende Unterstützung von außen die 
eigene Haltung gegenüber Menschen mit 
Behinderung für eine erfolgreiche Inklu-
sion ist. „Anders könne es auch gar nicht 
funktionieren“, resümiert der Hotelma-
nager. Ein gewisses Maß an Rücksicht 
im Umgang mit beeinträchtigten Men-
schen setzt das Hotelteam aber auch bei 

seinen Gästen voraus. Als sich eines Ta-
ges ein Hotelgast über das Arbeitstempo 
eines Kollegen mit Handicap beschwerte, 
stand das ganze Team verblüfft da. Solle 
man die Gäste lieber darauf hinweisen, 
dass man mit Inklusionskräften arbeite? 
Die Entscheidung war klar: Nein. „Denn 
die Vielfalt unseres Teams ist kein Han-
dicap, sondern unsere Stärke,“ resümiert 
Thomas Ihde.
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Ein Gespräch mit Christian Münch, Inklusionsberater bei der Südwestfälischen Industrie- und Handels-
kammer (SIHK) zu Hagen 

G.I.B.: Herr Münch, Sie sind Inklusionsberater bei 
der Südwestfälischen Industrie- und Handelskammer 
(SIHK) zu Hagen. Was genau umfasst Ihr Angebot 
für die Unternehmen, wie gehen Sie bei Ihrer Arbeit 
vor? 
Christian Münch: Mein Aufgabengebiet umfasst 
drei Bereiche. Da ist zunächst die klassische Lotsen-
funktion. Wenn es um Ideen oder Probleme im Kon-
text von Menschen mit Behinderung geht, egal, ob 
es sich um Neueinstellungen handelt oder um vor-
handenes Personal, wünschen sich unsere Unterneh-
men eine Ansprechperson, die ihnen hilft. Genau die-
se Funktion übernehmen wir. Meine Aufgabe ist es 
dann, mehr über die Idee oder das Problem heraus-
zufinden und dem Unternehmen schnellstmöglich 
die dafür zuständige Institution und die dort dafür 
verantwortliche Person mit ihren Kontaktdaten zu 
nennen. Hotlines sind in diesem Kontext aus unserer 
Sicht nicht geeignet, weil es bei diesem Thema so-
wohl aufseiten der Unternehmen wie auch bei den 
Menschen mit Behinderung sehr schnell sehr per-
sönlich wird. Anders als Callcenter pflegen wir In-
klusionsberater einen persönlichen Kontakt und der 
ist in diesem Themenfeld unverzichtbar.

Ein zweiter Schwerpunkt meiner Arbeit zielt darauf, 
das Thema „Menschen mit Behinderung“ aus seiner 
Nische zu holen. Der Vorstellung mancher Unterneh-
men, „Ich habe keinen Blinden, keinen Tauben und 
keinen Rollstuhlfahrer in meiner Belegschaft, also 
geht mich das Thema nichts an“, begegnen wir mit 
dem Hinweis, dass das Thema auch Menschen mit ei-
ner Einschränkung betrifft, bei der man gar nicht an 
einen Behindertenausweis denkt –, Einschränkungen, 
die aber dazu führen, dass sie an ihrem Arbeitsplatz 
nicht mehr so gut zurechtkommen wie in früheren 
Phasen ihres Erwerbslebens oder diesen Arbeitsplatz 

„Nicht in die soziale 

Verantwortungsfalle tappen!“

ganz aufgeben müssen. Soll heißen: Das Entstehen 
einer Behinderung ist oft ein schleichender Prozess. 
Was viele nicht wissen: Nur ungefähr vier Prozent 
aller Menschen haben eine Behinderung von Geburt 
an. Die größte Gefahr, sich eine Behinderung zuzu-
ziehen, besteht im Alter zwischen 40 und 60 Jahren. 
Genau in dieser Altersgruppe aber bewegen sich die 
Leistungsträger in den Unternehmen. 

Aus diesem fließenden Übergang von „nicht behin-
dert“, „eingeschränkt“ und „behindert“ ergeben sich 
Anknüpfungspunkte zu meinem dritten Arbeitsbe-
reich, der Königsdisziplin: Unternehmensberatung 
und Potentialanalyse. Dabei verbinden wir – soweit 
möglich – den präventiven Gesundheitsschutz beim 
vorhandenen Personal mit der Integration behinder-
ter Menschen. Wenn also ein Mitarbeiter seine Ar-
beit nicht mehr ausführen kann, versuchen wir, den 
Arbeitsplatz neu zu organisieren. Dabei müssen wir 
aber größer denken und gleichzeitig andere Arbeits-
plätze mit in den Blick nehmen und all das mit dem 
Thema Fachkräftesicherung verknüpfen. 

Das gelingt mit Hinweis auf wissenschaftliche Stu-
dien, wonach Facharbeiter aufgrund von Arbeits-
verdichtung und reduziertem Personal zu rund 30 
Prozent gar keine Facharbeit verrichten. Doch da-
für sind Facharbeiter überqualifiziert und auch zu 
teuer. Also schauen wir uns in solchen Fällen ge-
meinsam mit dem Unternehmen alle Arbeitsplätze 
an und überlegen, wie wir vorhandene Mitarbeiter 
von Tätigkeiten entlasten können, für die sie über-
qualifiziert sind und erstellen daraus ein Portfolio, 
das zehn Tätigkeiten verbindet, die auch ein Mensch 
mit Behinderung übernehmen kann. Dieses Profil ge-
ben wir an den Integrationsfachdienst oder eine Be-
hindertenwerkstatt und fragen, ob sie Personen in 
ihren Dateien haben, die möglichst viele dieser Tä-
tigkeiten übernehmen können. Der doppelte Vorteil: 
Vorhandene Beschäftigte mit Einschränkungen wer-
den entlastet und die neu geschaffene Stelle nimmt 

Wir treten nicht als besserwisserische 

externe Berater auf.
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ein Mensch mit Behinderung ein. Das alles zeigt: 
Menschen mit Behinderung sind nicht per se ein Pro-
blem, sondern können ein Problemlöser sein.

G.I.B.: Mit wem – außer den Unternehmen – koo-
perieren Sie als Inklusionsberater, und was unter-
scheidet Ihr Angebot von dem Ihrer Netzwerkpart-
ner, was ist dessen besondere Qualität? 
Christian Münch: Das Spektrum unserer Koopera-
tionspartner auf regionaler Ebene ist breit gestreut: 
die Agenturen für Arbeit gehören dazu, Integrati-
onsämter, Integrationsfachdienste, die Rentenversi-
cherung, Reha-Anbieter als Leistungserbringer, also 
Berufsbildungswerke, des Weiteren Behindertenwerk-
stätten sowie anverwandte Institutionen wie etwa 
die „Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung“.

Der Hauptunterschied unseres Angebots zu deren 
Angeboten ist, dass wir als neutrale Berater für die 
Betriebe auftreten können und keinen Vermittlungs-
auftrag haben. So übernehmen wir tatsächlich die 
unternehmerische Denkweise und das schafft Ver-
trauen. Wir machen auch keine Kaltakquise, son-
dern den ersten Schritt geht das Unternehmen mit 
seiner Idee oder seinem Problem selbst, denn: Wir 
wollen nicht Druck erzeugen, wir wollen überzeugen.

Ein weiterer Vorteil ist unsere Anknüpfung als 
Kammerorganisation an die bestehenden, eingangs 
genannten Strukturen. Zudem verbinden wir ein 
vermeintliches Randthema – die Beschäftigung be-
hinderter Menschen – mit den für Unternehmen rele-
vanten Mega-Themen wie Digitalisierung, älter wer-
denden Mitarbeitern im Zuge des demografischen 
Wandels oder mit barrierefreier IT und E-Mobili-
tät. Das erhöht die Aufmerksamkeit der Unterneh-
men für das Themenfeld Inklusion. 

Die Unternehmen wissen: Wir pfuschen dem Unter-
nehmer nicht in seine Kernkompetenz. Er weiß na-
türlich selbst am besten, wie er sein Unternehmen 
zu führen hat und seine Mitarbeiter am besten ein-
setzt. Wir treten nicht als besserwisserische externe 
Berater auf, sondern entwickeln nicht nur gemeinsam 

mit ihm Ideen, sondern zeigen immer zugleich, wie 
sie umzusetzen sind – oder auch nicht. Wenn also 
etwa ein Unternehmen in unserer Region dem Bei-
spiel des Softwareunternehmens SAP folgen wollte, 
das vor Jahren hundert Autisten wegen ihrer beson-
deren Fähigkeiten in der Softwareprüfung einsetzen 
wollte, würden wir ihm davon abraten, weil es in 
unserer Region gar nicht so viele davon gibt. Auf-
grund unseres regelmäßigen Austauschs mit den ein-
gangs genannten Akteuren haben wir immer auch das 
Arbeitsmarktpotenzial im Blick und können so die 
beiden Welten jederzeit optimal zusammenbringen.

G.I.B.: Neben den Unternehmen – Sie sprachen es 
an – kooperieren Sie auch mit Rehabilitationsein-
richtungen. Inwiefern profitieren diese Einrichtungen 
von der Zusammenarbeit mit Ihnen?
Christian Münch: Wir können ihnen die Sicht und 
Denkweise von Arbeitgebern näherbringen, so-
dass sie ihre Angebote passgenauer entwickeln und 
vermitteln können. Wichtig ist, nicht in die „sozi-
ale Verantwortungsfalle“ zu tappen. Der durch die 
UN-Behindertenrechtskonvention geprägte Satz der 
betroffenen Menschen mit Behinderungen „Nicht 
ohne uns über uns“, lässt sich auch auf die Gruppe 
der Unternehmer übertragen. Projekte zur besseren 
Teilhabe an Arbeit werden meist aus der Sicht der 
betroffenen Zielgruppe ausgeschrieben und entwi-
ckelt. Unternehmen, die für die Umsetzung benötigt 
werden, sind in der Projektentwicklungsphase aber 
gar nicht eingebunden. Vielmehr wird pauschal vo-
rausgesetzt, dass die Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderung für den Unternehmer gut sei und 
er schon aus Eigeninteresse diese Projekte unter-
stützen müsse. 

Das tatsächliche Eigeninteresse der Unternehmer 
wird dabei meist gar nicht erfragt, sodass eine posi-

Christian Münch, Südwestfälische 

Industrie- und Handelskammer (SIHK)

zu Hagen

Die rasante Entwicklung der Arbeitswelt 4.0 

kann sich als große Chance für  Inklusion 

erweisen. 
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tiv motivierende Grundhaltung gar nicht erst entste-
hen kann. Doch der Unternehmer weiß immer noch 
am besten, was für sein Unternehmen wichtig und 
richtig ist, und die Frage, „Wer braucht eigentlich 
wen?“ darf in diesem Zusammenhang durchaus ge-
stellt werden. Dass ein Unternehmer in eine defen-
sive Position gedrängt wird, indem an seine soziale 

Verantwortung appelliert wird, erzeugt den Wider-
spruch, dass der Unternehmer mit der Beschäftigung 
von Menschen mit Behinderungen ja gerade nicht 
ein soziales Werk vollbringen soll, sondern als Mo-
tivation in erster Linie die Qualifikationen und Fä-
higkeiten der Menschen mit Behinderung erkennt, 
und so aus unternehmerischer Sicht wirtschaftliche 
Vorteile genießt.

G.I.B.: Was meinen Sie: Erleichtert die zunehmende 
Digitalisierung die Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderung?
Christian Münch: Mit Sicherheit. Die rasante Ent-
wicklung der Arbeitswelt 4.0 kann sich als große 
Chance für ihre Inklusion erweisen. Immer besser 
lassen sich körperliche und geistige Beeinträchtigun-
gen durch immer ausgeklügeltere Assistenzsysteme 
ausgleichen. Beispiele dafür sind programmierbare 
Tastaturen mit hinterlegten Textbausteinen, die auch 
beeinträchtigten Personen ermöglichen, fehlerfrei 
Geschäftsbriefe zu schreiben, oder OrCam-Systeme, 
winzige Kameras mit Lautsprechermodul, die am 
Brillenbügel befestigt auch Personen erkennen, oder 
sehgeschädigten Menschen Texte vorlesen können.
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Der Unternehmer soll in erster Linie 

die Qualifikationen und Fähigkeiten der 

Menschen mit Behinderung erkennen.

Die Schaffung neuer Arbeitsplätze im Rahmen von 
„Arbeit 4.0“ kann daher ein Treiber von echter In-
klusion sein, indem Arbeitsplätze von vornherein 
maßgeschneidert an den Mitarbeiter oder die Mitar-
beiterin angepasst werden. Dies gestaltet sich mögli-
cherweise leichter als bei der Umgestaltung von vor-
handenen Arbeitsplätzen.
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Ein Gespräch mit Andreas Oehme, Geschäftsführer des 
Westdeutschen Handwerkskammertags

„Entscheidend ist nicht, 

was ich nicht kann, sondern 

was ich kann“

G.I.B.: Herr Oehme, vor wenigen Jahren lautete die 
Überschrift eines Artikels zum Thema „Arbeitsmarkt 
für behinderte Menschen“ in der Deutschen Hand-
werks-Zeitung: „Inklusion: Viele Firmen drücken 
sich“. Ist das immer noch so? 
Andreas Oehme: Die etwas plakative Überschrift 
soll vermutlich wachrütteln, erzeugt aber ein fal-
sches Bild und trifft nicht den Kern des Problems. 
Zunächst müssen wir uns vor Augen führen, dass 
ein Großteil der Handwerksbetriebe weniger als 20 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hat und damit 
nicht unter die Beschäftigungspflicht fällt, nach der 
Arbeitgeber mindestens fünf Prozent ihrer Arbeits-
plätze mit schwerbehinderten Menschen besetzen 
müssen. Wie viele der größeren Handwerksbetriebe 
ihrer Beschäftigungspflicht nachkommen oder eine 
Ausgleichsabgabe zahlen, wissen wir leider nicht ge-
nau, weil es dazu keine Auswertung gibt. 

Um die wirkliche Haltung von Handwerksbetrieben 
zur Inklusion von Menschen mit Behinderung zu er-
kennen, müssen wir zwischen zwei Gruppen unter-
scheiden. Da sind zum einen die langjährig Beschäf-
tigten, die sich durch Unfall oder Erkrankung eine 
Schwerbehinderung zugezogen haben. Mit Ausnah-
me jener Fälle, in denen das verbliebene Leistungs-
vermögen so gering ist, dass ein Verbleib in Arbeit 
einfach unmöglich ist, gibt es starke Bestrebungen 
seitens der Handwerksbetriebe, ihre vormals nicht 
behinderten, jetzt aber behinderten Beschäftigten 
in Arbeit zu halten. 

Diese Haltung der meist kleinen Familienbetriebe 
kennen wir auch aus anderen Zusammenhängen, 
etwa wenn es dem Betrieb wirtschaftlich gerade mal 
nicht so gut geht. Dann kommen mitunter Berater 
und sagen zum Inhaber: „Sie müssen sich vom Perso-
nal trennen“, doch der antwortet: „Vielleicht müsste 
ich das, aber das mach ich nicht. Mein Mitarbeiter 

ist schon seit zehn, fünfzehn Jahren in meinem Be-
trieb, den entlasse ich nicht, nur weil es mir gerade 
etwas schlechter geht.“ Das heißt: Die Bindung an 
den Menschen, an die Mitarbeiterin oder den Mit-
arbeiter, ist in Handwerksbetrieben viel stärker aus-
geprägt als in Großunternehmen – und das gilt auch 
für Menschen mit einer Behinderung.

Eine andere Frage ist das Verhalten der Betriebe bei 
Neueinstellungen von Menschen mit einer Behinde-
rung. Da mag es mitunter eine gewisse Zurückhal-
tung geben, weil Betriebsinhaber etwaige Kosten 
für den erforderlichen Umbau eines Arbeitsplatzes 
scheuen, damit er den Ansprüchen und Bedarfen 
eines Menschen mit Behinderung genügt. Doch die-
se Vorbehalte resultieren meist aus fehlendem Wis-
sen über die vielen Fördermöglichkeiten in solchen 
Fällen. Dass es neben Investitions- und Lohnkos

tenzuschüssen auch Zuschüsse zu Umbaukosten 
gibt, weiß kaum ein Betrieb und erst recht wissen 
es nicht solche Betriebe, die aufgrund eines gerin-
gen Personalzuwachses gerade beschäftigungspflich-
tig geworden sind, wie das Handelsblatt Research 
Institute im Auftrag der Aktion Mensch herausge-
funden hat. Demnach wissen gerade Firmen in ei-
ner Größenordnung von 20 bis 60 Mitarbeitern we-
niger über die staatlichen Fördermöglichkeiten und 
nutzen sie auch deutlich seltener als große und mit-
telständische Betriebe. Hier ist also in der Tat noch 
viel Aufklärungsarbeit zu leisten.

Doch der zentrale Faktor bei einer Einstellung ist die 
Qualifikation der Bewerberin oder des Bewerbers. 
Menschen mit einer Behinderung, die eine dreijäh-

Vorbehalte resultieren meist aus fehlendem 

Wissen über die vielen Fördermöglichkeiten. 
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rige Berufsausbildung abgeschlossen haben, dürf-
ten heute aufgrund der Fachkräfteengpässe deut-
lich weniger Schwierigkeiten haben, einen Job zu 
finden, als in der Vergangenheit. Hier steht für Be-
triebe nicht die Behinderung, sondern die Qualifi-
kation im Vordergrund. Von einer grundsätzlichen 
Verweigerungshaltung der Handwerksbetriebe in 
dieser Frage kann keine Rede sein.

G.I.B.: Die Inklusionsberatung der Handwerkskam-
mern könnte die von Ihnen geforderte Aufklärungs-
arbeit leisten. Was umfasst deren Angebot und wie 
reagieren die Betriebe darauf?
Andreas Oehme: Das Beratungsangebot wird aus-
gesprochen gerne in Anspruch genommen, gerade 
wenn es um die Entwicklung von Alternativen zur 
Entlassung eines Menschen mit Behinderung geht. 
Das ist gut nachvollziehbar, denn die unzähligen För-
dermöglichkeiten im Inklusionsbereich und die Viel-

zahl der hier tätigen Akteure ist für Außenstehende 
kaum zu überblicken: das reicht von den Reha-Trä-
gern, über Rentenversicherung und Krankenkasse, 
bis hin zu den Integrationsämtern und Arbeitsagen-
turen. Zu durchschauen, wer hier jeweils der Kos
tenträger ist, ist für einen Kleinbetrieb eine kaum 
lösbare Aufgabe. 

Insofern ist ihnen das Angebot der Inklusionsbera-
tung, ihnen einen Weg durch diesen Dschungel zu 
weisen, sehr willkommen. Es umfasst neben allge-
meinen Informationen zur Beschäftigung schwer-
behinderter Menschen die Hilfe bei der Suche nach 
einem geeigneten Bewerber, Informationen über alle 
Fördermöglichkeiten bei Neueinstellung, Ausbildung 
und bei bestehenden Arbeitsverhältnissen, Hilfe bei 
der Beantragung der Förderungen, Kontaktaufnah-
me zu den zuständigen Kostenträgern, aber auch die 

Beratung zur Schaffung und Ausstattung von neuen 
und vorhandenen Arbeits- und Ausbildungsplätzen 
für schwerbehinderte Menschen. Genau hier liegt ein 
Schwerpunkt der Inklusionsberatung, einem Bera-
tungsfeld, in dem unsere Ingenieure und Techniker 
genau wissen, wie Arbeitsplätze umgebaut werden 
müssen, damit Menschen mit einer Einschränkung 
dort weiterarbeiten können. 

Ein anderes Handlungsfeld, das die Inklusionsbe-
rater nicht selbst durchführen, betrifft die Analy-
se von Arbeitsprozessen, um herauszufinden, wie 
durch eine Umorganisation von Arbeit Fachkräfte 
entlastet und die aus dem Arbeitsprofil von Fachar-
beitern herausgeschnittenen Tätigkeiten zu einem 
neuen Arbeitsplatz für Menschen mit Behinderung 
zusammengefügt werden können. In manchen Be-
trieben klappt das sehr gut, aber in den meisten klei-
nen Handwerksbetrieben gibt es nicht so viel Arbeit, 
dass man dem einen etwas wegnehmen und damit 
einem anderen einen neuen Arbeitsplatz schaffen 
könnte. Ein anderer Aspekt kommt hinzu, der das 
Modell nicht immer Anwendung finden lässt: Auch 
Facharbeiter und Führungskräfte brauchen zum Aus-
gleich im Arbeitsalltag Tätigkeiten, die sie routine-
mäßig verrichten können. Routinetätigkeiten kom-
plett aus dem Arbeitsprofil zu streichen, also Phasen 
geringerer Beanspruchung vollständig zu eliminie-
ren, ist perspektivisch auch keine Lösung.

G.I.B.: Wie schätzen Sie überhaupt die Möglichkeit 
der Inklusion von Menschen mit Behinderung spe-
ziell im Handwerk ein?
Andreas Oehme: Trotz der zum Teil körperlich bean-
spruchenden Tätigkeiten bietet das Handwerk gute 
Möglichkeiten für die Inklusion von Menschen mit 
Behinderung. Der Zentralverband des Deutschen 
Handwerks verweist ja schon lange etwa auf den Bä-
cker-Azubi mit Asperger-Syndrom, den gehörlosen Ma-
lergesellen oder den lernschwachen Fachpraktiker in 
der Holzverarbeitung. Sie alle können im Handwerk 
arbeiten wie jede und jeder andere Beschäftigte auch. 

Für Betriebe steht nicht die Behinderung, 

sondern die Qualifikation im Vordergrund. 
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Ich selbst kenne einen vom Inklusionsberater der 
Handwerkskammer Münster beratenen Metallbe-
trieb, in dem ein Mitarbeiter eine ziemlich große 
CNC-Maschine bediente. In seiner Freizeit verun-
glückte er so schwer, dass er seine Arbeit trotz aller 
denkbaren Umbauten nicht mehr ausführen konnte. 
Für ihn haben sich Inklusionsberater und Betriebs-
inhaber gemeinsam eine ganz individuelle Lösung 
ausgedacht: Er übernahm im Betrieb eine Ausbilder-
funktion. Dazu absolvierte er eine EDV-Schulung 
und erbrachte den Ausbildereignungsnachweis. Zu-
dem wurde mit finanzieller Unterstützung eines Kos
tenträgers eine kleine CNC-Maschine angeschafft, 
an der er die Jugendlichen ausbilden kann. 

Auch in einem anderen Fall hatte man zunächst ge-
dacht, es gäbe keine Lösung, doch dann hat es doch 
geklappt. Da litt ein Jugendlicher, der eine Ausbil-
dung zum Kfz-Mechatroniker antreten wollte – dem 
zahlenmäßig größten Ausbildungsberuf im Handwerk 
– an Mukoviszidose, einer Stoffwechselerkrankung, 
bei der Luftreinhaltung von großer Bedeutung ist. 
Eigens für ihn hat der Betrieb eine moderne Absaug-
anlage eingebaut. Da der Jugendliche infolge seiner 
Krankheit zudem hohe Ausfallzeiten beim Berufs-
schulbesuch hatte, hat ihm der Betrieb Nachhilfeun-
terricht organisiert, in dem er sich den theoretischen 
Unterrichtsstoff aneignen konnte. 

Nicht selten stellen Handwerksbetriebe sogar ganz 
gezielt Menschen mit einer Behinderung ein, gera-
de im Bereich unserer Gesundheitsberufe, etwa den 
Orthopädietechnikern mit ihren Produkten zum Bei-
spiel für gehbehinderte Menschen, chronisch kranke 
Menschen wie Diabetiker, Menschen mit Rücken-, 
Hüft-, Knie- oder Fußproblemen. Auch hier finden 
wir Betriebsinhaber, die sagen: „Wenn ich einen Mit-
arbeiter habe, der selbst eine Prothese trägt, kann er 
sich viel besser in einen Kunden mit ähnlichen Pro-
blemen hineinversetzen, weil er über eigene Erfah-
rungen verfügt.“ Da Handwerksbetriebe lokal stark 
verwurzelt sind, spricht sich so etwas schnell herum 

und zieht Kunden an, weil sie wissen: Dort werde 
ich von jemandem beraten, der das, wovon ich be-
troffen bin, selbst durchlebt oder zumindest ähn-
lich erfahren hat. 

Neben dem Imagegewinn gibt es aber auch ganz prak-
tische Vorteile, etwa dann, wenn in einem Hand-
werksbetrieb mit einem angeschlossenen Ladenge-
schäft für einen Mitarbeiter mit einer Behinderung 
ein barrierefreier Zugang geschaffen worden ist, der 
dann auch von Kundinnen und Kunden mit einem 
Rollator genutzt werden kann. 

Auffällig ist, dass gerade beim Thema Ausbildung 
von Menschen mit Behinderung jene Betriebe beson-
ders aufgeschlossen sind, die in ihrem persönlichen 
Umfeld, in der Familie oder der Nachbarschaft Er-
fahrungen mit Menschen mit Behinderung gesam-
melt haben. Bei ihnen schwindet die Unsicherheit, 
wie sie mit vielen Situationen umgehen sollen. Des-
halb ist auch die inklusive Beschulung schon in den 
Kitas so wichtig, damit alle lernen, „ganz normal“ 
mit einer Behinderung umzugehen. Der Fachkräf-
temangel wird das Umdenken begünstigen. Immer 
mehr Betriebe werden sich für neue Zielgruppen öff-
nen, denn entscheidend ist nicht, was ich nicht kann, 
sondern was ich kann.

G.I.B.: Seit mehr als zehn Jahren gibt es für Menschen 
mit einer Behinderung die Möglichkeit der Ausbil-
dung zum Fachpraktiker oder zur Fachpraktikerin. 
Wie bewerten Sie diese Option? 
Andreas Oehme: Für Menschen mit Behinderung, 
denen aufgrund der Art und Schwere ihrer Behin-

Trotz der zum Teil körperlich 

beanspruchenden Tätigkeiten bietet 

das Handwerk gute Möglichkeiten für die 

Inklusion von Menschen mit Behinderung. 
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derung auch unter der Anwendung von Nachteils-
ausgleichen keine Regelausbildung möglich ist, ist 
die Fachpraktiker-Ausbildung gewiss eine gute Lö-
sung. Die Ausbildungsinhalte orientieren sich an de-
nen anerkannter Ausbildungsberufe etwa in den Be-
reichen Bäckerei, Buchbinderei, Holzverarbeitung 
oder Malen und Lackieren, erfordern jedoch einen 
geringeren Umfang an theoretischen Kenntnissen. 

In einer großen Bautischlerei, die massenhaft Fens
ter einbaut, gibt es bestimmte Tätigkeiten, bei de-
nen der Betrieb einen Fachpraktiker gut gebrauchen 
kann, oder auch in den Großbäckereien sind mit dem 
Wegfall einzelner Gesellentätigkeitsbereiche andere 
mit etwas einfacheren Qualifikationsanforderungen 
entstanden. Doch in vielen kleinen Handwerksbe-
trieben ist die Arbeitsteilung aufgrund der sehr un-
terschiedlichen Aufträge nicht weit fortgeschritten, 
sodass ein Mitarbeiter, der nicht alle Tätigkeiten ver-
richten kann, nicht leicht einsetzbar ist. 

Hinzu kommt, dass für die Ausbildung von Fach-
praktikern der Ausbilder über eine rehabilitations-
pädagogische Zusatzqualifikation verfügen muss. 
Das kann man einem kleinen Betrieb kaum aufbür-
den, also müsste er sich einen entsprechend qualifi-
zierten externen Ausbilder einkaufen, der das Aus-
bildungsverhältnis mit betreut. Doch die werden 
leicht als betriebsfremde Personen wahrgenommen; 
das ist für Kleinbetriebe eine psychologische Hemm-
schwelle, die Kosten dafür muss der Betrieb in der 
Regel nicht tragen.

Grundsätzlich ist die betriebliche Ausbildung für 
die dauerhafte Integration in den ersten Arbeits-
markt immer noch besser als eine, die nur bei Trä-
gern stattfindet. Aber auf die Integrationsleistung der 
Träger können wir nicht verzichten. Was aus Sicht 
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begünstigen.

der Kammern noch fehlt, sind Musterregelungen 
für die Fachpraktiker-Ausbildung auf Bundesebe-
ne. Das Bundesinstitut für Berufsbildung, das BIBB, 
ist bereit, sie unter der Voraussetzung zu erstellen, 
dass die Sozialpartner das gemeinsam wollen. Doch 
an dieser Übereinkunft fehlt es noch. Die Gewerk-
schaften befürchten mit den Fachpraktiker-Ausbil-
dungen Arbeitsverhältnisse im unteren Lohnbereich. 
Sie favorisieren die reguläre Ausbildung, aber es gibt 
Zielgruppen, die das nicht schaffen können. Für sie 
brauchen wir besondere Lösungen. Viele Arbeitge-
ber sehen jedoch die notwendigen Arbeitsplätze für 
Fachpraktiker nicht.

G.I.B.: Damit sprechen Sie eine übergeordnete Ebe-
ne an, die der Sozialpartner und die der Politik. Was 
erwarten Sie von der Politik? 
Andreas Oehme: Die größte Herausforderung in die-
sem Handlungsfeld ist „Leistung aus einer Hand“. 
Alle Akteure in dem Feld wissen, wie unübersicht-
lich das Handlungsfeld und wie komplex die Ab-
stimmungsprozesse zwischen den Akteuren sind. 
Der Grund dafür ist ganz einfach: Meist geht es 
darum, wer die Kosten übernimmt, und da mel-
det sich niemand freiwillig. Irgendwann kam mal 
die Idee auf, eine Stelle dazwischenzuschalten, die 
die Abstimmung übernimmt, aber das macht alles 
nur noch komplizierter. Hier müsste der Gesetzge-
ber mehr Klarheit schaffen, denn die gegenwärtigen 
Regelungen sind alles andere als betriebsfreundlich. 
Solange das noch so ist, ist die Inklusionsberatung 
der Kammern unverzichtbar.
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Seit seiner Kindheit lebt der 23-jährige 

Halilcan Aldirmaz mit ADHS – auch be-

kannt als Aufmerksamkeitsdefizit- und 

Hyperaktivitätsstörung. Mit Unterstüt-

zung der ProjektRouter gGmbH absol-

vierte er eine betriebliche Qualifizierung 

bei der Früchte Heep GmbH auf dem Köl-

ner Großmarkt am Bonntor. 

Es ist ein verregneter Freitagmorgen, an 
dem das Treffen mit Halilcan Aldirmaz 
auf dem Kölner Großmarkt stattfindet. 
Während für den Großteil der arbeiten-
den Bevölkerung der Arbeitstag jetzt be-
ginnt, endet die Nachtschicht des jungen 
Deutschtürken. Müdigkeit kann man bei 
dem lebhaft und zufrieden wirkenden Al-
dirmaz nur erahnen. Doch das war nicht 
immer so. „Die ersten vier Wochen wa-
ren hart“, weiß Aldirmaz noch genau. 
Daran müsse man sich erstmal gewöh-
nen – zu arbeiten, wenn man normaler-
weise schlafen würde. Da Aldirmaz aber 
grundsätzlich eher abends munter ist, hat 
er mit dem jetzigen Rhythmus weniger 
Probleme als in seiner vorherigen Tätig-
keit. „Da musste ich morgens um sieben 
Uhr schon auf der Arbeit sein. Das war 
nichts für mich.“ 

Über die Gemeinnützigen Werkstätten 
Köln GmbH arbeitete er nach seinem 
Hauptschulabschluss für ein Jahr im Gar-
ten- und Landschaftsbau. Weil er sich aber 
unter anderem wegen der frühen Arbeits-
zeiten dort nicht wohl fühlte, brach er die 
Tätigkeit in der Werkstatt für Menschen 
mit Behinderung ab. Danach wurde es be-
ruflich zunächst ruhig für Aldirmaz. Zu 
ruhig für einen Menschen, dem aufgrund 
seiner psychischen Erkrankung Beschäf-

Auf die richtige Perspektive kommt es an
Arbeiten auf dem Großmarkt mit ADHS

tigung guttut. „Wenn ich nichts zu tun 
habe, spüre ich dieses unangenehme Ge-
fühl in mir, das größer und größer wird“, 
beschreibt Aldirmaz die Unruhe, die ihm 
dann zusetzt. Wird die Unruhe zu groß, 
hilft ihm sein Hobby. Der Hip-Hop-Fan 
schreibt eigene Rap-Texte, die er bei Tref-
fen mit seinen Kumpels zum Besten gibt. 
Zwar habe ihn das in dieser schwierigen 
Phase ablenken können, doch er wusste 
auch, dass er noch etwas anderes brauch-
te – eine Perspektive. Und die ergab sich 
vor knapp drei Jahren ganz unverhofft. 

„Unterstützte Beschäftigung“ 
– ein Weg auf den ersten 
Arbeitsmarkt

Zu Früchte Heep fand Aldirmaz durch sei-
nen Vater. Der arbeitet selbst schon seit ge-
raumer Zeit für den Betrieb und wusste, 
dass das Nichtstun kontraproduktiv für sei-
nen Sohn war. Deshalb bat er seinen Chef 
um einen Aushilfsjob für Aldirmaz. Und 
schon nach zwei Wochen Probearbeit war 
man bei Früchte Heep überzeugt genug, 
um ihm ein Angebot zu unterbreiten. Eine 
Kollegin seines Vaters wusste von einem 
bestimmten Unterstützungsangebot der 
Arbeitsagentur – „Unterstützte Beschäf-
tigung (UB)“. Das ist eine Qualifizierung, 
die die Arbeitsagentur Menschen anbie-

tet, die bedingt durch Beeinträchtigungen 
einen individuellen Coachingrahmen be-
nötigen. An dieser Stelle kommt die Pro-
jektRouter gGmbH ins Spiel. Als Inklusi-
onsdienstleister bringt sie beeinträchtigte 
Menschen und Wirtschaftsbetriebe zusam-
men, indem sie beide Seiten beim Aufbau 
sowie der Umsetzung maßgeschneiderter 
beruflicher Wege unterstützt. 

„Die UB ist ein wichtiger Baustein der Ar-
beitsagentur, in dem Menschen in Betrie-
ben qualifiziert werden, bei denen noch 
unklar ist, ob sie den Sprung in eine Be-
schäftigung auf den ersten Arbeitsmarkt 
schaffen“, erklärt Inklusionscoach Ro-
sanna D’Ortona. Die UB ist also keine 
zertifizierte Ausbildung, sondern eine be-
triebliche Qualifizierung für eine sozi-
alversicherungspflichtige Stelle. Wichtig 
hierbei ist, dass sich bei ProjektRouter die 
Betriebe bei entsprechendem Leistungsan-
stieg an der Lohnzahlung beteiligen. Denn 
das sende den beeinträchtigten Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern eine bedeutende 
Botschaft. „Sie werden als vollwertige Ar-
beitskraft anerkannt. Das gibt ihnen einen 
enormen Schub fürs Selbstvertrauen“, so 
D‘Ortona. Davon profitierte auch Aldir-
maz. Seine Souveränität bei der Erledi-
gung seiner Aufgaben musste er sich je-
doch mühsam erarbeiten. 



46 G.I.B.INFO   4  20  

NRW INKLUSIV. MENSCHEN MIT BEHINDERUNG AM ARBEITSMARKT

Struktur für den Arbeitsalltag

Um 23 Uhr beginnt für Aldirmaz die Ar-
beit auf dem Großmarkt. Dann bekommt 
er einen Stapel Lieferscheine und los geht ś: 
Ware vom LKW abladen, Obst und Gemü-
se je nach Lieferschein auf eine Euro-Palet-
te packen, die Lieferung mit dem Gabel-
stapler zum Sprinter bringen und einladen. 
„So geht das in einem durch. Bis morgens 
um sechs. Und immer schnell, schnell, 
schnell“, beschreibt Aldirmaz seinen üb-
lichen Arbeitstag. Ohne Hilfe hätte er die 
Anfangsphase nicht überstanden, gibt er 
zu. Die fand er zunächst jedoch an der fal-
schen Stelle. „In den ersten vier Wochen 
habe ich bis zu zehn Dosen Energy-Drinks 
pro Schicht getrunken. Bis ich so starkes 
Herzrasen bekam, dass ich zum Arzt muss-
te.“ Nicht nur das flotte Arbeitstempo und 
die Umstellung, nachts zu arbeiten, waren 
eine große Belastung für ihn. Erschwe-
rend kam hinzu, dass er einmal pro Wo-
che tagsüber noch zur Berufsschule muss-
te – nach durchgearbeiteter Nacht. Wie 
wertvoll in solchen Situationen ein per-
sönlicher Inklusionscoach ist, sollte auch 
Aldirmaz erfahren. 

„Wir stehen mit den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern der Qualifizierung in stän-
digem Kontakt und sind regelmäßig an 
ihrem Arbeitsplatz, um zu sehen, wie sie 
zurechtkommen“, sagt D’Ortona. So er-
kannte sie, dass bei der Planung von Aldir-
mazs Arbeitszeiten dringender Anpassungs-
bedarf bestand. Denn eine Arbeitswoche 
auf dem Großmarkt liegt bei 48 Stunden. 
„Das konnte Aldirmaz unmöglich schaf-
fen.“ Deshalb suchte sein Inklusionscoach 
das Gespräch mit dessen Vorgesetzten und 
erzielte mit ihm eine Einigung, die Aldir-
maz mindestens 36 freie Stunden zwischen 
seinen Schichten einräumt. Seitdem arbeitet 

er in der Nacht von Montag auf Dienstag, 
besucht mittwochs die Schule und arbeitet 
dann wieder von Donnerstag auf Freitag 
und in der Nacht von Freitag auf Sams-
tag. Immer noch ein straffes Stundenpen-
sum, aber damit komme er zurecht, fin-
det D’Ortona. Und wenn die Erschöpfung 
zwischendurch doch mal zu groß wird, hat 
Aldirmaz auch eine Lösung: „Ich kenne 
hier genügend ruhige Eckchen, wo man 
mal fünf Minuten die Augen zu machen 
kann“, sagt er mit einem Augenzwinkern. 

Mit Selbstbewusstsein 
in die Zukunft 

Für Aldirmaz war die UB schon jetzt eine 
wertvolle und lehrreiche Erfahrung. „Ich 
habe hier viel gelernt, vor allem selbststän-
dig zu arbeiten. Heute hole ich mir bei Ar-
beitsbeginn meine Lieferscheine und erle-
dige alles selbst.“ Und wenn er doch mal 
Hilfe brauche, könne er sich auf seinen Va-
ter oder die Kollegen verlassen. In der An-
fangsphase benötigte er die insbesondere 
beim Zusammenstellen der Ware. „Wenn 
Kollegen mir zuriefen, ,Halilcan, pack mal 
schnell vier Kisten á acht Avocados‘, bin 
ich ins Schwitzen gekommen.“ Denn mit 
einer ADHS-Erkrankung geht häufig eine 
Rechenschwäche einher. Hierfür hat ihm 
sein Coach eine spezielle Rechentabelle er-
stellt. Anhand dieser kann er nachvollzie-
hen, wie er zum Beispiel 32 Kisten auf vier 
Paletten verteilen muss. Inzwischen braucht 
Aldirmaz die Tabellen aber kaum noch, 
was D’Ortona auf die berufliche Praxis 
zurückführt. „Das können wir häufig bei 
Ratsuchenden beobachten, dass sie Dinge 
durch die tägliche Praxis auswendig lernen 
und so gut zurechtkommen.“ Doch nicht 
nur diesen Lerneffekt stellt sie bei ihrem 
Schützling fest. „Als ich ihn kennenlernte, 
war er sehr hibbelig. Er sprach schnell und 

musste sich dabei immer bewegen. Das sehe 
ich bei ihm heute gar nicht mehr.“ Das lie-
ge zum einen an dem mittlerweile struk-
turierten Arbeitsalltag, aber insbesonde-
re auch daran, dass seine Arbeitskraft von 
den Kolleginnen und Kollegen gebraucht 
wird. „Es fühlt sich gut an, dass ich eine 
Hilfe für mein Team bin“, freut sich Aldir-
maz. Dabei wissen die meisten gar nichts 
von seiner Einschränkung, lediglich sein 
Vorgesetzter. Das sei ihm lieber so, denn 
„ich möchte keine Sonderbehandlung, son-
dern wie ein ganz normaler Kollege wahr-
genommen werden.“ 

Aldirmazs Vertrag bei Früchte Heep GmbH 
läuft noch bis Ende Februar 2021. Aktuell 
lernt er fleißig für seine theoretische Füh-
rerscheinprüfung. Mit bestandenem Füh-
rerschein steigen nicht nur seine Chancen 
auf eine Vertragsverlängerung, er wür-
de auch einen höheren Lohn bekommen. 
Zudem könnte er andere Aufgaben über-
nehmen, wie zum Beispiel Auslieferungen 
zu Kunden. Aber auch wenn sein Vertrag 
nicht verlängert werden sollte, bricht da-
mit für ihn keine Welt zusammen. „Ich 
weiß jetzt, was ich kann, und glaube an 
mich. Wenn die Arbeit hier für mich en-
den sollte, finde ich woanders etwas. Da-
von bin ich überzeugt.“ Doch dazu muss 
es gar nicht kommen. Denn Aldirmaz´ Ar-
beitgeber hat schon kurz nach unserem 
Gespräch einer Vertragsverlängerung zu-
gestimmt. Ob mit oder ohne Führerschein 
– bei der Heep GmbH scheint man zu wis-
sen, was man an dem jungen Mann hat.
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Betriebsintegrierte Arbeitsplätze als Weg 

in den allgemeinen Arbeitsmarkt
Die Gemeinnützigen Werkstätten Köln betreuen 265 Menschen mit Beeinträchtigung auf 

ausgelagerten Arbeitsplätzen bei Unternehmen

Die GWK – Gemeinnützige Werkstätten Köln GmbH – ist schon seit 1969 Träger 

von Werkstätten für Menschen mit Beeinträchtigung, Wohnhäusern und am-

bulanter Wohnunterstützung in und um Köln. Unter den insgesamt rund 1.600 

Menschen, die bei den GWK arbeiten, sind 265 auf betriebsintegrierten Ar-

beitsplätzen (BiAP) beschäftigt. Im Rahmen dieses Arbeitsverhältnisses kön-

nen sie bei einem Arbeitgeber des allgemeinen Arbeitsmarktes ihre berufs

praktischen Fähigkeiten und sozialen Kompetenzen erweitern und haben so 

bessere Chancen, den Übergang von der Werkstatt für behinderte Menschen 

(WfbM) in ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis auf dem ersten 

Arbeitsmarkt zu schaffen.

„Wir sind stolz darauf, dass wir das 
Thema BiAP vorangetrieben haben und 
dass es diese Form der Beschäftigung bei 
uns gibt“, sagt Marita Buskühl, die bei 
den GWK für diesen Bereich zuständig 
ist. Die betriebsintegrierten Arbeitsplät-
ze (BiAP) sind beim Fachdienst „KAI“, 
Kurzform für „Köln arbeitet inklusiv“, 
angesiedelt, einem selbstständig agie-
renden Bereich mit zehn Mitarbeitenden 

innerhalb der GWK. „Die Marke KAI ha-
ben wir kreiert, weil wir nach außen be-
wusst ein zusätzliches Angebot zu dem 
der Werkstätten schaffen wollen. Wir 
gehören zwar zu den Werkstätten, aber 
es handelt sich um eine andere Form der 
Unterstützung und Betreuung, Interes-
sentinnen und Interessenten aktiv beim 
Übergang auf den allgemeinen Arbeits-
markt zu fördern.“

Überwiegend handelt es sich bei den BiAP 
um Einzelarbeitsplätze, auf denen sowohl 
Menschen mit psychischer Erkrankung 
als auch geistiger oder körperlicher Beein-
trächtigung arbeiten. Die Anfänge lagen 
bei einzelnen ausgelagerten Arbeitsplät-
zen unter anderem in einem Kindergar-
ten, der Unterstützung bei Hilfstätigkeiten 
brauchte. Solche später als „Assistentin“ 
oder „Assistent“ bezeichneten Stellen 
gibt es auch heute noch. Auf der Internet
seite der GWK findet man zum Beispiel 
ein informatives Video, das den Alltag 
eines GWK-Beschäftigten zeigt, der als 
Schulassistent auf einem Außenarbeits-
platz am Joseph-DuMont-Berufskolleg 
in Köln arbeitet (www.gwk-koeln.de/ar-
beiten/arbeitsangebote).

„Anfangs stand der Landschaftsverband 
Rheinland (LVR) dem Modell eher zu-
rückhaltend gegenüber“, erinnert sich 
Marita Buskühl. „Man konnte sich zu 
Beginn nicht vorstellen, dass es mit dem 
Auftrag einer WfbM   kompatibel war.“ 
Das änderte sich aber mit der Zeit. Mit 
Unterstützung durch den LVR kam es 
dann zu ersten ausgelagerten Vollzeit-
stellen in Jugendherbergen. 

Es folgte 2009 ein erstes größeres Pro-
jekt, das die GWK mit dem LVR und der 
Stadt Köln durchführen konnten, das 
„Hausmeisterhilfsprojekt“: Acht junge 
Männer wurden zur Unterstützung der 
Hausmeister an Kölner Schulen einge-
setzt. „Auch da ging es um Helfertätig-
keiten wie Müll aufsammeln, Laub har-
ken, Schnee schaufeln, Schulräume neu 
bestuhlen, Getränke ausgeben und so 
weiter. Bei der Projektauswertung durch 
die wissenschaftliche Begleitung der Uni-
versität zu Köln kam heraus, dass die 
Arbeit der Menschen mit Beeinträchti-
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gung tatsächlich eine große Entlastung 
für die Schulen brachte.“ 2011 erhielten 
die GWK für dieses Projekt den Kölner 
Innovationspreis.

Heute beschäftigen die GWK 265 Men-
schen mit Beeinträchtigung auf betriebs-
integrierten Arbeitsplätzen. Die einge-
setzten Menschen kommen überwiegend 
aus dem Arbeitsbereich der GWK-Werk-
stätten, zum Teil, etwa zu einem Fünftel, 
aber auch aus dem Bereich der Berufs-Bil-
dungsmaßnahmen. Das sind zweijährige 
Maßnahmen, in denen fachliche Kennt-
nisse und grundlegende, für das Arbeitsle-
ben unverzichtbare Schlüsselkompetenzen 
in einer Vielzahl an Arbeitsfeldern ver-
mittelt werden, darunter unter anderem 
Bürodienste und Verwaltung, Elektro- 
und Metallmontage/Metallbearbeitung, 
Verpackung, Lager und Logistik oder die 
schon genannten Hauswirtschafts- und 
Hausmeisterdienste. 

Die richtige Nische finden

„Im Idealfall wirken die 24 Monate in 
der beruflichen Bildung wie ein Verstär-
ker für die eigenen Talente“, sagt Viktoria 
Willmann, die für die Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit der GWK und der Alexi-
aner Werkstätten GmbH (Verbundpart-
ner der GWK) zuständig ist. Im Grunde 
sei dabei jede Branche geeignet. Das gelte 
auch für die sich eventuell anschließende 
Arbeit auf einem BiAP. Es gibt zum Bei-
spiel eine Kraft, die sich besonders für den 
Karneval interessiert. Die GWK schaff-
ten es, für sie einen ausgelagerten Arbeits-
platz im Kölner Karnevalsmuseum zu or-
ganisieren. Genauso sind aber klassische 
Branchen möglich, wie Kitas und Senio-
renheime, Garten- und Landschaftsbau, 
Friedhofsgärtnereien, Groß- und Einzel-

rita Buskühl. Wenn sich das Gefühl ein-
stellt, dass das der Fall ist, schließen sich 
meistens einige Hospitationstage in dem 
Betrieb an. Ist auch das erfolgreich, folgt 
noch ein bis zu vierwöchiges Praktikum. 
Erst dann kommt es zu einem Beschäfti-
gungsvertrag, den die Werkstatt mit dem 
Betrieb oder der Behörde abschließt. 

Intensive Einstiegsbeglei-
tung wichtig für Erfolg

Begleitet wird dieses Verfahren von In-
tegrationsassistentinnen und -assistenten 
der GWK, die die Bewerberinnen und 
Bewerber intensiv einarbeiten. Einen 
Teil dieser Arbeit übernehmen die GWK 
selbst, einen Teil decken sie mit Kräf-
ten der ProjektRouter gGmbH und der 
Gold-Kraemer-Stiftung (GKS) ab. Wenn 
gewünscht oder erforderlich arbeiten die 
Begleiterinnen und Begleiter – jeweils 
immer ein fester Ansprechpartner pro 
einzugliederndem Menschen – anfangs 
ganze Tage an dem jeweiligen Arbeits-
platz mit. So können sie die Arbeitsab-
läufe am besten selbst kennenlernen und 
erkennen, welche Unterstützungsformen 
für den Menschen mit Beeinträchtigung 
auf dem Arbeitsplatz auf Dauer hilfreich 
sein können. Das können Arbeitspläne 
sein, Strukturierungshilfen, Dokumen-
tationen über die Arbeitsabläufe, die je-
derzeit abrufbar hinterlegt sind. „Diese 
intensive Begleitung und das Selbsterfah-
ren der Arbeitsabläufe in den ersten Ta-
gen und Wochen ist für den Erfolg ganz 
wichtig“, so Marita Buskühl. „Wenn sich 
Selbstständigkeit und Sicherheit einge-
stellt haben, kann diese intensive Beglei-
tung reduziert werden.“

Oft fangen die Menschen auf den Ar-
beitsplätzen mit kleinschrittigen, ein-

handel, Verwaltung und auch verschie-
dene Industriebranchen, zum Beispiel die 
Verpackungsindustrie oder die Montage. 
„Es gibt grundsätzlich keine Ausnahme, 
wenn man die Stärken und Interessen des 
Menschen und die Bedarfe der Unterneh-
men abgleicht und die richtige Nische im 
Betrieb findet“, sagt Viktoria Willmann. 
Insgesamt zählen die GWK derzeit 80 
unterschiedliche Beschäftigungsgeber.

Meistens geht die Initiative zur Einrich-
tung eines BiAP von den GWK aus. Sie 
sprechen über alle möglichen Kanäle Un-
ternehmen und Stellen bei Behörden und 
der Verwaltung an. Es kommt aber auch 
vor, dass Betriebe sich bei den GWK mel-
den oder dass ein Mensch mit Beeinträch-
tigung, der bei den GWK arbeitet, einen 
Wunschbetrieb nennt oder sich selbst um 
eine Stelle bemüht, zum Beispiel über ei-
nen Verwandten, der bei einem bestimm-
ten Unternehmen arbeitet.

In vielen Fällen geht es, wie bei der ge-
nannten Schulassistenz, darum, Stamm-
personal zu entlasten. Marita Buskühl 
nennt unter anderem Arbeiten wie Ko-
pien erstellen, technisches Gerät aufbauen 
und anschließen. „Allerdings muss man 
Betrieben und Behörden oft ein bisschen 
auf die Sprünge helfen, damit sie erken-
nen, welche Möglichkeiten sich ihnen da-
durch eröffnen.“

Das übliche Verfahren bei der konkreten 
Einrichtung eines BiAP startet meistens 
mit einem Termin zum Kennenlernen, 
bei dem der oder die potenzielle Beschäf-
tigte das Umfeld, die möglichen künfti-
gen Kolleginnen und Kollegen und die Ar-
beitsumgebung kennenlernt. „Wichtiger 
als alles andere ist oft, dass die Chemie 
zwischen beiden Seiten stimmt“, sagt Ma-

Viktoria Willmann, Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit Alexianer 

Werkstätten GmbH



G.I.B.INFO   4  20  49

NRW INKLUSIV. MENSCHEN MIT BEHINDERUNG AM ARBEITSMARKT

fachen Tätigkeiten an. Um sich weiter-
zuentwickeln, wird das Arbeitsspektrum 
dann erweitert. Wenn notwendig, schult 
die Integrationsassistenz den Menschen 
entsprechend nach. Zur Unterstützung 
der Integrationsassistentinnen und -assis
tenten arbeitet im Hintergrund ein sozi-
aler Dienst. Außerdem können sie sich 
mit dem sogenannten Basisteam bei den 
GWK austauschen.

Die Integrationsassistentinnen und -assis
tenten kümmern sich auch um die An-
sprechpersonen in den Unternehmen. „Die 
brauchen ebenfalls oft Ermutigung, Bestä-
tigung und manchmal den Hinweis, dass 
auch bei den anderen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern schon mal Schwierig-
keiten auftreten – oft im privaten Be-
reich – und dass also hier wie dort ge-
legentlich Rücksichtnahme erforderlich 
ist“, erklärt Marita Buskühl. „Oft tun 
sich die Unternehmen aber leichter, als 
sie vorab denken.“ 

Wichtig sei in diesem Zusammenhang, 
dass sowohl die Unternehmensleitung 
als auch die Mitarbeiterschaft bei der 
Integration eines Menschen mit Beein-
trächtigung mitgenommen werde, er-
gänzt Viktoria Willmann. Dazu bieten 
die GWK Schulungen an, insbesondere 
zu bestimmten Krankheits- oder Behin-
derungsbildern, zum Beispiel der Autis-
mus-Spektrum-Störung (ASS) (s. auch 
Interview DHL Airways ab S. 28). Auch 
psychische Erkrankungen seien ein The-
ma, auf das Kolleginnen und Kollegen 
vorbereitet sein sollten, weil sie sonst als 
ungewohnt empfunden werden können. 
Es gehe darum, Transparenz herzustel-
len, wann und wie es zu unerwarteten 
Reaktionen bei den betroffenen Men-
schen kommen kann. 

Neben Schulungen durch die Integrations-
assistenz vor Ort, bieten die GWK solche 
Schulungen auch auf Anfrage von Unter-
nehmen an. Im vergangenen Jahr fanden 
zum Beispiel zwei dieser Veranstaltungen 
statt. Die Inhalte orientieren sich an den 
Interessen der teilnehmenden Unterneh-
men. Ein wichtiger Aspekt, oft sogar der 
wichtigere, ist aber der Erfahrungsaus-
tausch der Betriebe untereinander. „Das 
hat in vielen Fällen einen regelrechten 
Motivationskick für die Teilnehmenden 
gegeben, weil sie sich gegenseitig bestä-
tigen konnten, dass ihr Engagement er-
folgreich ist, und auch dass die Menschen 
mit Beeinträchtigung bereichernd für den 
Betrieb sind“, so Marita Buskühl.

Ziel: Übergang in allgemeinen 
Arbeitsmarkt

Zunächst bleiben die Menschen mit Be-
einträchtigung auf den BiAP Beschäf-
tigte der WfbM. Die Arbeitgeber zahlen 
der Werkstatt für die erbrachte Dienst-
leistung des Beschäftigten ein vertraglich 
vereinbartes Entgelt. Dessen Höhe wird 
vertraglich in jedem Einzelfall zwischen 
den GWK und den Unternehmen, in de-
nen die BiAP eingerichtet werden, fest-
gelegt. Ziel bleibt aber immer der Über-
gang des beschäftigten Menschen in ein 
direktes sozialversicherungspflichtiges 
Arbeitsverhältnis mit einem Arbeitgeber 
des allgemeinen Arbeitsmarktes –, wenn 
möglich natürlich eine Übernahme durch 
den Betrieb, der den jeweiligen BiAP zur 
Verfügung stellt. Zur Unterstützung die-
ses Übergangs finden mindestens einmal 
jährlich sogenannte Teilhabekonferenzen 
statt, an denen der Soziale Dienst der 
GWK, die Unternehmen und auch die auf 
den BiAP Beschäftigten teilnehmen. Was 
ist bisher erreicht worden? Wann könnte 

der nächste Schritt erfolgen? Was fehlt 
noch zum Übergang? – Das sind wichtige 
Fragen, um die diese Teilhabekonferenzen 
kreisen. In diesem Rahmen wird doku-
mentiert, wo der Mensch mit Beeinträch-
tigung steht und welche Qualifikationen 
noch fehlen, damit das Ziel der Integra-
tion auf den ersten Arbeitsmarkt erreicht 
werden kann. Die entsprechenden Quali-
fizierungen finden in den meisten Fällen 
dann in den entsprechenden Werkstätten 
der GWK statt, zum Beispiel in der Holz-
werkstatt oder im GALA-Bereich. Qua-
lifizierungen, die die GWK nicht leisten 
können, werden aber auch extern durch-
geführt. In den letzten Jahren war das oft 
bei Personen der Fall, die in Senioren-
heime vermittelt waren. Ein Beispiel ist 
die Qualifizierung zur Betreuungsassis
tenz bei Demenzkranken. In diesen Fäl-
len werden die Teilnehmenden für den 
Qualifizierungszeitraum bei den GWK 
zwar abgemeldet, sie werden aber wei-
ter von den GWK unterstützt, zum Bei-
spiel beim Lernen. 

Leider sei die Finanzierung dieser Leis
tung bisher nicht zufriedenstellend ge-
klärt. „Dabei wäre das gut investiertes 
Geld“, sagt Marita Buskühl. „In allen 
vier Fällen, in denen wir es in den letz-
ten zwei Jahren so gemacht haben, ist es 
zu einer sozialversicherungspflichtigen 
Übernahme gekommen.“ 

Leider kommt das in anderen Branchen 
nicht so oft vor. „Wenn jemand zwei, drei 
Jahre oder länger in einem Unternehmen 
beschäftigt war, kann er einiges, kennt 
sich im Unternehmen aus, das Unterneh-
men kennt den Beschäftigten –, trotzdem 
ist die Übernahme bisher nicht die Re-
gel“, konstatiert Marita Buskühl. „Wir 
bringen bisher fünf bis sieben, in guten 

Marita Buskühl, GWK – Gemeinnützige 

Werkstätten Köln GmbH
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Jahren neun Menschen mit Beeinträch-
tigung über BiAP in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung auf dem ersten 
Arbeitsmarkt.“ Auch die Quoten von 
anderen Trägern lägen ungefähr in die-
sem Rahmen.

Selbst das „Budget für Arbeit“ des Bun-
desministeriums für Arbeit und Soziales 
(BMAS) ist offensichtlich nicht Anreiz 
genug. Mit diesem Budget wird ein Aus-
gleich für die dauerhafte Minderleistung 
der Beschäftigten von bis zu 50 Prozent 
des Gehalts finanziert, darüber hinaus 
auch eine Assistenz. „Für uns ist das ge-
genüber den Arbeitgebern ein gutes Ar-
gument, denn mit dem Ausgleich liegen 
die Lohnkosten für die Person oft unter-
halb des Entgeltes, dass das Unterneh-
men im Rahmen des BiAP an die GWK 
zahlt“, so Marita Buskühl. 

Als Gründe für die dennoch geringen Ver-
mittlungsquoten nennt sie die Vorbehalte 
und Informationslücken der Unterneh-
men oder auch die Unterstützungsbedürf-
tigkeit vieler auf den Außenarbeitsplät-
zen beschäftigten Personen. Im Fall der 
Beschäftigung bei Behörden seien auch 
entsprechende Planstellen oft schwierig 
durchzusetzen. Bestimmte Einrichtungen 
wie zum Beispiel Kitas könnten nur fach-
lich qualifizierte Menschen fest einstel-
len, bei anderen fehle das Geld. 

Aber auch bei den Menschen mit Be-
einträchtigung selbst gibt es schon mal 
Bedenken gegen einen Wechsel von der 
Werkstatt auf den allgemeinen Arbeits-
markt. Einige befürchten durch diesen 
Schritt möglicherweise Rentenbeiträge 
einzubüßen. Diese Befürchtung ist nicht 
unbegründet, denn die Arbeitsplätze sind 
selten Vollzeitstellen. Die Arbeitszeit liegt 

oft nur bei 30 Stunden, manchmal auch 
darunter, auch weil die Belastbarkeit zu-
mindest anfangs oft nicht höher ist. Dazu 
kommt, dass die Entgelte meistens auf dem 
Niveau des Mindestlohnes liegen, sodass 
sich die Beiträge zur Rentenversicherung 
entsprechend verringern. Als Fortschritt 
bezeichnet Marita Buskühl das vor eini-
gen Jahren eingeführte zeitlich nicht ein-
geschränkte Rückkehrrecht in die WfbM. 
Auf der anderen Seite bedeute solch eine 
Rückkehr für die Menschen, die es auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt versucht 
hätten, dort aber gescheitert seien, immer 
eine erneute Niederlage.

Größere Chancen für eine erfolgreiche 
Vermittlung auf den ersten Arbeitsmarkt 
sieht sie vor allem im Handwerk und in 
der Industrie. Um das weiter zu erleich-
tern, wünscht sich Marita Buskühl für 
die in den Werkstätten der GWK vermit-
telten fachlichen Fähigkeiten eine entspre-
chende Anerkennung von offizieller Stelle, 
zum Beispiel durch die IHK. „Wir bilden 
in den Werkstätten ja nicht an den Bedar-
fen des allgemeinen Arbeitsmarktes vor-
bei aus“, erklärt Viktoria Willmann. „Wir 
orientieren uns immer an den Berufsbil-
dungsplänen, die es für die verschiedenen 
Arbeitsfelder gibt. Wir brechen zum Bei-
spiel im Bereich Lager/Logistik den exis
tierenden Ausbildungsplan herunter für 
den Menschen mit Beeinträchtigung und 
machen daraus einen ihm angemessenen 
Ausbildungsplan, bei dem genau zu erken-
nen ist, welche Teile des regulären Ausbil-
dungsplanes darin enthalten sind. Der An-
teil liegt dann vielleicht bei einem Drittel 
oder mehr. Diesen Anteil könnte man un-
serer Meinung nach durch ein Zertifikat 
oder in anderer Form offiziell anerkennen 
als Ausweis gegenüber Unternehmen, aber 
auch als gesellschaftliche Anerkennung.“

Für machbar hält Marita Buskühl nach 
derzeitigem Stand rund 15 Vermittlungen 
auf den allgemeinen Arbeitsmarkt pro 
Jahr. 2020 sind die Zahlen coronabe-
dingt auf bisher nur drei Vermittlungen 
eingebrochen, das ändert aber nichts da-
ran, dass sie von dem BiAP-Modell voll 
überzeugt ist: „Es gibt sehr viele ermu-
tigende Beispiele von Menschen mit Be-
einträchtigung, die sich auf diesen Weg 
gemacht haben und heute sozialversi-
cherungspflichtig arbeiten. Wir glauben 
fest daran, dass das der richtige Weg ist, 
den jeder gehen sollte, der Menschen 
mit Beeinträchtigung in Arbeit vermit-
teln möchte.“
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Interview mit Michael Wedershoven, Leiter des LWL-Inklusionsamts 
Arbeit des Landschaftsverbands Westfalen-Lippe (LWL)

G.I.B.: Was sind Ihrer Meinung nach die bedeutends-
ten Entwicklungen seit der Verabschiedung der UN-
Behindertenrechtskonvention (BRK) im Jahr 2006 
auf dem Gebiet der Teilhabe an Arbeit?
Michael Wedershoven: Der Mensch mit Behinderung 
soll das Recht haben, seinen Lebensunterhalt durch Ar-
beit zu verdienen. Und zwar durch Arbeit, die in einem 
offenen, integrativen und für Menschen mit Behinde-
rungen zugänglichen Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld 
frei gewählt oder angenommen wird. Nicht mehr die 
Sicht von Einrichtungen für Menschen mit Behinde-
rung oder der Leistungsträger sind entscheidend, son-
dern die Bedarfe und Wünsche des Menschen mit Be-
hinderung. Sie werden im Rahmen der individuellen 
Teilhabeplanung erfragt. Daraus werden dann gemein-
sam Ziele und Maßnahmen abgeleitet. Die Leistungs-
erbringer haben dabei eine unterstützende Aufgabe. 
Deutlich wird die stärkere Rolle der Menschen mit Be-
hinderung in unserer Arbeit auch in einer Aufwertung 
der Werkstatträte und die Einführung der Frauenbe-
auftragten in den Werkstätten für behinderte Men-
schen. Insgesamt ist die Rolle der Selbsthilfe gestärkt.

G.I.B.: Hat es einen Paradigmenwechsel innerhalb 
der Landschaftsverbände gegeben und wo spiegelt 
sich dieser wider? Hat es zum Beispiel strukturelle/
organisatorische Veränderungen gegeben?
Michael Wedershoven: Die Landschaftsverbände stel-
len das Wohnen in der eigenen Wohnung und die Ar-
beit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in den Fokus. 
Im Bereich der Arbeit haben die Landschaftsverbände 
in NRW schon 2008 mit den Vorläuferprogrammen 
„Übergang plus“, „Übergang 500 Plus“ und „Akti-
on 5“ das „Budget für Arbeit“ erfunden. Nicht mehr 
automatisch die Werkstatt für behinderte Menschen als 
Regelunterstützungsform zu sehen, sondern schon in 
der Schule im Rahmen des Programms KAoA – STAR 
(Kein Abschluss ohne Anschluss – Schule trifft Ar-
beitswelt) die vielfältigen Potenziale der Schülerinnen 
und Schüler mit Handicap zu erfassen und ernstzu-
nehmen, ist ebenfalls gelebte Praxis. Hier arbeiten das 

Wege in den allgemeinen 

Arbeitsmarkt aufzeigen

Ministerium für Schule und Weiterbildung, das Minis
terium für Arbeit, Gesundheit und Soziales, die Re-
gionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit sowie 
die beiden Landschaftsverbände in Nordrhein-West-
falen eng zusammen. 

In Westfalen-Lippe gelingt es in jedem Jahr, rund 100 
Menschen den Weg aus der Werkstatt auf den allge-
meinen Arbeitsmarkt zu ebnen. Damit das funktio-
niert, wurde der Bereich Teilhabe am Arbeitsleben im 
Rahmen der Eingliederungshilfe mit dem Integrati-
onsamt zum neuen LWL-Inklusionsamt Arbeit zusam-
mengefasst. Das LWL-Inklusionsamt Soziale Teilha-
be fokussiert sich auf die Wohnhilfen für erwachsene 
Menschen mit Behinderung, während die Hilfen für 
Kinder und Jugendliche mit Behinderungen im LWL-
Jugenddezernat bearbeitet werden. In allen Abteilungen 
wurden neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für die 
Bereiche der individuellen sowie der strukturellen Teil-
habeplanung (Sozialplanung) eingestellt – übrigens für 
eine Verwaltung eher untypisch, zum großen Teil Fach-
leute aus den Bereichen Sozialpädagogik, Sozialarbeit, 
Heilerziehung, Psychologie und Pflege.

G.I.B.: Welche Auswirkungen hatten die UN BRK 
und die sonstigen bundes- und landespolitischen 
Folgeregelungen auf die Arbeit der Landschaftsver-
bände und die Organisation?
Michael Wedershoven: Die Landschaftsverbände sind 
viel stärker gefordert, ihre Arbeit vor dem Hinter-
grund der UN-Behindertenrechtskonvention zu ge-
stalten und zu erklären. Seitens des Landes und der 
Kommunen wird zum Beispiel viel intensiver nachge-
fragt, welche Maßnahmen wie zu einer stärkeren In-
klusion beitragen. Außerdem haben der Austausch 
und die Zusammenarbeit mit den Selbsthilfeverbän-
den deutlich zugenommen. 

G.I.B.: Welche Instrumente setzt der LWL ein, um die 
Integration in Arbeit zu befördern? Gibt es neue und 
vielleicht besonders erfolgreiche Instrumente? 
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Michael Wedershoven: Schon seit vielen Jahren be-
trachten wir die direkte Beratung von Leistungsemp-
fängerinnen und -empfängern, Arbeitnehmerinnen und 
-nehmern und Arbeitgeberinnen und -gebern als eine 
Schlüsselfrage. Daher haben wir flächendeckend Inte-
grationsfachdienste mit einer guten Personalausstattung 
aufgebaut. In fünf von 13 Kammern (1 IHK, 3 Hand-
werkskammern, Landwirtschaftskammer) finanzieren 
wir Inklusionsberaterinnen und -berater mit, die sehr 
direkten Kontakt zu Unternehmen pflegen. Im eigenen 
Haus haben wir Fachdienste aufgebaut, die vor Ort Be-
darfe erheben und direkt Unterstützungsideen entwi-
ckeln. Schon in der Schule beginnen wir im 8. Schul-
jahr mit einer intensiven Unterstützung von Jugendlichen 
mit Handicap. Nicht zuletzt schulen wir die Schwer-
behindertenbeauftragten in den Betrieben und stellen 
umfangreiches Informationsmaterial bereit. Mit einem 
inklusiven Internetauftritt und einem Blog zu inklusi-
ver Arbeit bedienen wir auch die neuen Medienkanäle.

Seit vielen Jahren reformieren wir zusammen mit den 
Leistungsanbietern die Werkstätten für behinderte Men-
schen. Mit einer intensiven Förderung von Übergängen 
zum Beispiel im Rahmen des LWL-Budgets für Arbeit 
zeigen wir Wege in den allgemeinen Arbeitsmarkt auf. 
Auch ist es gelungen, mit dem Aufbau von Inklusions-
betrieben und Inklusionsabteilungen direkt für eine 
große Zahl von Arbeitsplätzen zu sorgen. Gleichzeitig 
besuchen Menschen mit sehr hohen und sehr besonde-
ren Hilfebedarfen in Nordrhein-Westfalen die Werkstät-
ten (NRW-Weg) und sind nicht auf Tagesförderstätten 
außerhalb des Arbeitsbereichs angewiesen. Und nicht 
zuletzt haben die klassischen Instrumente des Schwer-
behindertenrechts wie Kündigungsschutz und begleiten-
de Hilfen am Arbeitsplatz weiterhin große Bedeutung 
bei der Erhaltung und Ausgestaltung behinderungsge-
rechter Arbeitsplätze. In den letzten zwölf Jahren ha-
ben wir hier das „Jobcoaching am Arbeitsplatz“ zu ei-
ner sehr wirksamen Unterstützungsform entwickelt.

G.I.B.: Zwar ist es gelungen, eine umfangreiche Be-
ratungsinfrastruktur mit IFD, den Inklusionsberatern 
der Kammern, den Fachstellen für Menschen mit 
Behinderung im Beruf aufzubauen, trotzdem erschallt 

immer wieder vonseiten der Unternehmen der Ruf 
nach einer Förderung und Beratung aus einer Hand. 
Michael Wedershoven: Wir konnten insbesondere mit 
den Inklusionsberaterinnen und -beratern der Kam-
mern aber auch mit dem auf Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber ausgerichteten Zugang zu unserer Inter-
netseite schon eine große Unternehmensnähe herstel-
len. Aber sicherlich wird es Unternehmen geben, die 
diese Zugänge noch nicht entdeckt haben. Wir wer-
den also weiter die „Werbetrommel“ rühren.

G.I.B.: Als Problem wird immer wieder, auch aus den 
Landschaftsverbänden heraus, die Abstimmung zwischen 
den Rechtskreisen genannt: Wer ist zuständig, wer zahlt 
den Führerschein, wer die Lohnkostenzuschüsse etc.? 
Ist hier nicht ein Umdenken erforderlich, weniger Den-
ken in Rechtskreisen als vielmehr Denken im Sinne der 
Menschen mit Behinderung und der Unternehmen?
Michael Wedershoven: Ja, in der Tat sind die vielen 
Rechtskreise und Zuständigkeiten in der Bundesrepu-
blik auch ein Problem. Wir versuchen das zu kompen-
sieren, indem wir unsere Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter und die von uns beauftragten Beratungsstellen 
immer wieder anhalten, wie von Ihnen vorgeschlagen, 
vom Menschen und vom Unternehmen aus zu denken.

G.I.B.: Übergänge aus Maßnahmen der Agentur für 
Arbeit in von den Landschaftsverbänden geförderte 
Maßnahmen gestalten sich mitunter schwierig, was 
die Förderung und Begleitung betrifft. Wie lassen sich 
hier Verbesserungen erreichen?
Michael Wedershoven: Übergänge beinhalten immer 
Chance und Herausforderung gleichzeitig. In sechs 
Kreisen und kreisfreien Städten in Nordrhein-West-
falen entwickeln wir zurzeit ein neues Fallmanage-
ment. Dabei intensivieren wir die Kontakte zwischen 
unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und de-
nen der anderen Leistungsträger, damit die Übergän-
ge erleichtert werden. 

G.I.B.: Würde nicht ein leistungsträgerübergreifendes 
Persönliches Budget den Betroffenen persönlich helfen, 
den Weg in die Beschäftigung zu finden und gegebe-
nenfalls zu halten? 
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Michael Wedershoven: Ein Persönliches Budget erfin-
det keine Bedarfe, Ansprüche und Leistungen neu. Die 
Leistungen werden nur in anderer Form als Geldleis
tungen zur Verfügung gestellt, sodass die oder der 
Leistungsberechtigte sich selber die Leistungen ein-
kaufen kann. Wenn das leistungsträgerübergreifend 
sinnvoll ist, ergeben auch solche Budgets Sinn. Aber 
auch in der normalen Leistungsgewährung haben wir 
doch immer wieder parallel stattfindende Leistungen, 
die gut aufeinander abgestimmt sind.

G.I.B.: Welche Rolle spielt die Qualifizierung von 
Menschen mit Behinderung? Brauchen wir behinde-
rungsbezogene angepasste Angebote? 
Michael Wedershoven: Eine große Rolle und ja und 
nein. Wer im Beruf etwas werden will, muss sich auch 
um die passende berufliche Qualifikation kümmern. 
Wir setzen darauf, dass theoriereduzierte Fachprak-
tikerausbildungen die Arbeitswelt für Menschen er-
schließen, die bisher zum Beispiel auf die Werkstät-
ten für behinderte Menschen verwiesen wurden. Eine 
Frage ist, wer denn die theoretische Ausbildung bei 
den Fachpraktikerausbildungen anbietet. Anderer-
seits gilt es eine erneute Exklusion zu vermeiden. Ge-
fragt sind hier inklusiv gedacht die Berufskollegs, an 
denen auch die normalen Ausbildungen stattfinden. 
Manches kann man dann auch ausbildungsgangs
übergreifend organisieren.

G.I.B.: Wie bewerten Sie die Rolle des Landespro-
gramms „Integration unternehmen!“ und die Koope-
ration mit der Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 
besonders im Zusammenhang mit Inklusionsbetrieben?
Michael Wedershoven: Landesregierung und Land-
schaftsverbände wollen das Gleiche: Menschen mit 
Behinderung sollen nach Möglichkeit auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt arbeiten. Die Inklusionsbetriebe 
bieten diese Möglichkeit. Sie erfüllen zwei Aufgaben 
parallel: sie sind normal produzierende Unterneh-
men am allgemeinen Arbeitsmarkt und stellen in er-
höhtem Ausmaß Arbeitsplätze für Menschen mit Be-
hinderung bereit. Dabei besetzen sie oft Nischen. Mit 
der Landesförderung sind viele dieser Betriebe und 
der Arbeitsplätze erst möglich geworden. Daher hat 

Nordrhein-Westfalen eine besonders hohe Zahl an In-
klusionsbetrieben und Arbeitsplätzen in diesen. Er-
folgsfaktor ist auch, dass Landesregierung und Land-
schaftsverbände sehr gut zusammenarbeiten.

G.I.B.: In der Liste der Inklusionsbetriebe in Nordrhein-
Westfalen sind die Kommunen kaum vertreten. Wo 
sehen Sie die Probleme und wie könnten die Kommu-
nen ihre im Inklusionsstärkungsgesetz geforderte 
Vorbildfunktion besser wahrnehmen? 
Michael Wedershoven: Der öffentliche Sektor gibt 
besonders vielen Menschen mit Behinderung schon 
jetzt Arbeit. Wir hoffen sehr, dass das in Zukunft so 
bleibt, auch weil gerade die Verwaltungen mit ihrer 
zunehmenden Digitalisierung vielfältige und attrak-
tive Arbeitsplätze bieten können. Wenn Kommunen 
sich für mehr Arbeitsplätze für Menschen mit Be-
hinderungen in der Verwaltung oder bei den kom-
munalen Aufgaben entscheiden und erwägen, dies in 
Form eines Inklusionsbetriebs zu machen, unterstüt-
zen wir sie gerne dabei.

G.I.B.: Was muss geschehen, damit das Erfolgsmodell 
„Inklusionsbetrieb“ noch größere Kreise ziehen kann 
– zum Beispiel in der Privatwirtschaft?
Michael Wedershoven: Zunächst gehört einmal Unter-
nehmermut zur Gründung eines Inklusionsbetriebes 
und dann das Zutrauen in die Kompetenzen und den 
Arbeitswillen von Menschen mit Behinderung. Dieser 
Mut und dieses Zutrauen sind vielerorts vorhanden. 
Mit der intensiven betriebswirtschaftlichen Beratung 
der Inklusionsbetriebe über die Inklusionsämter und 
den finanziellen Unterstützungsmöglichkeiten bieten 
wir eine gute Basis für deren Erfolg. 

G.I.B.: Wie wollen Sie eine für notwendig erachtete 
nachhaltige und verlässliche Förderung garantieren?
Michael Wedershoven: Neben Bundes- und Landesmit-
teln tragen vor allem die Inklusionsämter aus Mitteln 
der Ausgleichsabgabe zur Finanzierung der Inklusi-
onsbetriebe bei. Diese Mittel sind endlich. Schon jetzt 
wenden wir einen hohen Anteil unserer Mittel für die 
Inklusionsbetriebe auf. Im Jahr 2015 musste das da-
malige LWL-Integrationsamt Westfalen den Zuwachs 
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stoppen. In den Folgejahren konnten wir trotzdem viele 
zusätzliche Arbeitsplätze in Inklusionsbetrieben schaf-
fen, da zusätzliche Bundes- und Landesmittel zur Ver-
fügung standen. Im letzten Jahr hat erstmalig der LWL-
Sozialausschuss darauf reagiert und aus Eigenmitteln 
das Programm LWL350+ ermöglicht, mit dem zusätz-
liche 350 Arbeitsplätze in den nächsten Jahren geschaf-
fen werden können. Das Thema bleibt aber auf der Ta-
gesordnung. Allein aus Mitteln der Ausgleichsabgabe 
wird es dauerhaft nicht gelingen, eine weiter steigende 
Zahl von Menschen mit Behinderung im allgemeinen 
Arbeitsmarkt ausreichend zu fördern.

G.I.B.: Sehen Sie eine Grenze für das Wachstum der 
Anzahl der Inklusionsbetriebe?
Michael Wedershoven: Das ist schwer zu beantwor-
ten. Eigentlich nein. Denn Menschen mit Behinderung 
und sinnvolle Arbeit sind noch reichlich vorhanden. 
Aber wir sollten genauso auf das verstärkte Engage-
ment von „normalen“ Unternehmen für eine Beschäf-
tigung am allgemeinen Arbeitsmarkt setzen.

G.I.B.: Die Zahlen der in den Werkstätten für behin-
derte Menschen (WfbM) in NRW Beschäftigten liegt 
bei über 80.000, Tendenz steigend. Muss man diesen 
Trend nicht brechen und umkehren, wenn man den 
Ansatz verfolgt, dass möglichst viele Menschen mit 
Behinderung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ar-
beiten sollten?
Michael Wedershoven: Zunächst einmal sind die Men-
schen mit Behinderung in der Werkstatt ja nicht ohne 
Grund dort und weit überwiegend dort nach heutigen 
Möglichkeiten auch richtig. In Nordrhein-Westfalen 
sind wir zudem stolz darauf, dass Menschen mit sehr 
hohen und sehr besonderen Unterstützungsbedarfen 
in der Werkstatt sind und nicht in Tagesförderstätten 
wie im übrigen Bundesgebiet. So sind sie in ein Ar-
beitsumfeld integriert und zudem sozialversichert, so 
dass sie einen eigenständigen Rentenanspruch erwer-
ben. Beides sind hohe Güter.

Aber wir wissen auch, dass es eine Reihe von Men-
schen gibt, die besser oder genauso gut auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt beschäftigt wären. Mit diesen 

Menschen beschäftigen wir uns seit einigen Jahren. In 
den letzten Jahren sind so alleine in Westfalen-Lippe 
mithilfe des LWL-Budgets für Arbeit und seiner Vor-
läuferprogramme gut 1.700 Menschen aus der Werk-
statt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt gewechselt. 
Oder sie haben direkt eine Alternative auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt oder in einer Schulungsmaß-
nahme gefunden. Dadurch ist es gelungen, dass die 
hohen Zuwachsraten der vergangenen Jahre zusam-
mengeschmolzen sind. 

G.I.B.: Wo sehen Sie die Werkstätten für behinderte 
Menschen in der Zukunft?
Michael Wedershoven: Wir werden auch in Zukunft 
Werkstätten haben, auch weil es weiterhin viele Men-
schen gibt, die unter den jetzigen Bedingungen des 
Arbeitsmarktes dort keine reale Chance haben. Und 
auch für diese Beschäftigten sollen und müssen an-
gemessene Angebote der Förderung und Beschäfti-
gung erhalten bleiben. Dabei spielt zunehmend der in-
dividuelle Bedarf des Menschen die Hauptrolle. Wir 
werden das Finanzierungssystem der Werkstätten in 
Nordrhein-Westfalen entsprechend weiterentwickeln. 
Zu den individuellen Fördermaßnahmen gehören zu-
nehmend am allgemeinen Arbeitsmarkt orientierte 
Ausbildungs- und Fortbildungsmöglichkeiten, zum 
Beispiel durch Module, die am allgemeinen Arbeits-
markt gebraucht werden und schon Bestandteil einer 
Berufsausbildung sind. Zudem werden die Werkstät-
ten auch durch den digitalen Wandel herausgefordert. 
Erste Werkstätten haben sich auf den Weg gemacht 
und gestalten ihre Arbeitsplätze um und halten so An-
schluss an die Arbeitswelt. 

G.I.B.: Sind aus Ihrer Sicht BiAP (Betriebsintegrierte 
Arbeitsplätze) ein Weg in eine sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung und welche Faktoren begüns
tigen diesen Ansatz beziehungsweise behindern ihn?
Michael Wedershoven: Betriebsintegrierte Arbeits-
plätze sind dann ein Weg in den allgemeinen Arbeits-
markt, wenn sie von vornherein darauf ausgerichtet 
sind. Dazu gehören dann auch eine entsprechend ziel-
gerichtete Anleitung und Begleitung und ein klares Sig
nal an die Firma, dass der Übergang angestrebt wird. 
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Wir haben aber zu viele Daueraußenarbeitsplätze ohne 
Übergangsperspektive. 

G.I.B.: Der Übergang von einem betriebsintegrierten 
Arbeitsplatz in eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung ist mit einem Wechsel des Coachs 
verbunden. Wäre hier eine Konstanz in der Begleitung 
nicht von Vorteil und Erfolg versprechender?
Michael Wedershoven: Wir machen sehr gute Erfah-
rungen mit der Begleitung durch die Integrationsfach-
dienste. Sie lernen die Menschen schon in der Schule 
oder in der Werkstatt kennen und können so losgelöst 
von den bisherigen Betreuungsroutinen den Anfang auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt unterstützen. Die Job-
coachs der Integrationsfachdienste kennen sich gut in 
den Betrieben und mit den betrieblichen Anforderungen 
aus und bieten eine bedarfsgerechte Anleitung und Be-
gleitung am Arbeitsplatz. Diese Vorteile überwiegen in 
der Regel die Argumente für eine Betreuungskonstanz. 

G.I.B.: Andere Leistungsanbieter sollen Menschen 
mit Behinderung jenseits der Werkstätten für behin-
derte Menschen auch durch mehr Betriebsnähe an 
den Arbeitsmarkt heranführen. Bislang kamen unseres 
Wissens wenig Anträge zur Bewilligung. Wo liegen 
die Hemmnisse?
Michael Wedershoven: In Nordrhein-Westfalen gibt es 
bisher wenige andere Leistungsanbieter im Eingangs-
verfahren und Berufsbildungsbereich und im Rheinland 
fünf Anbieter für den Arbeitsbereich. In Westfalen-Lip-
pe haben wir uns entschieden, nur andere Leistungsan-
bieter zuzulassen, wenn sie ganz klar den Übergang der 
Beschäftigten auf den allgemeinen Arbeitsmarkt anstre-
ben. Da wir sehr viele Werkstattplätze vorhalten, wäre 
ein Mehr an Gleichem nicht hilfreich. Wir sind zurzeit 
mit wenigen Interessenten in konkreten Gesprächen.

G.I.B.: Das Budget für Arbeit soll den Übergang in 
den ersten Arbeitsmarkt befördern. Wie sieht die 
Bilanz des Instruments aus?
Michael Wedershoven: Sehr gut. Seit 2008 haben wir 
in NRW Vorläuferprogramme umgesetzt. Seitdem ist 
es in Nordrhein-Westfalen gelungen, gut 2.500 Men-
schen aus der Werkstatt wechseln zu lassen oder ihnen 

eine Alternative zur Werkstatt anzubieten. Der An-
teil der Zugänge zum allgemeinen Arbeitsmarkt steigt 
in den letzten Jahren im Vergleich zum Zugang zur 
Werkstatt deutlich und kontinuierlich an. Eine gute 
Erweiterung ist das Budget für Ausbildung. Die Land-
schaftsverbände haben in der Vergangenheit schon 
gezeigt, dass auch erfolgreich in Ausbildung vermit-
telt werden kann. 

Ein Manko, dass sich jetzt besonders bei der gestiegenen 
Kurzarbeit infolge der Corona-Krise gezeigt hat, ist, dass 
das Budget für Arbeit keine Versicherungspflicht in der 
Arbeitslosenversicherung vorsieht. So sind die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, die in den Betrieben über 
das Budget für Arbeit gefördert werden, von den Leis-
tungen des Arbeitsamtes ausgeschlossen.

G.I.B.: Was sind die nächsten Schritte bei der Umset-
zung der UN-Behindertenrechtskonvention?
Michael Wedershoven: Ein nächster Schritt ist, dass 
wir die Teilhabeplanung konsequent am Menschen 
mit Behinderung ausrichten. Darüber hinaus entwi-
ckeln wir die vielfältigen Instrumente für die Men-
schen am allgemeinen Arbeitsmarkt weiter. Und ein 
dritter Schritt ist, dass wir über das neue Finanzie-
rungsinstrument der Werkstattarbeit die individuelle 
und bedarfsgerechte Förderung und Unterstützung 
der Werkstattbeschäftigten forcieren.

Wir brauchen bei allen Beteiligten den Mut, die oben 
beschriebenen Schritte zum Wohle der Menschen mit 
Behinderung konsequent umzusetzen. Instrumente ha-
ben wir, werden diese bei Bedarf auch weiterentwi-
ckeln. In gestärkten lokalen Netzwerken werden wir 
die Zusammenarbeit stärken und die negativen Aus-
wirkungen der Rechtskreise verringern können.
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Das Jobcenter Dortmund, eines der großen Jobcenter in Nordrhein-Westfalen, 

hat schon 2008 eine spezielle Arbeitsgruppe eingerichtet, die Unternehmen, 

die Menschen mit Behinderung sozialversicherungspflichtig einstellen möch-

ten, berät und unterstützt – also quasi ein eigener Arbeitgeberservice nur für 

die besondere Zielgruppe. Ein Modell, das bei der Integration von Menschen 

mit Behinderung in Arbeit einige Vorteile bietet.

Von der Akquise von Unternehmen bis zur 

„leidensgerechten“ Vermittlung
Jobcenter Dortmund arbeitet mit spezieller Arbeitgeberberatung für Vermittlung 

von Rehabilitanden und Schwerbehinderten

„Der Dortmunder Arbeitsmarkt hat viele 
hervorragend qualifizierte und hoch mo-
tivierte Menschen mit Schwerbehinde-
rung zu bieten“ und „Viele Schwerbehin-
derungen haben keinen oder nur wenig 
Einfluss auf die Belastbarkeit am Arbeits-
platz.“ – So startet die Broschüre, die das 
Gesundheitshaus für Rehabilitanden und 
Schwerbehinderte des Jobcenters Dort-
mund, früher „Bereich Reha/SB“, für Ar-
beitgeber und Arbeitgeberinnen bereit-
hält. Die Botschaft ist klar: Wer bisher 
erfolglos Kräfte für sein Unternehmen 
gesucht hat, sollte sich unbedingt einmal 
den immer noch ergiebigen Pool an Men-

schen mit Behinderung genauer ansehen. 
Viele Vorurteile, die die Leistungsfähig-
keit der Zielgruppe betreffen, erweisen 
sich als unbegründet. 

Um diese Erfahrung selber machen zu 
können, müssen Unternehmen es aber erst 
einmal auf einen Versuch ankommen las-
sen. Sie genau davon zu überzeugen, ist 
eine der Aufgaben der speziellen Arbeit-
geberberatung beim Jobcenter Dortmund.

Die „Arbeitgeberorientierte Beratung 
(AGB)“ – der Begriff „Arbeitgeberser-
vice“ oder die Abkürzung AGS ist für 

den allgemeinen Bereich des Jobcenters 
reserviert – befindet sich im zentralen 
Sitz des Gesundheitshauses am Südwall 
in der Dortmunder Innenstadt. „Wir wa-
ren einer der ersten Standorte, wenn nicht 
der erste, der sich entschlossen hat, eine 
eigene Arbeitgeberberatung für Reha-
bilitanden und schwerbehinderte Men-
schen einzurichten“, sagt Arbeitsver-
mittler Christoph Lutomski, der schon 
seit 2008 im AGB arbeitet. „Wir sind an 
unserem Standort nicht nur mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln sehr gut zu errei-
chen, sondern das Haus ist auch komplett 
barrierefrei, sogar für Menschen mit ei-
ner Sehbehinderung. Wir haben für die 
Arbeit mit Menschen mit Behinderung 
also beste Voraussetzungen.“ 

Das Gesundheitshaus betreut ausschließlich 
Menschen mit gesundheitlichen Einschrän-
kungen, einem Schwerbehindertenausweis 
(SBA), Menschen mit Rehabilitationssta-
tus1, die Arbeitslosengeld II beziehen, so-
wie die zur jeweiligen Bedarfsgemeinschaft 
gehörenden Personen, erklärt Alexandra 
Kutzka, eine von zwei Teamleitenden im 
Gesundheitshaus. Die regionalen Teams 
des Jobcenters steuern diese Zielgruppe 
und auch Personen, die einen Schwerbe-
hindertenausweis beantragt haben, dem 
Gesundheitshaus zu. Gleiches gilt für die 
Reha/SB-Abteilung der Agentur für Arbeit, 
im Fall, dass die dort betreuten Rehabili-
tanden und schwerbehinderten Menschen 
vom Arbeitslosengeld I ins Arbeitslosen-
geld II wechseln. 

1 � Unter Rehabilitanden werden hier Menschen ver-

standen, die durch gesundheitliche Einschrän-

kungen, verursacht zum Beispiel durch eine 

Erkrankung oder einen Unfall, ihren alten Beruf 

nicht mehr ausüben können und umgeschult 

werden müssen.

www.photocase.de/Goran Bogicevic
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Im Gesundheitshaus des Dortmunder Job-
centers gibt es zwei Integrationsteams, 
die Rehabilitanden und schwerbehin-
derte Menschen beraten und begleiten. 
Ein Team besteht aus Fallmanagern/ 
-managerinnen und Arbeitsvermittlern/ 
-vermittlerinnen, das andere aus Reha- 
Spezialisten/-Spezialistinnen, Arbeitsver
mittlern/-vermittlerinnen, Gesundheits
beratern/-beraterinnen und dem AGB, 
also vier Arbeitsgruppen.

„Dass wir den AGB direkt im Haus ha-
ben, ist ein großer Vorteil. Kunden, die 
wir in der Beratung haben und bei de-
nen sich herauskristallisiert, dass sie viel-
leicht schon sehr schnell in Arbeit inte-
griert werden können, können direkt aus 
dem Beratungsgespräch auf kurzem Weg 
zum AGB gehen“, verdeutlicht Alexand-
ra Kutzka. „Gerade Menschen mit einer 
körperlichen Behinderung kann man so 
umständliche Wege ersparen.“ 

Hoher Beratungsbedarf 
auf Arbeitgeberseite

„Wir haben den Namen ‚Arbeitgeberbera-
tung‘ gewählt, weil die Arbeitgeber, wenn 
es um die Beschäftigung von Menschen 
mit einer Behinderung geht, oft einen 
höheren Beratungsbedarf haben, als die 
Menschen, die eine Arbeit aufnehmen“, 
sagt Christoph Lutomski. Viele hätten, 
wenn es um einen Menschen mit einer 
Behinderung gehe, das Bild eines Men-
schen im Kopf, der quasi rund um die 
Uhr begleitet und betreut werden muss. 
Menschen mit Behinderung seien eine un-
terschätzte Arbeitnehmergruppe. „Dass 
auch Menschen einen Schwerbehinder-
tenausweis bekommen, die zum Beispiel 
zuckerkrank sind und die bei der entspre-
chenden medizinischen Einstellung völ-

lig normal arbeiten können wie jede an-
dere Arbeitskraft auch, das ist vielen gar 
nicht bewusst“, so Christoph Lutomski. 
Zu vermitteln, dass Schwerbehinderung 
nicht automatisch eine starke Einschrän-
kung der Leistungsfähigkeit bedeutet oder 
sogar Erwerbsunfähigkeit, sei daher lan-
ge Zeit eine der wichtigsten Aufgaben des 
AGB gewesen. 

Dieser besondere Aufklärungsbedarf war 
für das Jobcenter Dortmund auch ein wei-
terer wichtiger Grund, die spezielle Ar-
beitgeberberatung zu gründen. Die Team-
mitglieder sind entsprechend qualifiziert. 
Zum einen befinden sich unter ihnen viele 
Quereinsteiger/-innen, die aus sozialen Be-
rufen kommen. Zum anderen wurden sie 
beim Aufbau des Teams durch zwei erfah-
rene Vermittlungskräfte inhouse geschult. 
Später gab es dann auch externe Schulungen 
beim Landschaftsverband Westfalen-Lippe 
(LWL) und anderen Institutionen. 

Christoph Lutomski kümmert sich ge-
meinsam mit zwei Kollegen um das The-
ma Arbeitgeberberatung. „Wir haben fest-
gestellt: Je spezialisierter wir sind, desto 
fokussierter können wir arbeiten und des
to mehr können wir der speziellen Ziel-
gruppe unseres Kundenstamms gerecht 
werden“, sagt Alexandra Kutzka. Ge-
rade, was die spezifischen Fördermög-
lichkeiten anbelangt, sei es besser, wenn 
einige bestimmte Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen das Spezialwissen haben. 
Oft sei die Informationslage auf der Ar-
beitgeberseite noch nicht besonders gut, 
und es gelte, die speziellen Fördermög-
lichkeiten mehr publik zu machen. 

Besonders in den ersten Jahren präsen-
tierte sich der neu gegründete AGB auf 
Messen, Tagungen und ähnlichen Events, 

an denen Unternehmen teilnahmen. Auch 
heute noch nimmt das Gesundheitshaus 
zum Beispiel an Job-Speeddatings teil. 
Regelmäßig werden die anfangs zitierten 
Broschüren an Unternehmen verschickt, 
in denen sich der AGB vorstellt und dar-
gestellt ist, welche Fördermöglichkeiten 
es im Rahmen der Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderung gibt. Zum 
Beispiel Zuschüsse zur Ausbildungsver-
gütung, für eine befristete Probebeschäf-
tigung oder Eingliederungszuschüsse nach 
Paragraf 90 SGB III. Auch eine Beispiel-
rechnung ist enthalten. „Zusätzlich ha-
ben wir einen Flyer, in dem das Thema 
in Kurzform beschrieben ist. Den geben 
wir zum Beispiel den Kundinnen und 
Kunden mit, wenn sie ein Vorstellungs-
gespräch bei einem Unternehmen haben“, 
erzählt Christoph Lutomski.

Der Großteil der Unternehmen, mit denen 
der AGB zusammenarbeitet, sind kleine 
und mittlere Betriebe. „Die sind intern 
oft etwas flexibler, können unsere Kun-
den mehr an die Hand nehmen und sich 
individueller und feinfühliger auf sie ein-
stellen“, so die Erfahrung von Alexandra 
Kutzka. „Bei unseren Kunden ist es wich-
tig, dass die Chemie zwischen Unterneh-
men und ihnen stimmt.“ Trotzdem kommt 
es auch vor, dass größere Unternehmen 
auf einen Schlag gleich fünf bis zehn Stel-
len für Menschen mit Behinderung anbie-
ten. Christoph Lutomski berichtet, dass 
gerade eine entsprechende Anfrage eines 
Dortmunder Krankenhauses auf seinem 
Tisch liegt, mit dem der AGB schon öf-
ter zusammengearbeitet hat.

Mittlerweile haben sich viele Kontakte 
zu Unternehmen über Mundpropaganda 
aufgebaut. Wenn zum Beispiel Arbeit-
geber Kunden mit einer Schwerbehin-

Alexandra Kutzka, 

Teamleiterin im Gesundheitshaus

Jobcenter Dortmund

Christoph Lutomski, 

Arbeitsvermittler Arbeitgeberservice 

Gesundheitshaus Jobcenter Dortmund
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derung eingestellt haben und ihre guten 
Erfahrungen in Arbeitgeberkreisen wei-
tergeben, kommen oft andere Unterneh-
men mit dieser Information direkt auf 
den AGB zu oder auch über Kundinnen 
und Kunden, die im Rahmen von Um-
schulungen, Qualifizierungen und sons
tigen Maßnahmen Praktika in Unterneh-
men machen. 

Zusätzlich hat der AGB in den Stadttei-
len, in denen es bisher nur wenige inte-
ressierte Betriebe gibt, „Klinken geputzt“, 
wie Christoph Lutomski das bezeichnet. 
Bevorzugt in Gewerbegebieten haben die 
Teammitglieder also bei Unternehmen an-
geklingelt und versucht, Face-to-Face die 
Leistungen des AGB vorzustellen und neue 
Kontakte zu knüpfen. Dabei hat es sich 
als vorteilhaft herausgestellt, zuerst nur 
über die Arbeit des AGB zu informieren 
und nicht gleich den Arbeitgeber von der 
Beschäftigung eines Menschen mit Behin-
derung überzeugen zu wollen.

„Der Vorteil ist, dass die Arbeitgeber 
nach dieser Art der Akquise dann direkt 
ein Gesicht mit unserem Angebot verbin-
den.“ Es sei vorgekommen, dass das Team 
direkt mit neuen Stellen ins Büro zurück-
gekehrt sei, häufig meldeten sich die be-
suchten Unternehmen aber auch erst nach 
längerer Zeit. 

Der Schwerpunkt der Unternehmen, die 
Menschen mit Behinderung eine Chance 
geben, liegt eher im kaufmännischen, ser-
viceorientierten Bereich, weniger in Bran-
chen, in denen es um schwere körperliche 
Arbeit geht. Das Jobcenter verfügt mitt-
lerweile über einen Stamm an Unterneh-
men, die den direkten Weg zur Arbeitge-
berberatung im Gesundheitshaus wählen 
– ein Erfolg der jahrelangen Akquise.

„Leidensgerechte“ Vermittlung

Wie sieht die Vermittlung nun in der Pra-
xis aus? „Entweder melden sich Unter-
nehmen bei uns, die jemanden suchen, oft 
kommen aber auch Anfragen von Kolle-
ginnen und Kollegen aus dem Gesund-
heitshaus nach einer bestimmten Stelle 
für einen bestimmten Kunden oder eine 
Kundin“, erklärt Christoph Lutomski. 
Die Arbeitgeberberatung fragt in diesem 
Fall bei Unternehmen nach, die der Er-
fahrung nach für die Beschäftigung von 
Menschen mit einer Behinderung offen 
sind und Stellen in entsprechenden Ar-
beitsfeldern anbieten. 

„Wir fragen dann nicht nur nach den 
fachlichen Anforderungen an die Stelle, 
sondern auch danach, wie sie gestaltet 
ist.“ Ebenerdigkeit des Arbeitsplatzes oder 
Umfang des Publikumsverkehrs in dem 
Job sind zum Beispiel Kriterien, die wich-
tig sind, damit die Vermittlung möglichst 
„leidensgerecht“ gestaltet werden kann. 
Nicht nur die geforderten fachlichen Fä-
higkeiten und die Softskills werden also 
ermittelt, sondern auch die Rahmenbe-
dingungen. „Auf der Arbeitnehmersei-
te sind wir im Austausch mit den arbeit-
nehmerorientierten Vermittlern unseres 
Teams. Die haben detailliertere Kennt-
nis über die Arbeitskraft und suchen von 
vornherein aus den Bestandskunden die 
aus, die zu den von uns vorab ermittelten 
Rahmenbedingungen am besten passen. 
Mit den Menschen, die wir ausgewählt 
haben, sprechen wir dann im Vorfeld 
über die konkrete Stelle, um die Mög-
lichkeit eines Scheiterns zu minimieren. 
Diese Feinarbeit ist der große Unterschied 
zur normalen Vermittlung, weil wir weit 
über die fachlichen Voraussetzungen hi-
nausblicken müssen.“ Gerade wenn Men-

schen das Bedürfnis haben, unbedingt 
wieder am Arbeitsleben teilnehmen zu 
wollen, kann sie das nach Erfahrung von 
Christoph Lutomski schnell überfordern. 
Dann gilt es eher, sie zu bremsen. Den 
gegenteiligen Fall, dass Menschen ver-
suchen, sich hinter einer Schwerbehin-
derung zu verstecken und das auszunut-
zen, hat er in seiner Berufspraxis so gut 
wie nie erlebt. 

Wie die Bewerbenden und die Unterneh-
men zusammengebracht werden, stimmt 
der AGB mit der Arbeitgeberseite von Fall 
zu Fall ab. Dies reicht von der Weiterga-
be der Kontaktdaten nach Einholen der 
Zustimmung des Bewerbenden über den 
klassischen Weg, dem Unternehmen Be-
werbungsunterlagen vorzulegen bis zur 
gezielten Nutzung der Jobbörse der Bun-
desagentur für Arbeit. Hier können sich 
Bewerbende und Unternehmen auf die je-
weilige Stelle bezogen austauschen und 
unter anderem Gesprächstermine verein-
baren. Im Bedarfsfall begleitet der AGB 
Bewerbende auch zu Vorstellungsge-
sprächen. Alternativ organisiert das Ge-
sundheitshaus in dieser Situation auch 
öfter Gruppeninformationen, bei denen 
der jeweilige Arbeitgeber dann im Job-
center einer ausgesuchten Gruppe von 
meistens etwa fünf Bewerberinnen und 
Bewerbern den Job und den Betrieb vor-
stellt und mit Interessierten im Anschluss 
Einzelgespräche führen kann. Wegen der 
Corona-Pandemie ist dieses Format der-
zeit aber ausgesetzt.

Dringend empfohlen: 
Probebeschäftigung

Hat sich ein Unternehmen für eine Be-
werberin oder einen Bewerber entschie-
den, empfiehlt Christoph Lutomski in 
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den meisten Fällen eine Probebeschäfti-
gung nach Paragraf 46 Abs. 1 SGB III, 
bei der das Bruttogehalt zu 100 Prozent 
vom Jobcenter finanziert wird. „Das ist 
das beste Instrument, das uns zur Verfü-
gung steht. Einmal aus Sicht der Arbeit-
nehmerseite: Man kann Unsicherheiten 
– Schaffe ich den Job überhaupt? – aus-
räumen und die Betroffenen können nach 
einer vielleicht langen Zeit der Erwerbs-
losigkeit ohne zu großen Druck wieder 
ins Arbeitsleben hineinfinden. Und zwei-
tens auch aus Arbeitgebersicht, weil er 
sich entspannt ansehen kann, wie es mit 
der potenziellen zukünftigen Kraft auf 
der Stelle läuft.“ In den meisten Fällen 
rät Christoph Lutomski dazu, den ma-
ximal förderfähigen Zeitraum von drei 
Monaten Probebeschäftigung auch tat-
sächlich auszunutzen. Denn erfahrungs-
gemäß fordere es bei Menschen, die aus 
einer längeren Arbeitslosigkeit kommen, 
viel Kraft, sich an einen anders struktu-
rierten Tag anzupassen.

Wenn beide Seiten sich dann auf eine Be-
schäftigung einigen, greift im Anschluss 
häufig noch ein Eingliederungszuschuss 
(§ 90 Abs. 1 SGB III), der bis zu 24 Mo-
nate gewährt werden kann, für besonders 
Betroffene bis zu 60 Monate, für die, die 
das 55. Lebensjahr vollendet haben, sogar 
bis zu 96 Monaten (§ 90 Abs. 2 SGB III). 

Treten in dieser Phase trotz der vor-
geschalteten Beratung durch den AGB 
Schwierigkeiten auf, verweist das Jobcen-
ter an den Integrationsfachdienst (IFD) 
des Landschaftsverbandes Westfalen-
Lippe (LWL), mit dem sich das Jobcen-
ter jährlich austauscht. Auch wenn das 
Coaching einer vom Jobcenter in Arbeit 
vermittelten Kraft angezeigt sein sollte, 
kann der IFD das übernehmen. Für das 

Gesundheitshaus stellen sich Förderungen 
etwas komplizierter dar. Wenn es zum 
Beispiel um eine behinderungsgerechte 
Ausstattung des Arbeitsplatzes geht, muss 
das Jobcenter prüfen, ob es fördern darf 
oder ob der Träger der Rehabilitation, 
zum Beispiel die Agentur für Arbeit oder 
die Deutsche Rentenversicherung zustän-
dig ist. Bei Bedarf kommt es also zu einer 
rechtskreisübergreifenden Zusammenar-
beit zwischen den Rechtskreisen SGB II 
(Jobcenter) und SGB IX (IFD) und/oder 
SGB III (Reha-SB).

Seit 2008, dem Jahr der Gründung des 
AGB, verzeichnet der Dortmunder Reha/
SB-Bereich, das heutige Gesundheitshaus, 
rund 3.100 Förderfälle. Im laufenden Jahr 
konnten trotz der Corona-Krise unmit-
telbar durch die Arbeit des AGB knapp 
über 100 Menschen mit Schwerbehinde-
rung eine neue Arbeit aufnehmen. Wo-
bei man bedenken muss, dass die Ver-
mittlung in diesem Bereich oft wesentlich 
mehr Zeit in Anspruch nimmt als im Ge-
schäft des „normalen“ Arbeitgeberser-
vice. Das individuelle Eingehen auf die 
jeweiligen Einschränkungen oder auch 
die spezifische Anpassung der Ausstat-
tung eines Arbeitsplatzes dauern halt ihre 
Zeit. „Dafür sind diese Vermittlungen 
nachhaltig“, sagt Christoph Lutomski. 
Den Großteil der vermittelten Menschen 
sehe der AGB nie wieder. 

Das liegt auch daran, dass der AGB für 
die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite 
auch nach der Vermittlung weiter als An-
sprechpartner und Moderator zur Verfü-
gung steht. Im Regelfall seien aber beide 
Seiten sehr zufrieden. „Die Menschen sind 
meistens sehr froh, wieder Teil des Ar-
beitslebens und der Gesellschaft zu sein, 
sie sind sehr motivierte Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter, feiern oft auch weniger 
krank als die nicht behinderten Kräfte“, 
berichtet Alexandra Kutzka – und wider-
legt mit dem Letztgenannten eines der im-
mer noch verbreiteten Vorurteile. Auch 
die Befürchtung „Den werde ich nie wie-
der los“, die das AGB-Team nicht selten 
bei der Akquise von neuen Unternehmen 
hört, ist unbegründet. Der Kündigungs-
schutz ist in diesem Punkt schon seit Jah-
ren geändert und auch Kündigungen von 
Menschen mit Behinderung sind nach 
Prüfung arbeitsplatzerhaltender Maß-
nahmen mit Zustimmung des Inklusi-
onsamtes möglich. Christoph Lutomski 
hat deshalb ein gutes Argument pro Be-
schäftigung eines Menschen mit Behin-
derung, das kritische Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgeber zum Nachdenken brin-
gen dürfte: „Der wirkliche Unterschied 
zwischen jemandem, der einen Schwerbe-
hindertenausweis hat und jemandem, der 
keinen hat, ist: Beim ersten weiß man, wo 
die Beeinträchtigung liegt, beim anderen 
nimmt man nur an, dass da nichts ist.“ 
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Firmen stehen vor sehr unterschied-

lichen Zukunftsaufgaben. Auf den Ent-

wicklungsfeldern Arbeitsorganisation 

und Digitalisierung nimmt ein ostwest-

fälischer Verband, der Menschen mit 

der Diagnose Autismus Förderung und 

unterschiedliche Formen der Assistenz 

anbietet, wiederholt externe Beratung 

in Anspruch. Die Möglichkeit dazu bie-

tet das Förderinstrument Potentialbe-

ratung NRW.

Menschen, bei denen Autismus diagnos-
tiziert ist, haben einen teils erheblich an-
deren sinnlichen Zugang zu unserer Welt. 
Das stellt die Mehrheitsgesellschaft vor 
die Aufgabe, besonders mit ihnen umzu-
gehen, besonders achtsam, rücksichts-
voll, geduldig, zugewandt. Für die Assis
tenz und Förderung von Menschen mit 
Autismus gibt es Richtlinien und ausge-
bildete Fachkräfte. Gleich in dreistelliger 
Anzahl finden sie sich zum Beispiel beim 
ostwestfälischen Regionalverband Autis-
mus Ostwestfalen-Lippe (OWL) e. V., der 
sein Angebot an Autismus-Therapie-Zen-
tren (ATZ) vor 20 Jahren um den Fami-
lienunterstützenden regionalen Integra-
tions-Assistenzdienst für Menschen mit 
Autismus (FRIDA) gGmbH erweitert hat.

Das damit verbundene personelle Wachs-
tum hat „aus einer Art Selbsthilfegruppe 
eine gemeinnützige Gesellschaft“ gemacht, 
wie Unternehmensberaterin Alexandra 
Oepping aus Bünde den Wandel beschreibt. 
Die Geschäftsführerin von Corporate Con-
sulting begleitete diesen Prozess im Rah-
men der Potentialberatung NRW. Das För-
derinstrument der nordrhein-westfälischen 

Landesregierung steht allen kleinen und 
mittleren Firmen sowie gemeinnützigen 
Organisationen ab zehn Mitarbeitenden 
offen. Potentialberatungen sollen den Un-
ternehmen mit der Unterstützung externer 
Beratung helfen, ihre Strukturen zu durch-
leuchten und gemeinsam mit den Mitarbei-
tenden Prozesse anzustoßen, die die Zu-
kunftsfähigkeit erhalten. Die Kosten dafür 
teilen sich das Land Nordrhein-Westfalen, 
das dafür Mittel aus dem Europäischen So-
zialfonds (ESF) einsetzt, und das jeweilige 
Unternehmen.

Klaus Wollny, der mit Andrea Höner beim 
Regionalverband Autismus OWL e. V. die 
Geschäfte führt, erinnert sich gut an die 
Beweggründe, erstmals externen Sachver-
stand für die Unternehmensentwicklung 
hinzugezogen zu haben. „Wir sind bin-
nen weniger Jahre von 35 Beschäftigten 
auf 600 in allen Bereichen angewachsen 
und standen vor der Herausforderung, mit 
vielen zusätzlichen Menschen die neue Or-
ganisationsstruktur umzusetzen“, sagt er 
im Rückblick. In den Anfängen vor mehr 
als 30 Jahren hatte das Therapie-Zentrum 
des Regionalverbands Autismus OWL e. V. 

genau eine Adresse in Bielefeld. Um die 
Integration von Menschen mit Autismus 
und anderen Beeinträchtigungen in viele 
Bereiche des gesellschaftlichen Lebens zu 
ermöglichen, begann der Regionalverband 
mit dem Aufbau des personalstarken As-
sistenzdienstes. „Das versetzte uns in die 
Lage, Menschen mit einer Autismus-Spek-
trum-Störung und anderen Beeinträchti-
gungen auch in Kindergärten, Schulen, im 
Arbeits- und Freizeitleben zu begleiten“, 
so Klaus Wollny. Heute finden sich un-
ter dem Dach des Regionalverbands Au-
tismus OWL e. V. Angebote in Bielefeld, 
den Kreisen Paderborn, Soest, Gütersloh 
und sogar in Hamm. In Detmold hat der 
Regionalverband zudem mit der dortigen 
Lebenshilfe eine spezielle Wohnstätte für 
Menschen mit Autismus eingerichtet, die 
einen erhöhten Förder- und Betreuungs-
bedarf haben.

Team der Geschäftsführung teilt 
Aufgabenbereiche klar auf

Ab Herbst 2020 nimmt der Regionalver-
band bereits zum dritten Mal eine Poten-
tialberatung in Anspruch. Das scheint auf 

Potentialberatung als verlässlicher 

Wegbegleiter von Unternehmen
Der stark gewachsene Regionalverband Autismus Ostwestfalen-Lippe (OWL) e. V. nutzt das 

Förderinstrument der nordrhein-westfälischen Landesregierung bereits zum dritten Mal

Hinweis: Dieses Bild wurde vor der Corona-Pandemie aufgenommen
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den ersten Blick ungewöhnlich häufig zu 
sein. Tatsächlich erlauben die Förderregeln 
es Firmen, nach Ablauf von drei Jahren 
einen neuen Antrag auf Potentialberatung 
zu stellen. Ein leicht nachzuvollziehendes 
Argument für diese Möglichkeit ist, dass 
Unternehmen immer wieder mit verän-
derten Entwicklungen konfrontiert sind, 
die neues strategisches Handeln erforder-
lich machen. Anders gesagt: Zukunftsfä-
higkeit ist kein stabiler Zustand, der – ein-
mal erreicht – von Dauer ist, sondern ein 
Prozess. So war auch für den Regional-
verband Autismus OWL e. V. der wieder-
holte Einsatz einer Potentialberatung eine 
logische Entscheidung. „Einerseits auf-
grund unserer positiven Erfahrungen aus 
der ersten Beratung“, sagt Klaus Wollny. 
Andererseits galt es mit der Zeit, auch für 
andere Prozesse Lösungsansätze zu entwi-
ckeln. Hieran zeigt sich die flexible Ein-
satzmöglichkeit des Förderinstruments in 
so verschiedenen Bereichen wie Arbeitsor-
ganisation, Digitalisierung, Kompetenz-
entwicklung/Qualifizierungsberatung, de-
mografischer Wandel oder Gesundheit.

Beispiel Organisationsstruktur: Wie be-
schrieben, erschien der ursprüngliche 
Aufbau des kleinen Verbands untauglich 
dafür zu sein, eine große gemeinnützige 
Gesellschaft zu tragen. Ziele der Poten-
tialberatung waren es, das größer gewor-
dene Unternehmen auf dem Weg zu einer 
belastbaren Führungsstruktur zu unter-
stützen und dabei die Aufgabenbereiche 
des Geschäftsführungsduos klar vonei-
nander abzugrenzen. So fällt der wirt-
schaftliche und personelle Bereich in die 
Verantwortung von Andrea Höner. Klaus 
Wollny ist für die strukturellen Belan-
ge des Betriebs, rechtliche und (sozial-)
politische Aspekte sowie die Öffentlich-
keitsarbeit zuständig. Beispiel Arbeitsab-

läufe: Ein Schwerpunkt der zweiten Po-
tentialberatung Mitte des Jahrzehnts war 
es, Therapiepläne für Menschen mit Au-
tismus so zu konzipieren, dass sie auch im 
Falle von Personalwechsel funktionieren. 
Wenn Beschäftigte erkrankt oder aus an-
deren Gründen ausfallen, „ist es wichtig 
zu wissen, wie ich Ersatz plane und steu-
ere“, sagt Alexandra Oepping. Der Regi-
onalverband Autismus OWL e. V. machte 
sich mit der Beraterin auf, Alternativen für 
die althergebrachte „Zettelwirtschaft“ in 
der Autismus-Therapie gGmbH zu erarbei-
ten. Andrea Höner und Klaus Wollny ist 
darüber hinaus ein anderer Schwerpunkt 
jener Phase wichtig, den sie „Spezifizie-
rung des Dokumentationswesens“ nennen. 
Arbeitsschritte sollten mehr und mehr IT-
gestützt ablaufen, etwa an Schnittstellen, 
wo häufiger Probleme auftraten. Wenn 
eine Therapiestunde geleistet war und in 
die Abwicklung mit dem Kostenträger – 
heute unter dem Begriff Leistungsträger 
geführt – ging, stockte der Informations-
fluss. „Das alles ist für ein Unternehmen, 
dessen Kern soziale Arbeit am Menschen 
ist, keine Selbstverständlichkeit“, sagt Ale-
xandra Oepping. Hier galt es, in der Poten-
tialberatung herauszufinden, an welchen 
Stellen IT mit der Arbeit gut vereinbar ist 
und nicht kontraproduktiv wirkt.

Menschen mit Autismus 
haben oft verblüffende Insel-
begabungen

Was aber macht das Betreuen von und die 
Arbeit mit Menschen, deren Diagnose Au-
tismus lautet, so besonders? Laut Klaus 
Wollny sind heute zwei Formen des Au-
tismus bekannt, die etwa bei einem Pro-
zent der Bevölkerung vorkommen. Der 
frühkindliche Autismus geht häufig mit 
einer Mehrfachbehinderung einher, der 

die jungen Menschen geistig und sprach-
lich stark beeinträchtigt. Die Einschrän-
kungen im kognitiven Bereich reduzieren 
ihre Möglichkeiten, am normalen Leben 
teilzunehmen, und machen eine inten-
sive Betreuung erforderlich. Bei Asper-
ger-Autismus verfügen die Betroffenen 
teils über herausragende geistige Fähig-
keiten, oft Inselbegabungen, die sie aber 
nur unter besonderen Bedingungen ent-
falten können. Denn Menschen mit Au-
tismus erleben ihre Umwelt anders, was 
erhebliche Auswirkungen auf ihr Fühlen, 
Denken, Wahrnehmen und Handeln ha-
ben kann. Menschen mit einer Autismus-
Spektrum-Störung haben Schwierigkeiten 
bei der sozialen Interaktion und Kommu-
nikation, zeigen stereotype oder ritua-
le Verhaltensweisen und ungewöhnliche 
Interessen. Hinzu kommen Probleme bei 
der Filterung und Verarbeitung von Sin-
neseindrücken. Häufig fühlen Menschen 
mit Autismus sich missverstanden, als Au-
ßenseiter und isoliert. Ihr Verhältnis zur 
Umwelt stellt alle Seiten vor Herausforde-
rungen, etwa die Besonderheit, Wortspiele 
oder geflügelte Ausdrücke nicht als solche 
zu erkennen, sondern wörtlich zu nehmen, 
oder Schwierigkeiten beim Small Talk. Be-
raterin Alexandra Oepping nennt ein Bei-
spiel aus eigener Erfahrung: „Wer einem 
Menschen mit Autismus etwas öfter erklärt 
und sagt, das sei doch nun schon Hundert 
Mal Thema gewesen, kann durchaus als 
Antwort bekommen: ,Nein, erst 63 Mal’.“ 
Sie führt diese Anekdote nicht an, um die 
möglichen amüsanten Facetten des Mit-
einanders herauszustellen. Vielmehr sei es 
wichtig „ansatzweise zu verstehen, was im 
Kopf des anderen vor sich geht“, sagt Ale-
xandra Oepping.

Klaus Wollny verweist für die besonderen 
Begabungen der Klientel auf die Haupt-

Klaus Wollny, Geschäftsführer, Regional-

verband Autismus OWL e. V., Autismus-Therapie 

Zentrum (ATZ), Familienunterstützender 

regionaler Integrations-Assistenzdienst für 

Menschen mit Autismus (FRIDA) gGmbH 

Alexandra Oepping, 

Unternehmensberatung 

Corporate Consulting
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figur aus dem Film „Rain Man“, die ein 
Telefonbuch auswendig lernen kann. Ein 
Mitglied aus Klaus Wollnys eigener Fami-
lie, das inzwischen in München eine An-
stellung gefunden hat, könne etwa den 
dortigen Verkehrsplan mit An- und Ab-
fahrtzeiten von S- und U-Bahn komplett 
aufsagen. Wer Menschen mit diesen Be-
gabungen und Beeinträchtigungen in sein 
Unternehmen integrieren möchte, und da-
rauf arbeitet der Regionalverband Autis-
mus OWL e. V. seit einigen Jahren verstärkt 
hin, „der muss zwingend entsprechende 
Rahmenbedingungen schaffen, damit der 
Mensch den gestellten Aufgaben auch ge-
recht werden kann“, sagt Klaus Wollny. 
Um zum Beispiel die visuellen und akusti-
schen Reize für diese sensiblen Menschen 
auf einem für sie erträglichen Maß zu hal-
ten, müsse das Arbeitsumfeld besonders 
gestaltet sein, etwa durch eine klare, reiz
arme Struktur. Viele Vorzüge der Men-
schen mit Autismus würden den zusätz-
lichen Aufwand aufwiegen: Ihre typischen 
Stärken seien Offenheit und unbedingte 
Ehrlichkeit, die Menschen seien zuverläs-
sig, loyal, verantwortungsbewusst, hätten 
einen genauen Blick für Details bis hin zum 
Zwang zum Perfektionismus. „Darüber hi-
naus gibt es Fähigkeiten, die wichtige Grö-
ßen für Unternehmen sind, über die andere 
Mitarbeitende aber nicht unbedingt verfü-
gen“, sagt Klaus Wollny. Dazu zählen das 
Denken in Bildern, Sprachbegabung, asso-
ziatives, stark logisches Denken. In ihren 
Spezialinteressen entwickelten Menschen 
mit Autismus teils eine sehr hohe fachliche 
Kompetenz und setzten diese für kreative 
Lösungsstrategien ein. Ziel sei es, Men-
schen mit Autismus künftig auch beim Re-
gionalverband Autismus OWL e. V. zu be-
schäftigen. Mit Blick auf einen achtsamen 
Umgang untereinander könnte das Unter-
nehmen laut Klaus Wollny intern von der 

therapeutischen Arbeit und Expertise pro-
fitieren, über die ein Großteil der Beschäf-
tigten verfügt.

In Pandemie-Zeiten auch digitale 
Therapie als Option prüfen

Schwerpunkt der aktuellen dritten Po-
tentialberatung soll die weitere Digita-
lisierung im Unternehmen sein. Geplant 
war sie bereits vor dem Beginn der Coro-
na-Pandemie, unter anderen Vorzeichen. 
In den Gesprächen und Workshops mit 
den Mitarbeitenden sollte ursprünglich 
Konsens darüber erzielt werden, welche 
digitalen Werkzeuge die Arbeit im ATZ 
effizienter machen und welche Softwarelö-
sungen etwa doppelte Eingaben zu Thera-
pieleistungen und -berichten verhindern 
können. Jetzt rückt auch der vermehrte 
Einsatz von Konferenztools in den Blick-
punkt, für virtuelle Besprechungen unter 
Corona-Bedingungen, aber auch zur Um-
stellung von Kommunikations- und Doku-
mentationsprozessen. Alexandra Oepping 
freut es als externe Beraterin in diesem 
Prozess ungemein, „dass der Impuls für 
die dritte Potentialberatung aus der Be-
legschaft gekommen war.“ Partizipation 
der Mitarbeitenden ist grundsätzlich eine 
wichtige Gelingensbedingung für Verän-
derungsprozesse in Unternehmen – und 
den Erfolg einer Potentialberatung. Für die 
Beraterin ist die Offenheit der Belegschaft 
dem Thema gegenüber auch ein Zeichen 
dafür, dass dort niemand in der Digitali-
sierung eine Gefahr für den Arbeitsplatz 
sehe. In vielen Bereichen der Arbeitswelt 
ist dies eine weit verbreitete Sorge. „Im 
Gegenteil, die Beschäftigten empfinden 
Digitalisierung vielmehr als gute Mög-
lichkeit, ihre Arbeit besser zu gestalten.“ 
In den Handlungsplänen, auf die Unter-
nehmensführung und Belegschaft sich als 

Ergebnis von Potentialberatungen verstän-
digen, könne zum Beispiel stehen, auf wel-
che Weise Klientenakten oder Protokol-
le künftig digital zugänglich sein sollen. 
„Hier geht es darum, mit den Mitarbei-
tenden zu erarbeiten und abzustimmen, 
wo das Unternehmen besser werden kann, 
ohne seine Stärken zu verlieren“, so Ale-
xandra Oepping. Portallösungen können 
Therapeutinnen und Therapeuten sowie 
Integrationshelferinnen und -helfer von 
Dokumentationsaufgaben entlasten. Dazu 
ließe sich ein Portal nutzen, um den Aus-
tausch mit Supervisionskräften, Leistungs-
trägern oder Eltern von Klienten ohne Ver-
lust von Informationen zu gewährleisten 
und zu beschleunigen. „Wenn solche di-
gitalen Lösungen funktionieren, können 
die Fachkräfte unbelasteter an die eigent-
liche Therapiearbeit gehen.“ Konkret ver-
setze eine standardisierte, schlankere und 
einfachere Dokumentation Fachkräfte in 
die Lage, die eigentlichen Therapiestun-
den effizienter vor- und nachzubereiten, 
findet Klaus Wollny. Im vorgegebenen 
Zeitbudget von insgesamt 50 Minuten 
sei das häufig nicht zu leisten.

Digitalisierung hat für das ATZ aber noch 
eine zusätzliche Bedeutung bekommen. 
Eine Folge der Corona-Pandemie waren 
teils große finanzielle Unsicherheiten bei 
Unternehmen und Beschäftigten. Einzig 
die Wohnstätte für Menschen mit Autis-
mus in Detmold sei von den Leistungsträ-
gern durchfinanziert, sagt Klaus Wollny, 
weil die Arbeit für die Hilfebedürftigen 
normal weiterlaufen konnte und musste. 
Problematischer sei der große Bereich der 
ambulanten Therapie und Alltagsbeglei-
tung, den in normalen Zeiten etwa 400 
Beschäftigte der Assistenzdienste tragen. 
Das Problem: Kommt es wegen verordne-
ter Kontaktbeschränkungen kaum zu Tref-
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fen von Klienten mit ihren Therapie- oder 
Integrationshilfe-Kräften, kann der Re-
gionalverband Autismus OWL e. V. auch 
die Leistungen mit Kreisen und Kommu-
nen nicht wie gewohnt abrechnen. Die 
unbürokratische Soforthilfe der öffent-
lichen Hand, so Klaus Wollny, sei büro-
kratischer ausgefallen als erhofft. Ver-
schiedene Richtlinien bei den Kreisen 
und Kommunen hätten das Abrufen der 
Gelder erheblich erschwert. Letztlich wa-
ren die Anstrengungen aber erfolgreich, 
das Kurzarbeitergeld für die Mitarbeiten-
den in den meisten Fällen auf 100 Prozent 
des Gehalts aufzustocken. Die neue und 
große Aufgabe im Zuge der Digitalisie-
rung sei es nun, sagt Alexandra Oepping, 
therapeutische Maßnahmen und Alltags-
hilfen auch ohne direkten Kontakt anbie-
ten zu können. „In der Potentialberatung 
können die Beteiligten darüber nachden-
ken, welche Leistung und Unterstützung 
die Menschen mit Autismus über digitale 
Hilfsmittel erhalten können. Im Extrem-
fall muss Digitalisierung es auch leisten 
können, zeitweise an die Stelle analoger 
Betreuung zu treten“, sagt die Beraterin. 
„Das alles natürlich nur unter der Vo-
raussetzung, dass der wichtige mensch-
liche Aspekt und Kontakt, die Fürsorge, 
Achtsamkeit und das Miteinander nicht 
auf der Strecke bleiben.“ Die ersten Erfah-
rungen aus Frühjahr und Sommer mit Vi-
deokonferenzen können da hilfreich sein.

Arbeitgeber müssen besondere 
Rahmenbedingungen für 
Autisten bedenken

„Um in Ausnahmesituationen wie der 
Pandemie abgesicherter zu sein, müssen 
wir uns als Unternehmen in diesem Be-
reich jetzt neu ausrichten“, sagt Geschäfts-
führer Klaus Wollny. Für die Begleitung 

von Klienten, die noch zur Schule gehen, 
geraten alternative Lernformen stärker 
in den Fokus. Dafür steht Klaus Wollny 
in engem Kontakt mit dem Schulminis
terium des Landes. Fortschritte bei di-
gitalen Angeboten seien zudem wichtig, 
um Menschen mit Autismus in den ersten 
Arbeitsmarkt zu integrieren. Denn wenn 
Arbeitsbereiche im Zuge von Pandemie-
Schutzmaßnahmen geschlossen werden, 
so Klaus Wollny, müssten Arbeitgebern 
ausreichend digitale Möglichkeiten zur 
Verfügung stehen, auch die Menschen 
mit Autismus-Diagnose aus deren Home-
office heraus in den Betrieb einzubinden. 
Dies hat das ATZ auch für die eigene Ar-
beitsorganisation im Blick. Klaus Wollny 
bringt das Thema zudem als Vorstands-
mitglied des Landesverbands Autismus 
Nordrhein-Westfalen gegenüber anderen 
Arbeitgebern vor. „Um auf dem ersten Ar-
beitsmarkt eine Chance zu haben, müs-
sen wir Menschen mit Autismus mit den 
erforderlichen Rahmenbedingungen ver-
sorgen“, sagt Klaus Wollny. Das sei im-
mer wieder sensibel in die Öffentlichkeit 
zu transportieren.

Für Andreas Lühmann von der Regional
agentur OWL, die als Bindeglied zwi-
schen Landesarbeitsministerium und den 
Akteuren vor Ort fungiert, ist die Flexi-
bilität der Potentialberatung das große 
Plus des Förderinstruments. „Unterneh-
men können auch mit einer relativ offenen 
Themenstellung in die Beratung gehen. 
Das ermöglicht eine kurzfristige Reak-
tion im Prozess, falls während der Bera-
tung ein Krisenereignis wie zum Beispiel 
die Corona-Pandemie aufkommt oder 
die Themenschwerpunkte sich wie beim 
Regionalverband Autismus OWL e. V. 
verändern.“ Eine Herausforderung stel-
len Kontaktbeschränkungen aber auch 
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für den Einsatz des Förderinstruments 
selbst dar. Die Potentialberatung könne 
in Teilen online erfolgen, erklärt Andreas 
Bendig, bei der G.I.B. als Berater für Ar-
beitsgestaltung und Fachkräftesicherung 
tätig. Sollten behördliche Verordnungen 
das Ausweichen auf Workshops im vir-
tuellen Raum erforderlich machen, gebe 
es verschiedene Varianten, die Teilnahme 
und den Verlauf digital zu dokumentie-
ren. „Für einige Entwicklungsprozesse in 
den Unternehmen ist es allerdings ratsam, 
einzelne Elemente der Potentialberatung 
als Präsenzveranstaltung durchzuführen 
– sofern dies unter Pandemie-Gesichts-
punkten möglich ist“, so Andreas Bendig.
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Das Förderangebot unternehmensWert:Mensch bietet in Nordrhein-Westfalen 

kleinen Firmen mit bis zu zehn Beschäftigten wertvolle Hilfe bei der Entwick-

lung. Die Inhaberin des Bielefelder Büros Sichtbar hat damit neue Impulse in 

ihr Team gebracht und der eigenen beruflichen Laufbahn eine Wende gegeben.

ten können. Ab zehn Beschäftigten greift 
in Nordrhein-Westfalen die Potentialbe-
ratung NRW. Beide Förderangebote sind 
im Ablauf ähnlich angelegt, setzen Mittel 
des Europäischen Sozialfonds ein und se-
hen ein externes Beratungsunternehmen 
für die Prozessbegleitung vor.

Die Geschichte der Unternehmerin Sandra 
Hoppe lässt sich entlang solcher Schlag-
worte wie Hobby, Berufung, Profession 
und Rückbesinnung erzählen. Als ausge-
bildete Erzieherin kam sie eher durch Zu-
fall mit der Gebärdensprache in Kontakt. 
„Der Film ,Gottes vergessene Kinder‘, ei-
gentlich eine Schnulze, hat mir den Reiz 
der Sprache vermittelt“, sagt sie. In dem 
Kinostreifen finden eine taube Frau und 
ein hörender Mann zueinander. „Die Ge-
bärdensprache wirkte auf mich unglaub-
lich schön, sehr vielseitig und tiefgrün-
dig. Mir war sofort klar: Diese Sprache 
will ich lernen.“ Über einen Kurs bei der 
Volkshochschule erwarb Sandra Hoppe 
die Fähigkeit, im privaten Rahmen die Ge-
bärdensprache anzuwenden und intensive 
Freundschaften mit Gehörlosen zu schlie-
ßen. „Damals war mir gar nicht bewusst, 
dass es Gebärdensprachdolmetscher gibt“, 
sagt Sandra Hoppe. So blieb die Sprache 
zehn Jahre lang ihr Hobby. Aus der Lei-
denschaft dafür wuchs schließlich die Be-
rufung. Statt wie ursprünglich geplant in 
den Beratungsbereich für Menschen mit 
Hörschädigung zu wechseln, entschied 
Sandra Hoppe sich für das Dolmetschen. 
2008 sprang sie „ins kalte Wasser“ und 
machte sich selbstständig. Veränderungen 
im beruflichen wie privaten Bereich bewo-
gen Sandra Hoppe nach den ersten Ge-
schäftsjahren dazu, die Unterstützung 
durch unternehmensWert:Mensch und 
die Leichlinger Beraterin Ursula Neu-
mann anzunehmen. Als sogenannte Erst-

unternehmensWert:Mensch. 
Beratung, die Unternehmen voranbringt
„Verstehen verbindet“: Gebärdensprachdolmetscherinnen entwickeln im 

Beratungsprozess das Verhältnis untereinander und ihre Arbeit mit Gehörlosen weiter

Gesellschaftliche Entwicklungen sind 
in einer Demokratie ohne Kompromisse 
nicht denkbar. Kompromisse kommen 
zustande, wenn unterschiedliche Positi-
onen Verständnis für die jeweils andere 
Sichtweise entwickeln und diese in die 
Entscheidungsfindung miteinbeziehen. 
Verständnis wiederum entsteht durch Zu-
hören, durch Verstehen. Diesen komple-
xen Zusammenhang kann Sandra Hoppe 
in nur zwei Wörtern ausdrücken: „Verste-
hen verbindet“. Sandra Hoppe ist Grün-
derin von Sichtbar, einem Büro für Ge-
bärdensprachdolmetschen in Bielefeld, 
und hat diesen vieldeutigen Ausspruch 
zu ihrem Lieblingsleitsatz für das Unter-
nehmen erklärt. Der Leitsatz selbst ist 
ebenfalls das Ergebnis aus Zuhören und 
Verstehen: Im Rahmen des Förderange-

bots unternehmensWert:Mensch entwi-
ckelte Sandra Hoppe im Austausch mit 
ihren damals fünf Mitarbeiterinnen eine 
Philosophie und Struktur, mit denen die 
Firma die Zukunftsaufgaben angeht.

Bei unternehmensWert:Mensch handelt 
es sich in Nordrhein-Westfalen um eine 
Art jüngere, kleine Schwester des För-
derinstruments Potentialberatung NRW, 
die es bereits seit 20 Jahren gibt. Jünger  
– weil das Angebot Anfang 2012 vom 
Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales (BMAS) als Pilotprojekt ins Leben 
gerufen wurde und 2015 in die Regelför-
derung ging; kleiner – im übertragenen 
Sinne, weil hier Firmen mit weniger als 
zehn Beschäftigten Impulse zur Verbes-
serung ihrer Wettbewerbsfähigkeit erhal-

Hinweis: Dieses Bild wurde vor der Corona-Pandemie aufgenommen.Fo
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beratungsstelle, die beim Beantragen des 
Förderinstruments ebenso hilft wie beim 
Vernetzen mit Unternehmensberatungen, 
fungierte die Regionalagentur OWL mit 
Andreas Lühmann. Regionalagenturen 
dienen Unternehmen und anderen regio-
nalen Akteuren als Servicestelle des Mi-
nisteriums für Arbeit und Gesundheit 
(MAGS) NRW in den Arbeitsmarktregi-
onen des Landes Nordrhein-Westfalen.

Dolmetschen ist Dienstleistung, 
keine Betreuung

Das Arbeitsfeld von Sichtbar unterschei-
det sich grundsätzlich nicht von denen 
herkömmlicher Übersetzungsbüros be-
ziehungsweise von Dolmetscherinnen 
und Dolmetschern. „Wir bauen eine Brü-
cke zwischen Menschen, die nicht diesel-
be Sprache sprechen“, sagt Sandra Hop-
pe. Diese Sichtweise rückt gleich mehrere 
Bilder von Gehörlosen zurecht. Bei der 
Kommunikation mit ihnen tritt in der 
Tat ein Verständigungsproblem auf, dies 
gilt aber für beide Seiten, für Hörende 
wie Gehörlose. Zudem handelt es sich 
bei der Arbeit von Gebärdensprachdol-
metscherinnen und -dolmetschern „um 
eine Dienstleistung und nicht um eine Be-
treuung“, sagt Sandra Hoppe. Diese Klar-
stellung ist von großer Bedeutung. Noch 
immer, sagt Sandra Hoppe, sei unter hö-
renden Menschen die Ansicht verbreitet, 
dass Gehörlose unter kognitiven Beein-
trächtigungen litten. Dabei seien Gehörlo-
se selbstständig und benötigen die Diens
te von Büros wie Sichtbar ausschließlich 
im Gespräch mit Menschen, die über kei-
ne Kenntnisse in Gebärdensprache ver-
fügen. Allerdings ist die Schriftsprache 
für Gehörlose wie eine Fremdsprache zu 
lernen, woraus sich häufig Verständnis-
schwierigkeiten ergeben.

Hörende stellen ohne Zweifel die Mehr-
heit an der Bevölkerung. Gebärdensprache 
verwenden in Deutschland aktuell etwa 
200.000 Menschen, die entweder gehör-
los oder hochgradig schwerhörig sind. 
Entsprechend ist das Gebärdensprach-
dolmetschen in vielen Bereichen des Le-
bens erforderlich – und rechtlich veran-
kert, seit die Gebärdensprache 2002 den 
gesetzlichen Status einer eigenständigen 
Sprache erhielt. Daraus leitet sich nicht 
nur das Recht ab, diese Sprache anwen-
den zu dürfen. Gehörlose haben im Um-
kehrschluss auch ein Anrecht auf finan-
zielle Hilfe durch Sozialleistungsträger, 
sobald Dolmetschen in bestimmten Be-
reichen des öffentlichen Lebens unerläss-
lich ist. Im Umkreis von 60 Kilometern um 
Bielefeld sind die Dolmetscherinnen von 
Sichtbar tätig. Sie übersetzen bei Termi-
nen mit Behörden oder im medizinischen 
Bereich. „Wichtig ist unsere Leistung aber 
auch im Arbeitsleben“, sagt Sandra Hop-
pe. Wenn Auszubildende in Firmen ge-
hen und angelernt werden, Angestellte 
Gespräche im Kreise der Belegschaft ha-
ben, Betriebsversammlungen oder Weiter-
bildungsmaßnahmen stattfinden – immer 
ist das Dolmetschen gefragt.

Als Duo an der Seite gehörloser 
Kinder im Unterricht

Und der Zeitaufwand für die Dienstleis
tungen ist teils erheblich, etwa beim Dol-
metschen in den Regelschulen oder beim 
Studium. „Dort begleiten wir die Men-
schen täglich“, sagt Sandra Hoppe, „und 
das häufig im Team, weil das Dolmet-
schen allein nicht zu schaffen ist.“ Für 
Sichtbar ist etwa eine Doppelbesetzung 
obligatorisch, wenn für gehörlose Kin-
der an Grundschulen zu dolmetschen 
ist. Sobald mehr als 60 Minuten Arbeit 

zu erwarten sind, steigen die Anforde-
rungen an die Konzentrationsleistung, 
und zwei Dolmetscherinnen lösen sich 
dann ab. Bei mehrstündigen Betriebs-
ratssitzungen gibt es daher alle 15 Mi-
nuten einen Wechsel zwischen aktivem 
und passivem Teil. Im aktiven Part über-
setzt ein Teil des Zweier-Teams Laut- 
und Gebärdensprache, für den anderen 
gibt es aber parallel keine Verschnauf-
pause. „Im passiven Part muss ich wei-
ter aktiv zuhören, weil sich im Prozess 
des Dolmetschens immer Fehler oder 
Verständnisprobleme ergeben können“, 
sagt Sandra Hoppe. Kommt es im Ge-
spräch etwa zu längeren Aufzählungen, 
kann leicht einer der Begriffe vergessen 
werden. Wenn die Akustik sich wäh-
rend einer Gesprächssituation ändert, 
sind Wörter womöglich nicht richtig 
zu verstehen. Oder Inhalte sind an-
ders gemeint gewesen als in der Über-
setzung zum Ausdruck kommt. „Für 
all das ist das Dolmetschen im Team 
wichtig, um ein Korrektiv zu haben“, 
sagt Sandra Hoppe. „Wir befinden uns 
mit dem Dolmetschen ja ohnehin im-
mer ein bis zwei Sekunden hinter dem 
Gesagten, da ist es von Vorteil, wenn 
wir uns durch Zuflüstern oder andere 
Techniken gegenseitig helfen können.“

Termine bei Gericht oder in anderen 
Bereichen mit Fachausdrücken stel-
len Gebärdensprachdolmetscherinnen 
wie Sandra Hoppe immer wieder vor 
neue Aufgaben. „Mein Wortschatz er-
weitert sich täglich“, sagt sie. Auf viele 
Herausforderungen kann sie sich vorbe-
reiten, etwa durch regelmäßige Fortbil-
dungen und das Lernen von Fachbegrif-
fen. Auch in einem anderen Aspekt ist 
Gebärdensprache wie jede andere Spra-
che, sei es Mutter- oder Fremdsprache: 

Ursula Neumann, 

Unternehmensberatung

Frauke Hoppe, Sichtbar – 

Gebärdensprachdolmetschen 

in und um Bielefeld
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Es gibt eine Reihe von Dialekten. Sandra 
Hoppe demonstriert ein Beispiel. Sie hebt 
den Zeigefinger und streift ihn an der 
Wange entlang. Pause. Sie führt die flache 
Hand horizontal von links nach rechts. 
„Beides ist eine Gebärde für Mutter“, er-
klärt die Dolmetscherin, „die erste Vari-
ante ist in Nordrhein-Westfalen geläu-
fig, die andere im Osten Deutschlands.“ 
„Wasser“ kann horizontal oder vertikal 
gebärdet werden. Für das Wort „Name“ 
klopfen Gehörlose in Bayern eine Hand 
auf die andere, Menschen aus Nordrhein-
Westfalen führen dagegen Zeige- und Mit-
telfinger an der Wange entlang abwärts. 
Ausdrücke erklären sich mithin aus ver-
schiedenen Parametern wie der Hand-
form und dem Ort, wo die Gebärde aus-
geführt wird. Mundbild und Mundgestik 
unterstützen dies. „Gerade für das Erken-
nen von Dialekten waren meine langjäh-
rigen Freundschaften mit Gehörlosen aus 
den Anfängen extrem von Vorteil“, sagt 
Sandra Hoppe.

Beratung beginnt in einer 
Phase großer Belastung

Mit der Arbeit als Gebärdensprachdol-
metscherin hatte Sandra Hoppe sich einen 
neuen beruflichen Traum erfüllt. Durch 
den großen Bedarf an ihrer Dienstleistung 
wuchs die Auftragslage und mit ihr das 
Unternehmen. 80 Kunden sind heute im 
Monat zu dolmetschen, einige mehrfach, 
andere über lange Strecken eines Tages. 
Sandra Hoppe konzentrierte sich mit der 
Zeit auf die Führung des Geschäfts mit 
den drei weiteren Dolmetscherinnen und 
zwei Bürokräften. Als sie Anfang des ver-
gangenen Jahrzehnts eine Familie gründe-
te, „konnte ich den wachsenden Stress im 
Privaten ab einem gewissen Punkt nicht 
mehr aus dem Beruf heraushalten“, sagt 

Sandra Hoppe offen. Eine Belastungsgren-
ze war erreicht. „Ich fühlte mich kräfte-
mäßig nicht gut aufgestellt und den Auf-
gaben nicht mehr gewachsen.“ Als ihre 
Aufgaben sah sie es nicht nur an, das 
„gut gewachsene“ Unternehmen zu steu-
ern, sondern auch den Erwartungen und 
Bedürfnissen der Mitarbeitenden gerecht 
zu werden – Menschen mit ihren indivi-
duellen Anforderungen, darunter zu der 
Zeit auch eine Gehörlose und eine legas-
thene Frau. „Da war es mir besonders 
wichtig zu wissen, wie gut meine Mit-
arbeiterführung noch ist“, sagt Sandra 
Hoppe. Sie versprach sich neue Perspek-
tiven und Einschätzung durch „den neu-
tralen Blick von außen auf mein Geschaf-
fenes“. An Sandra Hoppe „hat mir ihre 
große Offenheit für die möglichen In-
halte der Beratung imponiert. Sie wollte 
genau wissen, wie die Kolleginnen das 
Unternehmen sehen“, sagt Beraterin Ur-
sula Neumann über die Zeit, als die Vor-
gespräche zu unternehmensWert:Mensch 
begannen. „Wenn eine Geschäftsführung 
auch möglicherweise heftiges Feedback 
zulässt, spricht das für eine besondere 
Vertrauenskultur. Übrigens auch aufsei-
ten der Mitarbeitenden, denn Kritik zu 
äußern, muss man sich trauen.“ Aus den 
Handlungsfeldern des Förderangebots – 
Personalführung, Chancengleichheit & 
Diversity, Gesundheit sowie Wissen & 
Kompetenz – wählte die Sichtbar-Grün-
derin mit Ursula Neumann die Bereiche 
Führung von Personal und Unternehmen 
sowie Diversity aus. Letztes unter dem As-
pekt, wie Arbeit und Beruf sich vereinba-
ren lassen und dabei auch die Mitarbeite-
rinnen mit Beeinträchtigungen gefördert 
werden können.

Aus dem Beratungsprozess sind den Be-
teiligten viele gute Momente in Erinne-

rung. Als wichtiges Instrument erwies 
sich das beteiligungsorientierte Arbeiten 
in einem Workshop zu der Frage, an wel-
chen Leitsätzen die Mitarbeiterinnen sich 
nach innen wie außen orientieren wollen. 
Sandra Hoppe lud ihre Kolleginnen dazu 
ein, ihren persönlichen Blick auf das Un-
ternehmen und ihre Position in künstle-
rischer Form auszudrücken, als Bild oder 
Collage. „Bilder zu schaffen ist ein krea-
tiver Ansatz und setzt im Kopf etwas in 
Gang“, sagt Ursula Neumann. In einem 
weiteren Schritt setzten die Sichtbar-Be-
schäftigten sich mit sechs Leitfragen aus-
einander, warum das Unternehmen exis
tiert, wie die Arbeit organisiert oder der 
Umgang miteinander ist. Immer gab es 
zu den einzelnen Schwerpunkten einen 
Austausch, die Ergebnisse wurden ver-
dichtet, bis sie sich in Leitsätze fassen lie-
ßen – zum Beispiel das eingangs erwähnte 
„Verstehen verbindet“. „Beeindruckt hat 
mich, dass das Team den kompletten Be-
ratungsprozess für die gehörlose Kollegin 
gedolmetscht hat“, sagt Ursula Neumann. 
Dies darf auch als Wertschätzung zu ver-
stehen sein, wie überhaupt Sandra Hop-
pe auf die Reflexion mit den Mitarbeite-
rinnen nach jeder Beratungseinheit großen 
Wert legte. Zum Teil erfolgte das in per-
sönlichem Austausch, zum Teil über Fra-
gebögen – auch durften die Kolleginnen 
sich in einem Treffen ausdrücklich in Ab-
wesenheit der Inhaberin besprechen und 
dabei einen Fragebogen entwickeln, der in 
Grundzügen denen eines normalen Mit-
arbeitergesprächs entsprach, aber speziell 
auf die Chefin ausgerichtet war.

Geschäftsführung abgegeben – 
Kolleginnen neue Wege geebnet

Was in großen, eher profitorientierten 
Unternehmen zu einem Erdbeben geführt 

Foto: picture alliance/Julian Stratenschulte
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hätte, empfand Sandra Hoppe als natürli-
che Konsequenz aus der Förderung durch 
unternehmensWert:Mensch: „Ich habe die 
Geschäftsführung nach dem Beratungs-
prozess aufgegeben.“ Sie sei durch ihre Ar-
beitsweise – neben der vollen Verantwor-
tung für das Unternehmen dolmetschte sie 
nach wie vor in Vollzeit – an die Gren-
zen der Belastbarkeit gestoßen. „Ich habe 
mich entscheiden müssen und bin meiner 
Berufung gefolgt, weil ich in der Arbeit 
als Gebärdensprachdolmetscherin auf
gehe.“ Die Beschäftigten traf diese uner-
wartete Entwicklung an einem sensiblen 
Punkt. Weil sich auf einmal die Verant-
wortliche aus der Führung zurückzog, die 
gerade erst mit sehr viel Energie die Poten-
ziale und Fördermöglichkeiten jeder Mit-
arbeiterin offengelegt hatte. „Es war für 
einige ein Schockmoment“, sagt Sandra 
Hoppe, „aber dann doch abgemildert da-
durch, dass die Geschäftsführung in der 
Familie blieb.“ An ihre Stelle rückte ihre 
Ehefrau Frauke Hoppe. Nach kurzer Zeit 
des Umgewöhnens erwies diese Personal
entscheidung sich als genau richtig – im 
Sinne der ehemaligen Geschäftsführerin 
und des Unternehmens.

Die hohe Wertschätzung aller im Team 
zeigte sich noch an anderer Stelle. Weil 
Sichtbar in der Beratung so viel Zeit und 
Einsatz darauf verwendete, gemeinsam 
die Wünsche und Möglichkeiten der ein-
zelnen Mitarbeiterinnen zu identifizieren, 
schlugen die beiden Bürokräfte neue Ka-
pitel auf. Die Kollegin mit der Diagnose 
Legasthenie absolvierte eine Schulung und 
fühlte sich nach einem Jahr der Förderung 
noch einmal besser für die Aufgaben im 
Betrieb aufgestellt. Die gehörlose Mit-
arbeiterin nahm den Impuls von Sandra 
Hoppe auf, sich in der eigenen Sprache 
weiterzubilden, und schloss die Prüfung 

zur Gebärdensprachdozentin schließlich 
mit der Note 1,6 ab. „Uns ist es ein großes 
Anliegen, Mitarbeiterinnen nicht an uns 
zu binden, wenn sie die Chance auf einen 
beruflichen und persönlichen Fortschritt 
haben“, sagt Sandra Hoppe. Nach fünf 
Jahren Übergangszeit, in der die Mitar-
beiterin parallel im Sichtbar-Büro und 
als Dozentin arbeitete, entschied sie sich 
dann endgültig für die Selbstständigkeit. 
„Es war ein tränenreicher Abschied, aber 
wichtig und richtig für die Mitarbeiterin“, 
sagt Sandra Hoppe.

Für Andreas Lühmann von der Regi-
onalagentur wird am Beispiel Sichtbar 
der besondere Wert der Förderinstru-
mente unternehmensWert:Mensch und 
Potentialberatung NRW deutlich. „Sie 
sind eine Art Spiegel für die Unterneh-
men und können wichtige Entwicklungen 
anstoßen, sofern die Beteiligung der Mit-
arbeitenden als zentrales Instrument ge-
nutzt wird.“ Auch sei noch während des 
Beratungsprozesses ein Anpassen der 
Schwerpunkte möglich. So konnte Sicht-
bar den eigentlich angedachten Aspekt 
Diversität hinter das wichtiger gewor-
dene Handlungsfeld Unternehmensfüh-
rung zurückstellen. Sandra Hoppe lobt 
unternehmensWert:Mensch als „gelebte 
Beratung, die die individuellen Förderbe-
darfe in den Mittelpunkt stellt, um da-
mit das Unternehmen voranzubringen. 
Die Beratung hat Prozesse angestoßen, 
die wir nicht erwartet hatten.“ Wenn 
Sandra Hoppe sich für die Zukunft et-
was wünschen könnte, würde sie ihr 
Klientel wieder in den Vordergrund rü-
cken. Gehörlose hätten demnach auf ih-
rem Weg zur gleichberechtigten Teilha-
be an der Gesellschaft noch einige Steine 
aus dem Weg zu räumen. Wenn diese im 
Erwachsenenalter als leistungsgemindert 
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eingestuft würden, läge das häufig an der 
unzureichend auf ihre Bedürfnisse ausge-
richteten Struktur des Bildungssystems. 
„Ein großer Teil des Lehrpersonals an 
Förderschulen verfügt nicht über die Ge-
bärdensprachkompetenz, gehörlose Kin-
der angemessen zu unterrichten und zu 
fördern“, sagt Sandra Hoppe. Oft sei es 
für die Kinder schwierig, etwas von den 
Lippen der Lehrerinnen und Lehrer ab-
zusehen. Zudem seien die Rahmenbedin-
gungen für das Erlernen der Schriftspra-
che zu verbessern, findet Sandra Hoppe. 
„Wenn gehörlose Kinder nicht genügend 
Wissen aus der Schulzeit mitnehmen kön-
nen, besteht für sie als Erwachsene unver-
schuldet auch keine Chancengleichheit.“



ARBEITSGESTALTUNG UND FACHKRÄFTESICHERUNG

G.I.B.INFO   4  2068

Studien sehen ein „digitales Prekariat“ 

für den Fall voraus, dass viele Arbeits-

kräfte ohne nennenswerte Qualifikati-

on von zunehmend digitalisierten und 

automatisierten Berufen ausgeschlos-

sen bleiben. Innovationsexperte und 

Unternehmer Roman R. Rüdiger ent-

wickelt Konzepte und virtuelle Lern-

welten, um die digitalen Kompetenzen 

von Firmen und Berufstätigen zu er-

mitteln und zu verbessern.

Den Weg in die digitale Arbeitswelt 

mit Fortbildungen ebnen 
Experten für digitale Transformation raten Unternehmen, den Blick für Innovationen 

zu schärfen. Zugleich benötigen Arbeitskräfte regelmäßige Unterstützung, um ihre 

digitalen Fähigkeiten auszubauen.

Die Digitalisierung erfasst einen Großteil 
der Lebensbereiche. Technische Innovati-
onen und künstliche Intelligenz dringen 
in Kinderzimmer und Büros, Freizeitan-
gebote und Fabriken, verändern die Ar-
beit in Industrie und Dienstleistungsbe-
trieben, im Gesundheitswesen oder im 
Handwerk. Schnelle Entwicklungen und 
wachsender Anpassungsdruck in der Ar-
beitswelt bergen für Unternehmen und 
Beschäftigte die Gefahr, den Anforde-
rungen nicht ausreichend gewachsen zu 
sein und den Anschluss zu verlieren. Dies 
umso mehr, als im Jahr 2030 für 90 Pro-
zent der Berufe digitale Fähigkeiten un-
erlässlich sind, so eine Studie der Euro-
päischen Union. Viele Menschen aber 
werden gemäß der „Digital Skill Gap“-
Theorie darauf nicht vorbereitet sein: 
44 Prozent der Bevölkerung im Alter 
von 16 bis 74 Jahre, das sind 169 Mil-
lionen Europäer, verfügen dann gemäß 
Berechnungen der EU noch nicht einmal 
über digitale Basisfähigkeiten. Sie kön-
nen im schlechtesten Fall die trennende 
Lücke (Gap) zu jenen Tätigkeiten nicht 

überwinden, die digitale Kompetenzen 
voraussetzen. Eine große Anzahl drohe, 
sagt Roman R. Rüdiger, in schlecht be-
zahlten Jobs als „Clickworker“ zu landen 
und damit zum „digitalen Prekariat“ zu 
zählen. Der Gründer der talent::digital 
GmbH und Experte auf dem Gebiet der 
digitalen Transformation, Mitbegrün-
der des Sozialprofit-Unternehmens Edu-
cation Y und von 2013 bis 2017 zudem 
Sprecher des Bundesverbandes Innova-
tive Bildungsprogramme, versucht da-
rauf Einfluss zu nehmen. Er unterstützt 
Arbeitgeber darin, digitale Herausforde-
rungen für ihr Unternehmen zu erken-
nen und Arbeitsbereiche gemeinsam mit 
ihren Beschäftigten zu entwickeln. Der 
Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
sind Fortschritte auf diesem Gebiet be-
sonders wichtig: Über das Förderinstru-
ment Potentialberatung NRW, das aus 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds 
(ESF) finanziert und von der Gesellschaft 
für innovative Beschäftigungsförderung 
(G.I.B.) begleitet wird, können Unterneh-
men mit mindestens zehn Beschäftigten 

www.pixabay.com/Gerd Altmann
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sich externe Hilfe ins Haus holen. Ein 
wichtiges Themengebiet der Potential-
beratung ist die Digitalisierung, die als 
Veränderungsprozess verstanden wird 
und die Arbeitsorganisation und Arbeits-
prozesse verbessern soll. In diesem Sinne 
dient die Suche nach digitalen Lösungen 
und Endgeräten dazu, Beschäftigten zu 
einer größeren digitalen Kompetenz zu 
verhelfen und ihre Arbeitsfähigkeit zu 
verbessern. Auch für Beschäftigte ent-
wirft Roman R. Rüdiger Methoden und 
Werkzeuge, mit denen sie ihre digitalen 
Fähigkeiten einschätzen und verbessern 
können.

Bund und Länder entwickeln eine Reihe 
von Initiativen und Förderprogrammen, 
um die junge Generation mit den nötigen 
computer- und informationsbezogenen 
Kompetenzen auszustatten, damit sie spä-
ter in der digitalisierten Arbeitswelt be-
stehen können. Die Grundlage bildeten 
Erhebungen der International Association 
for the Evaluation of Educational Achie-
vement (IEA) über die digitale Kompe-
tenz bei Kindern und Jugendlichen, die 
in der Studie International Computer 
and Information Literacy Study (ICILS) 
untersucht worden waren. Die Ergeb-
nisse aus der ersten Untersuchungspha-
se der ICILS-Studie, die 2013 begann 
und sich in einem zweiten Zyklus bis 
ins Jahr 2020 ausdehnte, führten 2015 
zu einem Bundestagsbeschluss zur Stär-
kung der digitalen Bildung in Deutsch-
land. Schwerpunkte wurden gesehen in 
der Lehrerausbildung und einer besseren 
Ausstattung der Schulen etwa durch di-
gitale Lehr- und Lernmittel –, was durch 
die Corona-Pandemie und virtuelle Un-
terrichtsformate noch einmal an Bedeu-
tung gewonnen hat. Um zu bewerten, 
welchen Stellenwert digitale Strategien in 

Unternehmen besitzen, zieht Roman R. 
Rüdiger den von der Europäischen Union 
entwickelten Referenzrahmen für digitale 
Kompetenzen (DigComp) heran. Dieser 
definiert grundsätzlich 21 Kompetenzen 
in fünf Bereichen, an denen Initiativen 
zur Einschätzung und Verbesserung di-
gitaler Fähigkeiten sich orientieren. Die 
Kompetenzbereiche sind Umgang mit In-
formationen und Daten; Kommunikati-
on und Zusammenarbeit; Erzeugen digi-
taler Inhalte; Sicherheit; Probleme lösen.

Ein Meister an der Spielkonsole 
wird nicht zwangsläufig zum 
IT-Ass

Viele Unternehmen, so Roman R. Rü-
diger, legten das Hauptaugenmerk ih-
rer digitalen Initiativen auf den vierten 
Bereich, die Sicherheit ihrer Daten und 
das Abwenden von Gefahren für die di-
gitale Infrastruktur. „Das ist verständ-
lich, aber auch angstgetrieben“, sagt er. 
Für Innovationen, die über die Integrati-
on und das Anwenden von Software und 
IT-Lösungen hinausgehen, sieht Roman 
R. Rüdiger dagegen die Bereiche Erzeu-
gen digitaler Inhalte sowie Problemlö-
sungen an. „Content zu entwickeln und 
Algorithmen aufzusetzen sind spannende 
Aufgaben“, sagt er. Entgegen landläufiger 
Meinung seien Algorithmen von und für 
Menschen gemacht und können damit 
auch wichtige Impulse für die Gesell-
schaft geben. Dies zeige ein Beispiel aus 
New York, wo das Verteilen der Schüle-
rinnen und Schüler auf weiterführende 
Schulen so lange zu Unmut unter Eltern 
und Kindern führte, bis ein Verteilsys
tem auf der Basis künstlicher Intelligenz 
für weitgehende Zufriedenheit sorgte. 
Und wirklich innovativ seien Unterneh-
men dann, wenn sie digitale Strategien 

als Antwort auf Probleme und Heraus-
forderungen verstünden. „Denn hier ist 
Kreativität gefragt, die enorme digitale 
Potenziale freisetzen kann. Diese Chan-
cen werden von vielen Unternehmen aber 
noch am schwächsten eingeschätzt.“

Warum auch der Blick ins Kinderzim-
mer wichtig ist: So normal es heute ist, 
der jungen Generation digitale Endgeräte 
quasi bereits in die Wiege zu legen, so 
wenig sagt dies darüber aus, wie sie spä-
ter in der digitalisierten Arbeitswelt be-
stehen. Mit den Worten Rüdigers: „Nur 
weil ich von Kindesbeinen an ein Han-
dy bedienen kann, verfüge ich im Er-
wachsenenalter nicht automatisch über 
hinreichende digitale Kompetenz.“ Das 
heißt: Ein Meister an der Spielkonsole 
macht noch keine Fachkraft. Ergebnisse 
der ICILS-Studie unterstreichen die He-
rausforderung: Demnach ist ein knappes 
Drittel der 15-Jährigen heute im digitalen 
Umfeld weitgehend orientierungslos. Nur 
1,5 Prozent verfügt über Anlagen, die 
digitale Zukunft aktiv mitzugestalten, 
während der große Rest im Erwachse-
nenalter „mit Monitor und Maus zu-
rechtkommen wird“, so Roman R. Rü-
digers Interpretation der ICILS-Studie.

Das hat Bedeutung für die Unterneh-
men. Sie können digitale Lösungen nur 
dann effizient in ihre Arbeitsprozesse 
integrieren, sofern ausreichend kom-
petente Arbeitskräfte zur Verfügung 
stehen. Genauer betrachtet sollten ar-
beitende Menschen – gemäß des Refe-
renzrahmens DigComp und einer Studie 
des Stifterverbands mit dem Beratungs-
unternehmen McKinsey – technologische 
Fähigkeiten besitzen, um transformative 
Technologien gestalten zu können, über 
digitale Basisfähigkeiten verfügen, um 

Roman R. Rüdiger, Geschäftsführer, 

talent::digital GmbH
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sich überhaupt zurechtzufinden, und 
dazu klassische Fähigkeiten wie Adap-
tionsfähigkeit, Kreativität und Durch-
haltevermögen abrufen können. Um 
Produktivität auf hohem Niveau zu si-
chern, müssen Geschäftsführungen den 
Beschäftigten entsprechend die Möglich-
keit zu regelmäßigen Fort- und Weiter-
bildungen geben. Beschäftigte wiede-
rum müssen zugleich die Bereitschaft für 
diese Fortbildungen mitbringen und zu-
dem flexibel auf mögliche Karrierebrü-
che reagieren können. Denn disruptive 
Veränderungen im Berufsleben können 
sich ergeben, etwa weil Digitalisierung 
auch Automatisierung mit sich bringt. 
Im wissenschaftlichen Raum aber gibt 
es sehr gegensätzliche Auffassungen zu 
der Frage, ob viele der heutigen Arbeits-
plätze der Automatisierung zum Op-
fer fallen könnten. Für Roman R. Rü-
diger ist daran letztlich relevant, „dass 
für einen erheblichen Teil der Arbeits-
plätze ein großes Veränderungspoten-
zial besteht.“ Dass Automatisierung zu 
großer Arbeitslosigkeit führe, sei ange-
sichts des ungebrochen großen Bedarfs 
an Arbeitskräften eher nicht zu erwar-
ten. Für Deutschland geht die Studie 
Kompetenz- und Qualifizierungsbedar-
fe bis 2030 des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales (BAMS) davon aus, 
dass Unternehmen bis Ende des Jahr-
zehnts zwei bis fünf Millionen Stellen 
nicht besetzen können. Auch der His
toriker Joachim Radkau rät in seinem 
Buch „Geschichte der Zukunft“ von ei-
ner alarmistischen Sicht auf die Zukunft 
ab und empfiehlt dagegen, konkrete Fol-
gen von technischen Innovationen genau 
zu untersuchen. Grundsätzlich aber er-
scheint die Gefahr eines Jobverlustes 
umso unwahrscheinlicher, je qualifi-
zierter eine Arbeitskraft ist. „Wir ste-

hen also vor allem vor der Aufgabe, die 
digitalen Kompetenzen der Menschen 
zu fördern und zu verbessern“, so Ro-
man R. Rüdiger.

Digitale Kompetenz entscheidet 
über Teilhabe an der Gesell-
schaft 

Für den Entwickler aus Düsseldorf ent-
scheidet der Grad der digitalen Kom-
petenz künftig über nicht weniger als 
die Möglichkeit zur Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben. Ausweisdokumente 
zu beantragen oder Papiere durch das 
Straßenverkehrsamt zu erhalten, werde 
ohne Aufsuchen einer Behörde möglich 
sein. „Estland ist da weit vorne“, sagt 
Roman R. Rüdiger. „Wenn ich zum Bei-
spiel die öffentliche Verwaltung digita-
lisiere, müssen die Menschen aber auch 
über die Kompetenz verfügen, die An-
gebote in den Portalen zu nutzen.“ Dass 
wir uns für bestimmte Interaktionen ver-
mehrt in der virtuellen Welt bewegen, 
entspringt auch einer gewissen Erwar-
tungshaltung unsererseits. Google, Ama-
zon und andere wichtige Player im Inter-
net sind Treiber der Entwicklung auf dem 
Gebiet Benutzerfreundlichkeit und Ser-
vice. „Für die Suche nach einem Betrieb 
oder einer Information nutze ich längst 
keine Gelben Seiten mehr, sondern Such-
maschinen im Internet“, sagt Roman R. 
Rüdiger. Die digitale Präsenz von Unter-
nehmen sei also relevant. „Ich persönlich 
akzeptiere Angebote und Rechnungen 
nur noch per E-Mail und nicht mehr per 
Post. Kann eine Firma dies nicht leisten, 
klicke ich zur nächsten weiter.“ Ein da-
zugehöriges Element ist die „User Expe-
rience, bei der etwa Amazon Standards 
gesetzt hat“, so Roman R. Rüdiger. Auf 
solchen Verkaufsportalen ist die digi-

tale Kundschaft es heute gewohnt, sehr 
leicht eine ausführliche Produktbeschrei-
bung zu bekommen, Preise zu verglei-
chen, Kundenerfahrungen mit dem Pro-
dukt abzurufen und mit Käuferinnen und 
Käufern eines Produkts in Kontakt zu 
treten. „Menschen erwarten durch die-
se User Experience auch in anderen Be-
reichen einen vergleichbaren Service“, er-
klärt Roman R. Rüdiger. Menschen, die 
zum Beispiel vom Jobcenter Unterstüt-
zung bei der Berufssuche erhalten, seien 
schließlich häufig auch Kunden der In-
ternetwarenhäuser. Warum also sollte 
es bei der Arbeitsvermittlung umständ-
licher zugehen, fragt Roman R. Rüdiger 
rhetorisch, warum sollten Informationen 
und Angebote nicht auf einen Klick ver-
fügbar sein.

Jede Branche verfügt in unterschied-
lichem Maße über Potenzial für digitale 
Lösungen, in der industriellen Fertigung 
sind enorme Entwicklungen durch Digi-
talisierung und Automatisierung zu er-
warten. Starke Impulse sind auch für den 
Dienstleistungsbereich zu erwarten, der 
beschleunigt wachsen und verändertes 
Arbeiten nötig machen werde, so die 
Studie „Wirtschaft 4.0 und die Folgen 
für Arbeitsmarkt und Ökonomie“ des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung. Roman R. Rüdiger weist auf 
die größere Bedeutung für online zu be-
auftragende Lieferdienste von Getränken 
und Lebensmitteln hin, siehe etwa das 
jüngst vom ostwestfälischen Konzern 
Dr. Oetker übernommene Unternehmen 
Flaschenpost (Münster). Dabei seien ei-
nerseits auch die Arbeitsbedingungen im 
Auge zu behalten, so Roman R. Rüdiger, 
andererseits führten solche Serviceange-
bote zu einer potenziell großen Kunden-
zufriedenheit. Aber auch im Falle des 
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Handwerkers auf der analogen Baustel-
le glaubt Roman R. Rüdiger an Verän-
derungen. Fehlt vor Ort Material, kön-
ne nach den Vorstellungen Rüdigers ein 
Start-up-Geschäft für Handwerkerbedarf 
sofort anliefern. Die Schnittstelle dafür 
wäre eine App. Für das Gesundheitswe-
sen wiederum sei das Maß der Digita-
lisierung genau zu überlegen. Gerade in 
sensiblen sozialen Bereichen wie Behand-
lung und Pflege, die stark durch die Be-
ziehung von Mensch zu Mensch geprägt 
sind, sieht er eher digitale Assistenzlö-
sungen, aber weniger Ersatz durch Ma-
schinen. Elektronische Patientenakten 
seien eine Erleichterung für das Personal, 
reduzierten Arbeitsaufwand in der Do-
kumentation und erlaubten es, mit dem 
Tablet ans Krankenbett zu treten und 
alle nötigen Informationen schnell ab-
rufen zu können. Maschinelle Lösungen 
seien dann wünschenswert, wenn sie das 
Personal ergonomisch entlasten können, 
etwa im Bereich des Hebens oder Tra-
gens von Patienten.

Innovativ ist, wer die beste 
Sandburg baut

Um zu verstehen, in welcher Weise digi-
tale Veränderungen die Arbeitswelt er-
fassen und Menschen neue Kompetenzen 
abverlangen, unterscheidet Roman R. Rü-
diger drei Stufen von Innovationen. Im 
Bereich Informations- und Kommunika-
tionstechnologie gibt es in Unternehmen 
zum Beispiel Entwicklungsschritte, wenn 
alte Software durch neue ersetzt wird. 
Roman R. Rüdiger: „Das ist unter dem 
Gesichtspunkt der Innovation nicht sehr 
interessant.“ Gleiches gelte, wenn analo-
ge Tätigkeiten computergestützt erledigt 
werden: „Das ist immer noch das Erset-
zen eines Vorgangs durch einen ande-

ren. Spannend im eigentlichen Sinne sind 
für mich neue Lösungen in Verbindung 
mit eigenen Techniken, die New Ope-
rations“, sagt Roman R. Rüdiger. Dazu 
zählt er Softwareentwicklungen wie das 
Customer Success Management (CSM), 
das Prozesse automatisieren kann, so-
dass etwa eine verschickte Mail verschie-
dene Tätigkeiten gleichzeitig ohne wei-
tere Aktion auslöst: Termine in Kalender 
eintragen, Kollegen über Sachstände in-
formieren und andere Dinge. Der zwei-
te Punkt innovativer Ansätze ist, wie am 
erwähnten Vergleich von Amazon und 
Jobcenter abzulesen, die Kundenkom-
munikation ganz anders zu denken und 
im digitalen Raum viel mehr Servicean-
gebote zu verankern. Als dritten Punkt 
sieht er bei neuen Produkten „riesen-
großes Potenzial“, die gemäß „digitaler 
Ethik“ den Menschen idealerweise von 
Nutzen sind. Als Beispiel für innovative 
Ansätze in diesem Bereich nennt Roman 
R. Rüdiger das einstige Start-up-Unter-
nehmen Cumulocity aus Düsseldorf. Die 
Entwickler dort schneidern individuelle 
Cloud-Plattformen, mit denen Geräte 
und Sensoren sich vernetzen und steu-
ern lassen. Das hat große Bedeutung im 
Zusammenhang mit dem Internet der 
Dinge (IoT), worunter im industriellen 
Bereich das Zusammenführen von Pro-
duktionsprozessen, Maschinen und Da-
ten verstanden wird. Lösungen können 
aber auch für Gastronomie-Ketten inte-
ressant sein, die etwa die Kaffeemaschi-
nen eines bestimmten Herstellers ver-
wenden und deren Leistungsdaten und 
mögliche Wartung jederzeit digital über-
prüfen wollen. Um die Chancen dieser 
digitalen Innovationen für Unternehmen 
zu verdeutlichen, verwendet Roman R. 
Rüdiger ein Bild: „Möglichkeiten, also 
Software und Hardware, gibt es heute 

wie Sand am Meer und vergleichsweise 
günstig. Es geht im Unterschied zu früher 
nicht mehr darum, ob ich genug Materi-
al für den Bau einer Sandburg habe. Es 
geht darum, wie gut ich den Sand anzu-
wenden verstehe, was das Optimum ist, 
das ich aus den Ressourcen herausho-
len kann.“ Wer zu dieser Frage eine kri-
tische, aber positive Haltung einnehme, 
bringe sein Unternehmen auf einen gu-
ten Weg zu mehr Digitalisierung. Ohne 
„digitales Mindset“, also ein genaues Be-
wusstsein, worin die digitalen Chancen 
bestehen, könnten Unternehmen nicht 
vorankommen.

Um das Level der digitalen Kompetenzen 
besser einschätzen und heben zu kön-
nen, hat Roman R. Rüdigers Start-up 
talent::digital für Unternehmen und Or-
ganisationen digitale Lösungen entwi-
ckelt – auf Grundlage des erwähnten Di-
gital Competence Framework (DigComp 
2.1). Das Produkt talent::now können 
Unternehmen anwenden, wenn sie von 
ihren Beschäftigten eine Einschätzung 
über den digitalen Status quo in der Fir-
ma erhalten möchten. Wie digital Un-
ternehmen in Deutschland ausgerichtet 
sind, hat die Bertelsmann-Stiftung in ei-
ner Studie untersucht. Darin weisen Er-
gebnisse einer repräsentativen Befragung 
unter Erwerbstätigen auf eine klaffende 
Lücke zwischen Anspruch vieler Chefe-
tagen und Wirklichkeit hin. Jede/r fünf-
te Beschäftigte sagt, die eigene Firma sei 
kaum oder noch nicht in der digitalen 
Welt angekommen. 38 Prozent geben 
an, in einem leicht digitalen Umfeld zu 
arbeiten. Und sechs von zehn Erwerbs-
tätigen sprechen ihrem Unternehmen 
Fortschrittlichkeit im digitalen Bereich 
ab. Dies steht im Widerspruch zu vielen 
Führungskräftestudien. Die Bertelsmann-
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Studie gelangt zu der Auffassung, dass 
Unternehmensführungen zu wenig dazu 
neigten, ihren der Digitalisierung gegen-
über aufgeschlossenen Beschäftigten di-
gitale Werkzeuge an die Hand zu geben 
oder mobiles Arbeiten zu ermöglichen.

Mit dem laut Rüdiger „weltweit ers
ten kompetenzmessenden“ Lernspiel 
talent::profil lasse sich darüber hinaus 
die digitale Kompetenz von Beschäftigten 
valide untersuchen. Dabei hat Roman R. 
Rüdigers Unternehmen den Ansatz als 
„Transformation Game“ bewusst spiele-
risch gewählt. Durch den niederschwel-
ligen Zugang zu den Testumgebungen soll 
der Eindruck einer klassischen Prüfungs-
situation am Monitor vermieden werden. 
„Das Spiel soll Spaß machen und lehr-
reich sein, dann gibt es eine intrinsische 
Motivation weiterzuspielen“, sagt Roman 
R. Rüdiger. Während die Nutzerinnen 
und Nutzer verschiedene Aufgaben zu 
bewältigen haben, läuft im Hintergrund 
der Anwendung ein Reportsystem, das 
die digitalen Fähigkeiten erfasst, automa-
tisch bewertet und vergleichbar macht. 
Die Auswertung erhält nur die Proban-
din beziehungsweise der Proband, es sei 
denn, mit der Unternehmensführung ist 
etwas anderes ausgemacht. Die Firma 
selbst erhält allerdings einen anonymi-
sierten Überblick über die Kompetenzen 
aller Beschäftigten – in Form von Stär-
ken-Schwächen-Profilen für die einzel-
nen Abteilungen oder Teams.

Digitale Lernwelt testet 
spielerisch die Kompetenzen

Zu den wichtigsten Kunden zählen ne-
ben Unternehmen aktuell Jobcenter und 
Arbeitsagenturen, die Roman R. Rüdiger 
als wichtige Akteure auf dem Feld di-

gitaler Kompetenzen ansieht. Als Ver-
mittler an der Schnittstelle von Unter-
nehmen und Arbeitssuchenden müssen 
sie „im Grunde über eine höhere digi-
tale Expertise als die Unternehmen ver-
fügen, die sich rasend schnell verändern 
und versuchen, ihre Prozesse immer di-
gitaler zu gestalten“. Und die Beratung 
Arbeitssuchender im Jobcenter müsse zu-
gleich hoch kompetent sein und immer 
die aktuellen digitalen Trends und Be-
darfe der Arbeitswelt berücksichtigen. 
Aufschlussreich für Roman R. Rüdiger 
war der Wunsch einer Reihe von Jobcen-
tern, eine Lernwelt mit einem speziellen, 
vorgelagerten Konzept für Einsteiger in 
digitales Arbeiten zu unterfüttern. Ro-
man R. Rüdigers Firma hatte den Ar-
beitsvermittlern in den konzeptionellen 
Gesprächen eigentlich empfohlen, für 
die Arbeitssuchenden Level 1 und 2 der 
Lernwelt auszuwählen. „Das sei, sagten 
die Jobcenter uns, eher ein Angebot für 
Fortgeschrittene und von bis zu 60 Pro-
zent der Kunden nicht zu leisten“, so Ro-
man R. Rüdiger. Als Reaktion wurden 
Computer-Vorbereitungskurse auf nied-
rigster Anforderungsstufe mit drei Mo-
naten Laufzeit vorgeschaltet, gefolgt von 
fünf Wochen zur Steigerung der digitalen 
Kompetenzen. Dann war der Einstieg in 
die Lernwelt-Umgebung möglich. „Für 
uns war überraschend, dass Menschen 
aller Altersgruppen diese massive Un-
terstützung auf Basisniveau benötigen.“

Digitale Kompetenzen sowohl von Un-
ternehmern, jungen Menschen als auch 
Beschäftigten zu verbessern bleibt eine 
fortwährende Aufgabe. „Wir müssen 
Lernkultur auch als Teil der Unterneh-
menskultur begreifen. Dem ständigen 
Lernbedarf der Beschäftigten durch Fort-
bildungen muss die Firmenleitung Rech-
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nung tragen“, sagt Roman R. Rüdiger. 
Auch erkennt er bei vielen Unternehmen 
nach wie vor Berührungsängste, digi-
tale Potenziale im Betrieb zu identifizie-
ren und zu fördern. Teils aus Sorge vor 
möglichen Kosten, teils wegen fehlender 
Kapazitäten, weil das Unternehmen zum 
Beispiel zu klein ist. „Da sind wir dann 
zunächst weniger als Anbieter von Lö-
sungen gefragt, sondern vor allem als 
Berater“, sagt Roman R. Rüdiger. Erst 
wenn Unternehmensführungen den Aus-
bau digitaler Kompetenz als wichtige 
Strategie verstünden, sei der Weg dafür 
offen, Innovationen in die Firmen zu be-
kommen und die Wettbewerbsfähigkeit 
zu erhalten.
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Das Team Armutsbekämpfung und Sozialplanung der G.I.B. unterstützt die Kom-

munen in Nordrhein-Westfalen bei der kleinräumigen Sozialberichterstattung und 

der Entwicklung ressort- und institutionsübergreifender Arbeitsstrukturen, die 

geeignet sind, komplexe Herausforderungen in den Sozialräumen zu bearbeiten. 

Zugleich begleiten die Beraterinnen und Berater des Teams Projekte und Träger 

im Rahmen des Landesprogramms „Zusammen im Quartier (ZiQ)“ bei der Umset-

zung ihrer Vorhaben. Mit dem ZiQ-Programmaufruf stellt das Ministerium für Ar-

beit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS) bis Ende 

2020 jährlich acht Millionen Euro aus Landesmitteln und Mitteln aus dem Europä-

ischen Sozialfonds (ESF) für Projektförderungen zur Bekämpfung von Kinder- und 

Jugendarmut in besonders benachteiligten Quartieren sowie zur Sozialplanung 

zur Verfügung. Um geeignete Angebote vorhalten zu können, die den unterschied-

lichen Bedarfen der von Armut belasteten und bedrohten Kinder, Jugendlichen und 

Familien gerecht werden, ist das Zusammenwirken verschiedener Akteure erfor-

derlich. Dabei ist die strategische Sozialplanung ein Instrument, um wichtige The-

men in diesem Kontext aufzudecken und Entwicklungsprozesse anzustoßen. Von 

großer Bedeutung ist hier die optimale Kombination von Planung auf der einen und 

Projektarbeit auf der anderen Seite. Genau damit befassten sich ZiQ-Zirkeltreffen 

in Essen und Dortmund. Neben einer kurzen allgemeinen Einführung wurde das 

Thema durch zwei Praxisbeispiele konkretisiert. 

Strategische Sozialplanung und 

passgenaue Projekte
Kommunalverwaltung und freie Träger in Kooperation

Wer in der Kommune oder im Kreis er-
greift die Initiative? Das Sozialdezernat? 
Das Jugendamt? Mehrere Ämter gemein-
sam? Oder die Politik? Egal, wer: Entschei-
dend ist, überhaupt einen strategisch ausge-
richteten Sozialplanungsprozess in Gang zu 
setzen. Denn eine strategische, ressort- und 
institutionenübergreifend abgestimmte So-
zialplanung hat einen großen Vorteil: Auf 
der Basis einer kleinräumigen Analyse ge-
lingt es, die Lebenslagen der Bürgerinnen 
und Bürger abzubilden und Gebiete zu iden-
tifizieren, in denen die Lebensbedingungen 
verbessert werden müssen.

Trotzdem ist noch längst nicht in jeder 
Kommune Nordrhein-Westfalens eine stra-
tegische Sozialplanung etabliert. Das gilt 
vor allem für die Kreise. Grund dafür sind 
heterogene Datenverfügbarkeiten, unter-
schiedliche Planungszuständigkeiten, stark 
divergierende Größenklassen hinsichtlich 
der Einwohnerzahl sowie unterschiedliche 
verwaltungsrechtliche und politische Ver-
hältnisse in den kreisangehörigen Kommu-
nen und Gemeinden.

Sozialplanung auf Wohnplatz-
ebene: Rheinisch-Bergischer 
Kreis

Im nordöstlich von Köln auf der rechten 
Rheinseite gelegenen, teils städtisch, teils 
ländlich geprägten Rheinisch-Bergischen 
Kreis mit rund 280.000 Einwohnern ist 
es schon vor Jahren gelungen, vormals iso-
lierte Fachplanungen zu einer abgestimm-
ten Gesamtstrategie zu verbinden. Veröf-
fentlicht ist sie in einem Sozialbericht als 
wesentlicher Bestandteil eines Sozialpla-
nungsprozesses, den die kreisangehörigen 
Kommunen, die Arbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege und das Jobcenter 
Rhein-Berg gemeinsam gestalten. 

Bau von Hochbeeten im Quartier Oberstark. Quelle: Stadt Stolberg 

Hinweis: Dieses Bild wurde vor der Corona-Pandemie aufgenommen.
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Grundlage des Berichts war ein kleinräu-
miges Sozialmonitoring auf „Wohnplatz
ebene“, einem dem Zensus entnommenen 
Begriff, mit dem es gelingt, lokale Beson-
derheiten aufzudecken. Die kleinräumige 
Betrachtung ist von zentraler Bedeutung, 
heißt es im Bericht, „weil der demogra-
fische Wandel, die Ausdifferenzierung von 
Lebensstilen sowie zunehmende sozioöko-
nomische Disparitäten zu einer wachsenden 
Heterogenität im Raum führen. Für die Pla-
nung ist es wichtig, die Auswirkungen die-
ser gesellschaftlichen Trends auch regional 
einordnen zu können. Nur so können pla-
nerische Maßnahmen und Strategien räum-
lich fokussiert und wirtschaftlich effizient 
gestaltet werden.“ 

Für die kleinräumige Analyse der sozialen 
Lage im Kreis wurde das Kreisgebiet in 81 
Wohnplätze mit je mindestens 1.000 hier le-
benden Personen eingeteilt. „Anschließend 
wurde ein Index generiert, der die Bedarfe 
und Herausforderungen in den Wohnplät-
zen abbilden soll“, erläuterte Dr. Katharina 
Hörstermann, Sozialplanerin für den Rhei-
nisch-Bergischen Kreis, beim ZiQ-Zirkel-
treffen in Essen das methodische Vorgehen.

Zur Berechnung des Index wurden fünf Be-
reiche mit insgesamt 30 Indikatoren festge-
legt. Zu den fünf Bereichen zählen „Auslän-
dische Bevölkerung“, „Arbeit und Soziales, 
differenziert nach SGB XII- und SGB II-
Leistungen“, „Gesundheit“, „Jugendhilfe“ 
sowie „Pflege und Senioren“. 

Zur Illustration hier nur beispielhaft die 
fünf Indikatoren für den Bereich „Jugend-
hilfe“. Erstens: Bevölkerungsanteil Minder-
jährige. Zweitens: Betreuungsquoten unter 
3-Jähriger. Drittens: Betreuungsquoten über 
3- bis unter 6-Jähriger. Viertens: Anteil ge-
leisteter Hilfen zur Erziehung an den Kin-

dern und Jugendlichen bis 21 Jahren. Fünf-
tens: Anteil geleisteter Eingliederungshilfen 
nach dem SGB VIII an den Kindern und Ju-
gendlichen bis 21 Jahren. 

Nicht jedoch die reellen Ausprägungen der 
Indikatoren fanden Eingang in den Index, 
stellt Katharina Hörstermann klar, sondern 
ihre Abweichung zum Mittelwert auf Kreis
ebene: „Die Abweichungen wurden dann 
zu einem Gesamtindex aufaddiert, wobei 
jeder Indikator mit demselben Gewicht in 
den Index einfloss. Ein hoher Gesamtindex 
markierte also jene Wohnplätze, die über 
alle dreißig Indikatoren hinweg häufig oder 
besonders stark vom Mittelwert abweichen 
und somit einen besonderen Handlungsbe-
darf signalisierten.“

Das traf auf neun Wohnplätze im Kreis-
gebiet zu: die Innenstadt von Wermelskir-
chen, Cremers Weiden in Leichlingen, das 
Zentrum Nord in Burscheid sowie sechs 
Wohnplätze in Bergisch-Gladbach. Für sie 
wurden auf Basis der nun vorliegenden Da-
ten „Wohnplatzsteckbriefe“, also Stärken-
Schwächen-Analysen erstellt. 

Für den Wohnplatz „Zentrum-Nord“ in 
Burscheid ist darin etwa vermerkt, dass 
rund 30 Prozent der hier lebenden Men-
schen unter 30 Jahre alt sind, „ein großes 
Potenzial für zukünftige Entwicklungen, 
zum Beispiel im Bereich des Arbeitsmarkts.“ 
Etwa ein Viertel der deutschen und ein Drit-
tel der nicht deutschen Kinder des Wohn-
platzes leben in einer SGB II-Bedarfsgemein-
schaft. Und weiter heißt es im Steckbrief: 
„Aus den Beratungsgesprächen im Jobcen-
ter geht hervor, dass bei den 15- bis unter 
30-Jährigen in der Regel ein hoher Förder-
bedarf bei den Alltagskompetenzen und 
der Beschäftigungsfähigkeit besteht.“ Eine 
weitere Erkenntnis aus der Datenerhebung: 

Mehr als 50 Prozent der Kinder weisen bei 
der Schuleingangsuntersuchung ein Defizit 
in der körperlichen oder sprachlichen Ent-
wicklung auf. Und, besonders dramatisch: 
Im Jugendamt der Stadt gehen „relativ viele“ 
Kindeswohlgefährdungsmeldungen aus dem 
Wohnplatz ein.

Eingehend befasst hat sich mit dieser Sozial-
diagnose ein interdisziplinär besetztes Gre-
mium verschiedener Fachplanungen in einer 
sogenannten Fachplanungskonferenz. Sie ist 
für Katharina Hörstermann unverzichtbar, 
denn „auch dreißig Indikatoren bilden nicht 
die komplette Wirklichkeit ab. Fachplane-
rinnen und -planer können mit ihrem Er-
fahrungswissen unser statistisches Wissen 
optimal ergänzen.“ 

Beides zusammen befähigte die Konfe-
renz, Handlungsfelder für das Burschei-
der „Zentrum Nord“ zu benennen, näm-
lich Familienförderung, Jugendhilfe sowie 
die Integration junger Menschen in den Ar-
beitsmarkt. Zugleich entwickelte sie Hand-
lungsempfehlungen für Maßnahmen zur 
Steigerung der Erziehungskompetenz von 
Eltern und zur frühzeitigen Förderung von 
Kindern sowie zur Steigerung der Beschäf-
tigungsfähigkeit von jungen Menschen bis 
25 Jahren. 

Gerichtet sind die Handlungsempfehlungen 
an die Steuerungsgruppe im Sozialpla-
nungsprozess. In ihr vertreten sind die Ju-
gendhilfe- und Sozialdezernentinnen und 
-dezernenten aus den kreisangehörigen 
Kommunen und der Kreisverwaltung, die 
Geschäftsführung des Jobcenters sowie 
die Vorsitzenden der Mitgliedsverbände 
der Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege als Beisitzer. Die anschließende 
Zielvereinbarung und Maßnahmenpla-
nung erfolgte in Zusammenarbeit mit den 

Spielaktion im Quartier Oberstark 

Quelle: Stadt StolbergHinweis: Dieses Bild wurde vor der Corona-Pandemie aufgenommen.
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Wohlfahrtsverbänden und den vor Ort le-
benden Menschen in sogenannten Sozial-
raumkonferenzen.

Eine der letztlich beschlossenen Maßnah-
men war die Errichtung des „Burscheider 
Büdchens“, ein Projekt im Rahmen des 
ZiQ-Programms. Von hier, „einem Raum 
des Austauschs und der Hilfe vor Ort“, 
werden die Anliegen der Einwohnerinnen 
und Einwohner an die jeweils zuständige 
Institution weitergeleitet. Damit bildet das 
zentral und damit für alle hier Wohnenden 
leicht erreichbare „Büdchen“ eine Schnitt-
stelle zu Institutionen und Einrichtungen 
wie etwa dem Jugendamt, dem Jobcenter 
und den Burscheider Schulen sowie weite-
ren Beratungsstellen. 

Zugleich ist die Einrichtung „kommunales 
Zentrum des Stadtteils und identitätsstif-
tender Ort im Viertel“, wie Martin Schäfer 
von der Katholischen Jugendagentur Lever-
kusen, Rhein-Berg, Oberberg gGmbH, dem 
Träger der Einrichtung, formuliert. „Um 
Hemmschwellen gegenüber beratender Un-
terstützung abzubauen“, sagt Martin Schä-
fer, „lockt das Büdchen mit Coffee to go, 
Wassereis und dem Verleih von Werkzeug, 
dessen Kauf sich die Einwohnerinnen und 
Einwohner nicht leisten können. Ein wech-
selndes Wochenprogramm mit Elternfrüh-
stück für junge Familien, Sprechstunden 
für geflüchtete Menschen, Bewerbungs-
workshops, Sprechstunden zur Bildungs- 
und Teilhabeberatung, Spielgruppen so-
wie Gespräche über sensible Themen wie 
Schulden- oder Suchtberatung komplettie-
ren das Angebot.“ 

Das „Burscheider Büdchen“ ist eine von 
insgesamt drei aus der Datenerhebung re-
sultierenden Maßnahmen. Sie dokumentie-
ren die partnerschaftliche Zusammenarbeit 

von Kommunalverwaltung und freien Trä-
gern im Kontext der Armutsbekämpfung 
und beweisen zugleich, dass der gängige 
Spruch „Von Daten zu Taten“ alles andere 
als ein bloßer Slogan ist.

Integriertes Handlungskonzept: 
Kupferstadt Stolberg

Sicher, die sozialen Brennpunkte einer Kom-
mune sind der Kommunalverwaltung fast 
immer bekannt. Aber was ist mit den ver-
steckt glimmenden Brandherden, die beim 
Gang durch die Kommune nicht sinnlich 
wahrnehmbar sind, wie etwa die auffal-
lend geringe Beteiligung der hier lebenden 
Menschen bei politischen Wahlen oder eine 
vergleichsweise hohe Zahl an Kindeswohl-
gefährdungen wie an einem der Wohnplät-
ze im Rheinisch-Bergischen Kreis, die über 
kurz oder lang entflammen können? 

Rechtzeitig identifizieren lassen sie sich über 
eine kleinräumige Datenerhebung, wie sie 
im rund 57.000 Einwohner zählenden Stol-
berg Ausgangspunkt einer vom Sozialamt 
initiierten strategischen Sozialplanung der 
Kommunalverwaltung war. Stolberg, gele-
gen in der Städteregion Aachen, trägt den 
offiziellen Beinamen „Kupferstadt“ und 
gilt zugleich als „älteste Messingstadt der 
Welt“ – eindeutige Hinweise auf die lange 
Tradition einer das Wirtschaftsleben domi-
nierenden Metall verarbeitenden Industrie. 
Aus deren Niedergang im ökonomischen 
Strukturwandel aber entwickelten sich so-
ziale Folgeprobleme, die eine von der Sozi-
alverwaltung vor Jahren initiierte Datener-
hebung für die Gesamtkommune wie auch 
für einzelne Quartiere anschaulich nach-
weisen konnte.

Leerstände in der Innenstadt und fehlende 
Kaufkraft prägen heute das wirtschaft-

liche und soziale Profil der Kupferstadt. 
Die Hälfte der Haushalte, exakt 51 Pro-
zent, verfügen nur über ein Niedrigeinkom-
men. Besonders hohe Mindestsicherungs-
quoten von über 25 Prozent waren in den 
Stadtteilen Unterstolberg, Oberstolberg 
und Münsterbusch zu verzeichnen gegen-
über einem Durchschnitt in der Gesamt-
stadt von knapp 14 Prozent. Starke Dispa-
ritäten zeigten sich im Vergleich zwischen 
den Quartieren: Während in Unterstolberg 
rund 1.800 Menschen in Bedarfsgemein-
schaften leben, liegt deren Zahl im Stadt-
teil Verwegen bei nahezu null. Während im 
ländlich geprägten Raum der Kommune die 
politische Beteiligung bei Wahlen am höchs
ten ist, sinkt sie, je näher das Quartier an 
der Innenstadt liegt, wo sie am geringsten 
ist. Sonst noch auffällig: Vier von 16 Stadt-
teilen verzeichnen einen hohen Migranten-
anteil bei starker Segregation.

Auf die daraus resultierenden Herausfor-
derungen reagierte die Stadt mit dem Auf-
bau einer strategischen Sozialplanung, deren 
Schwerpunkt seit fünf Jahren die sozial-
raumorientierte Armutsbekämpfung ist. 
Einem ersten Sozialbericht zur Bestandsauf-
nahme und Bedarfsermittlung folgte die Er-
stellung eines sozialen, fachbereichsübergrei-
fend und mit Beteiligung der Bevölkerung 
erstellten Leitbilds inklusive der Festlegung 
von Zielen und Prioritäten. Daraus wiede-
rum ergab sich ein integriertes Handlungs-
konzept mit maßgeschneiderten Projekten 
in den Sozialräumen, fokussiert auf beson-
ders benachteiligte Quartiere in der Stadt 
und verbunden mit exakten Kennzahlen.

Ein integriertes Handlungskonzept mit dem 
Titel „Berg- und Talachse – miteinander 
für Münsterbusch, Ober- und Unterstol-
berg“, sagt Leo Jansen vom Amt für Soziales 
beim ZiQ-Zirkeltreffen in Essen, umfasst 

Außenansicht des Burscheider Büdchens 

Quelle: KJA Leverkusen, Rhein-Berg, Oberberg
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fünf Handlungsfelder. „Erstens: Wohnen, 
Städtebau und Mobilität. Zweitens: Frei-
raum und Grünflächen. Drittens: Bildung, 
Qualifizierung und Arbeit. Viertens: Sozi-
ale Infrastruktur und Teilhabe. Fünftens: 
Zusammenleben, Kultur und Beteiligung.“ 

Für alle fünf Handlungsfelder wurden ins-
gesamt 47 Maßnahmen entwickelt, realisier-
bar in zwei Planungsstufen bis hin zum Jahr 
2028. Zwei der Maßnahmen sind Projekte 
im Rahmen des ZiQ-Programms: „Ober-
stark: Starkes Aufwachsen – Gesund im 
Quartier Oberstolberg“ sowie „ZOOM – 
Jugendliche aktiv im Quartier“. 

Das erste Projekt, „Oberstark: Starkes Auf-
wachsen – Gesund im Quartier Oberstol-
berg“, fokussiert sich auf soziale Teilhabe 
und lebenspraktische Gesundheitsförderung 
aller 450 Kinder im Alter von 0 bis 14 Jah-
ren in diesem Quartier mit der höchsten 
Kinderarmut, den größten Gesundheitsbe-
lastungen und der markantesten Bildungs-
benachteiligung der Heranwachsenden in 
der Stadt. 

Das Projekt, so Yvonne Rößner vom Sozi-
aldienst Kath. Frauen e. V., der neben dem 
Helene-Weber-Haus e. V. und „Betreute 
Schulen Aachen-Land“ als Projektträger 
fungiert, setzt an zwei Bruchstellen der 
Stolberger Präventionskette an: der Pha-
se der Einschulung sowie dem Übergang 
vom Grundschulalter zum Lernen in der 
Sekundarstufe 1. „Wenn die Prävention ge-
gen Bildungshürden, Arbeitslosigkeit, Ar-
mut, Gesundheitsrisiken, soziale und poli-
tische Exklusion, psychische und physische 
Beeinträchtigung greifen soll“, ist Yvon-
ne Rößner überzeugt, „müssen wir die 
familialen, milieuspezifischen und nach-
barschaftlichen Netze im sozialen Nah-
Raum stärken.“ 

Besondere Beachtung finden dabei die weit 
über 50 Prozent jener Kinder, die bis jetzt 
in Armutslagen und mit vielfältigen Ent-
wicklungs- und Gesundheitsrisiken auf-
wachsen mussten. Gelingen soll das über 
den Aufbau praktischer Angebote der Ge-
sundheitsförderung in den Feldern Bewe-
gung, Spiel, Begegnung, Ernährung und 
Gesundheitsverhalten sowie der Stadtteil-
gestaltung. Unter Beteiligung der Eltern so-
wie über bürgerschaftliches Engagement 
soll das Aktionsbündnis „Unsere Kinder 
in Oberstolberg“ entstehen, verknüpft 
mit anderen städtebaulichen und sozial-
planerischen Maßnahmen des integrier-
ten Handlungskonzepts. Vor allem, aber 
nicht nur für die jüngsten Bewohnerinnen 
und Bewohner ist ein „Begegnungshaus“ 
geplant, inklusive Stadtteil-Café, Küche, 
Spiel- und Lernräumen. 

Eine weitere Schlüsselmaßnahme im inte-
grierten Handlungskonzept ist das ZiQ-
Projekt ZOOM – Jugendliche aktiv im 
Quartier, das auf die Zielgruppe sozial 
randständiger Jugendlicher ausgerichtet ist. 
Ziel ist unter anderem, deren bislang un-
terdurchschnittliche Partizipation am ge-
sellschaftlichen Leben im Sozialraum zu 
überwinden und die Jugendlichen „als Ex-
perten ihres Lebensraums beziehungsweise 
ihres Viertels und als die Gestalter ihres Le-
bens-Weges zu stärken“, sagt Thomas Bell 
vom Projektträger Jugendberufshilfe e. V.

Aufsuchende Sozialarbeit, Netzwerkarbeit 
sowie kulturpädagogische Gruppenaktivi-
täten etwa zum Thema Medien, Video und 
Fotografie prägen das Projekt. Der Träger: 

„Mit unseren Angeboten werden die Bewe-
gungs- und Wahrnehmungshorizonte wie 
auch die Ausdrucksmöglichkeiten der Ju-
gendlichen mit ihren Talenten und Stärken 
angeregt und erweitert. Die praktischen Ak-
tivitäten fördern Selbstbewusstsein, Eigen-
sinn, soziale Kontakte und Handlungsal-
ternativen. Zudem wird der Einstieg in die 
Arbeitswelt nachhaltig unterstützt, gesell-
schaftlichen Abkopplungsprozessen entge-
gengewirkt.“

Alle machen mit

Das Interesse aller Projektverantwortlichen 
an den Erfahrungen anderer Projektträger, 
zeigten die ZiQ-Zirkeltreffen, ist genauso 
groß wie der Wunsch nach einer intensi-
vierten Kooperation zwischen Kommunal-
verwaltung und freien Trägern. Nicht min-
der stark das Interesse der Sozialplanerinnen 
und -planer an einer fachbereichsübergrei-
fenden Zusammenarbeit auf kommunaler 
Ebene: „Wo sind dabei die größten Hürden, 
wie lassen sie sich überwinden?“, lauteten 
die Fragen im Podiumsgespräch. Darüber 
hinaus tauchten ganz konkrete Fragen auf 
wie die nach innovativen Beteiligungs- und 
Aktivierungsformen mit Blick auf die jewei-
lige Zielgruppe oder nach Outdoor-Ange-
boten im Winter während der Pandemie. 
In einem waren sich alle Teilnehmenden ei-
nig: Da eine strategische Sozialplanung kei-
ne gesetzlich vorgeschriebene Fachplanung 
ist, bedarf es zu ihrer Realisierung tatkräf-
tiger Initiatorinnen und Initiatoren. Über-
einstimmung auch darin: Am besten ma-
chen die Fachplanerinnen und -planer aller 
Ämter mit.
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Zusätzlich zu den staatlichen Sofort-

hilfemaßnahmen werden viele Stif-

tungen und Unternehmen der Metro-

polregion Ruhr gemeinsam aktiv. Der 

Regionalverband Ruhr zählt zu dieser 

Initiative. Sein langjähriges soziales 

Engagement zielt darauf ab, Armut zu 

bekämpfen und gerechtere Lebens-

verhältnisse zu schaffen.

Zeichen der Solidarität in Zeiten der Not
Hilfsaktion „Wir im Revier“ spendet Geld und Gutscheine an Menschen, 

die die Corona-Pandemie besonders trifft

Als in diesem Spätsommer eine neue Brü-
cke in Essen behutsam in ihre Fassung 
gleitet, freut das besonders Fußgänger 
und Radfahrer. Sie können nun die zen-
trale Verkehrsader Berthold-Beitz-Boule-
vard queren, ohne in den Autoverkehr zu 
geraten. In dem Bauwerk kann man aber 
auch das Verbindende sehen, für das in 
diesem Fall der Regionalverband Ruhr 
(RVR) verantwortlich zeichnet. Wege 
zueinander eröffnen und Gemeinschaft 
ermöglichen zählt in vielen Bereichen zu 
den Aufgaben, seit die Gebietskörper-
schaft des öffentlichen Rechts vor exakt 
100 Jahren gegründet wurde. In diesen 
Wochen und Monaten der Corona-Pan-
demie, die mehr von Sicherheitsabstand 
denn Nähe geprägt sind, rückt für den 
RVR als Planungs- und Umweltbehör-
de für die Metropolregion Ruhr der Ge-
meinsinn noch einmal auf ganz andere 
Weise in den Fokus. Als Teil der Akti-
on „Wir im Revier“ arbeitet der Regio-
nalverband mit vielen Partnern daran, 

Notleidenden unbürokratisch zu helfen 
und damit gerade in Krisensituationen 
das Verbindende herauszustellen.

„Wir im Revier“ ist eine gemeinsame In-
itiative unter anderen von Caritas, Di-
akonie, Funke Medien NRW, Business 
Metropole Ruhr, RAG-Stiftung, Brost-
Stiftung, Stiftung Mercator und des 
RVR. Sie verfolgt das Ziel, durch Co-
rona in Not geratene Menschen mit ei-
ner Geldspende von bis zu 1.000 Euro 
oder einem Gutschein zu unterstützen. 
Die Mittel dafür steuern die verschie-
denen Stiftungen und Unternehmen bei. 
Bis Mitte Oktober haben auf diese Weise 
545 Menschen Hilfe in einer Gesamthö-
he von 550.000 Euro erhalten. Darüber 
hinaus überreichte die Initiative bislang 
eine vierstellige Anzahl von Gutschei-
nen. Angelegt ist die Hilfsmaßnahme 
zunächst bis Ende des Jahres.

Die Leiterin des RVR, Regionaldirekto-
rin Karola Geiß-Netthöfel, will den An-
teil ihres Verbands an der Aktion nicht 
überbetonen. „Wir haben auch ein we-
nig Geld beitragen können, das meiste 
stammt aber von den Stiftungen. Ihnen 
gilt mein großer Dank“, sagt sie, die sich 
bei „Wir im Revier“ als Beiratsmitglied 
einbringt. Diese Funktion üben auch Bär-
bel Bergerhoff-Wodopia (RAG-Stiftung), 
Claudia Goldenbeld (Vivawest), Prof. 
Bodo Hombach (Brost-Stiftung), Tho-
mas Kloß (Funke Mediengruppe NRW), 
Prof. Dr. Björn Enno Hermans (Cari-
tas Stadt Essen), Pfarrer Michael Stache 
(Moderator der Ruhrsuperintendenten-
Konferenz, Diakonie), Rasmus C. Beck 
(Business Metropole Ruhr), Rolf Buch 
(Vonovia) und Wolfgang Rohe (Stiftung 
Mercator) unter dem Vorsitz von Ruhr-
bischof Dr. Franz-Josef Overbeck (Bis-

RVR-Haupthaus an der Kronprinzenstraße 35 im Mai 2020. Foto: RVR/Volker Wiciok
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tum Essen) aus. Ihr Ansatz zu helfen 
soll die staatlichen Förderprogramme 
ergänzen und besonders da wirken, wo 
durch die Pandemie verursachte Notla-
gen nicht gelindert sind oder ohnehin 
schwierige Lebenslagen sich noch einmal 
verschärft haben. „Wir haben gemerkt, 
dass viele Menschen nicht die staatli-
che Hilfe bekommen haben, die sie ge-
braucht hätten“, sagt Karola Geiß-Nett-
höfel. „Wir im Revier“ fasst dabei laut 
Selbstbeschreibung vor allem Menschen 
ins Auge, „die in dem für die Kultur des 
Ruhrgebiets so wichtigen Geflecht aus 
Kleingewerbe, Gastronomie und Kultur 
arbeiten und jetzt ohne Existenzgrund-
lage dastehen.“

Die Hilfsaktion setzt auch auf Impulse 
aus der Bevölkerung, um Betroffene fin-
den und fördern zu können. Über die 
Website der Initiative bittet „Wir im Re-
vier“ darum, infrage kommende Men-
schen aus der Nachbarschaft oder dem 
persönlichen Umfeld vorzuschlagen, al-
lerdings ohne deren Namen mitzuteilen. 
Geschildert werden soll im ersten Schritt 
ausschließlich die spezielle Situation, in 
der die in Not Geratenen sich befinden. 
Darauf reagiert „Wir im Revier“ mit ei-
ner Mail an die Impulsgebenden, mit der 
Bitte um Weiterleitung an den Menschen 
in Not. Erst auf dieser Basis kommt es 
zu einer direkten Kontaktaufnahme. Im 
Initiativkreis von „Wir im Revier“ ist es 
schließlich den Beteiligten der Sozialver-
bände Caritas und Diakonie vorbehal-
ten, die Vorschläge zu prüfen und über 
die Hilfsgelder zu entscheiden. „Grund-
sätzlich steht unsere Hilfe allen offen“, 
sagt Karola Geiß-Netthöfel. Wer Leis-
tungen gemäß Sozialgesetzbuch (SGB) II 
bezieht und gegebenenfalls nicht für die 

(volle) finanzielle Unterstützung infrage 
kommt, kann stattdessen von Gutschei-
nen profitieren.

Der RVR hat seinen Einsatz für die gute 
Sache mit einer kreativen Idee verknüpft. 
Im Rahmen der Kampagne „Hier ist 
das WIR-Gebiet“ ließ der Verband in 
Kooperation mit den heimischen Tra-
ditionsfußballklubs Trikots zu Mund-
Nasen-Bedeckungen verarbeiten. Den 
Erlös aus dem Verkauf dieser Masken 
stellte der RVR der Corona-Soforthilfe 
zur Verfügung. „Fast wichtiger als der 
erzielte Betrag war hierbei der Solidari-
tätsgedanke“, sagt Karola Geiß-Netthö-
fel, „es war eine schöne Aktion der Re-
gion für die Region.“

Sein soziales Engagement hat der Regi-
onalverband Ruhr in den vergangenen 
Jahren noch einmal verstärkt. Äuße-
res Zeichen sind die sogenannten Sozi-
alkonferenzen mit wichtigen Akteuren 
der Region, die der RVR initiiert hat. 
„Ein großes Thema ist, dass es bei uns 
immer noch nicht so gerecht zugeht, wie 
es sollte“, sagt Karola Geiß-Netthöfel. 
Die Regionaldirektorin erkennt noch „zu 
viele Unterschiede“ in den Lebensverhält-
nissen, die in benachteiligten Stadttei-
len und Quartieren teils deutlich sicht-
bar seien. Gründe dafür gebe es einige, 
der Strukturwandel habe ebenso dazu 
beigetragen wie die Zuwanderung etwa 
aus Südosteuropa. „Unser Wille ist es, 
vernünftig auf die Herausforderungen 
zu reagieren“, sagt Karola Geiß-Nett-
höfel. Gemeinsam mit den Beigeordne-
ten für Soziales der Kommunen hat der 
RVR die Sozialkonferenzen konzipiert, 
das erste Zusammentreffen diskutierte 
Lösungen für das Thema Langzeitar-

beitslosigkeit. „Wir haben viel erreicht“, 
sagt Karola Geiß-Netthöfel. Die Regi-
on habe bei Bundes- und Landesregie-
rung erfolgreich um Unterstützung gebe-
ten, einen sozialen Arbeitsmarkt auf den 
Weg zu bringen und Langzeitarbeitslo-
se wieder ins Berufsleben einzugliedern. 
Die zweite Sozialkonferenz widmete sich 
dem Schwerpunkt Integration. „Wir wol-
len auch dieses Thema positiv mit den 
Kommunen angehen“, sagt Karola Geiß-
Netthöfel. Es gebe an vielen Stellen gute 
Beispiele, Menschen zu helfen und ein-
zubinden. Die nächste Sozialkonferenz 
soll Konzepte für eine Sozialberichter-
stattung in der Region entwickeln.

So wertvoll Planungs- und Gremien-
arbeit auch sind, die breite Öffentlich-
keit nimmt eher selten davon Notiz. 
Entsprechend ist der Regionalverband 
Ruhr darauf bedacht, die vielen Facet-
ten seiner Arbeit intensiver nach außen 
zu kommunizieren. Planung und Um-
welt sind nach wie vor die Hauptauf-
gabengebiete des Verbands. Allein die 
Arbeiten am Regionalplan beschäfti-
gen den RVR seit Beginn der 2010er-
Jahre. Mit ihm soll die Planungshoheit 
für die elf kreisfreien Städte und vier 
Kreise der Metropolregion von den Be-
zirksregierungen Arnsberg, Düsseldorf 
und Münster an den RVR übergehen. 
Der Verband hat überdies häufig seine 
Hände im Spiel, wenn es sich um topo-
grafische Erhebungen handelt, die eigent-
lich gar nicht zum Landschaftsbild des 
Reviers passen. „Als ich vor neun Jah-
ren beim Verband angefangen habe, war 
mir gar nicht bewusst, dass die Halde 
vor meinem Küchenfenster dem RVR ge-
hört und von ihm gestaltet worden war“, 
sagt die Regionaldirektorin. Wie wich-

Karola Geiß-Netthöfel, Regionaldirektorin 

Regionalverband Ruhr

Foto: RVR/Volker Wiciok
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tig es sei, die Hinterlassenschaften des 
Kohlebergbaus zu kaufen, zu gestalten 
und zu unterhalten, werde gerade in Co-
rona-Zeiten deutlich. „Wir schaffen da-
durch vor Ort Erholungsmöglichkeiten 
für die Menschen“, sagt Karola Geiß-
Netthöfel, „wir wollen die Halden als 
unsere Alpen neu entwickeln.“ 

Neben den Halden, die für die grüne 
Transformation der Montanindustrie 
stehen, ist der RVR zudem der größ-
te Eigentümer von Wäldern und Grün-
flächen in der Region. Im weiteren Be-
reich, dem Mobilitätssektor, leistet der 
RVR Arbeit, die für viele Menschen von 
großem praktischen Nutzen ist. Auf der 
Route der Industriekultur, die der RVR 
koordiniert, sind jedes Jahr Tausen-
de Menschen unterwegs. Und die ein-
gangs beschriebene Brücke über den 
Berthold-Beitz-Boulevard ist Teil des 
Radschnellwegs 1, ebenfalls ein Pro-
jekt des RVR. „Wer auf den Radwegen 
der Region unterwegs ist, die wir ge-
baut haben, sollte auch wissen, dass sie 
von uns sind“, sagt Karola Geiß-Nett-
höfel. Der Verband arbeitet daran, be-
kannter zu werden. Eine gute Gelegen-
heit dazu bot sich im Vorfeld der Wahl 
zur Verbandsvertreterversammlung, dem 
sogenannten Ruhrparlament. Zum ers
ten Mal durfte die Bevölkerung darüber 
befinden, in welcher Stärke die angetre-
tenen Parteien in das Gremium einzie-
hen. „Vor der Wahl bin ich auch in eine 
Schule gegangen und habe über unsere 
Arbeit aufgeklärt“, sagt die Regionaldi-
rektorin. „Die jungen Menschen haben 
sehr ernsthaft aufgegriffen und disku-
tiert, wofür wir stehen. Es war aber sehr 
deutlich zu merken, wie weit weg es für 
viele ist, was der RVR tut.“

ANSPRECHPERSON IN DER G.I.B.

Denise Anton

Tel.: 02041 767262

d.anton@gib.nrw.de 

KONTAKT

Hilfsaktion 
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Gerade über das Thema soziale Gerech-
tigkeit lasse sich in Zukunft viel errei-
chen, wovon die Menschen spürbar pro-
fitieren, glaubt Karola Geiß-Netthöfel. 
Im Mittelpunkt stehe üblicherweise, Im-
pulse für die heimische Wirtschaft zu 
schaffen und neue Investoren in die Re-
gion zu holen. „Wir dürfen dabei nicht 
vergessen, dass wir für die Menschen 
da sind und es vielen von ihnen nicht 
so gut geht“, sagt Karola Geiß-Netthö-
fel. Die Region zeige dabei kein einheit-
liches Bild, sondern zeichne sich durch 
große Diskrepanzen aus. „Bereiche, in 
denen es boomt, liegen in unmittelbarer 
Nähe von Stadtteilen, die von Armut ge-
kennzeichnet sind. Davor dürfen wir die 
Augen nicht verschließen“, sagt Karola 
Geiß-Netthöfel. Sie sieht im RVR einen 
Akteur, der angesichts der sozialen He-
rausforderungen nach vernünftigen Lö-
sungen sucht. Ganz im Sinne der Coro-
na-Hilfsaktion „Wir im Revier“: Damit, 
so Karola Geiß-Netthöfel, „zeigen wir, 
dass wir in der Region solidarisch sind 
und uns untereinander helfen.“
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Kommunen arbeiten an vielen Stellen daran, allen Menschen gleichwer-

tige Lebensverhältnisse zu ermöglichen. Sozialplanung dient dabei als wich-

tiges Instrument in der kommunalen Sozialpolitik. Sie verfolgt das Ziel die Le-

bensverhältnisse vor Ort sichtbar zu machen und sozialen Benachteiligungen 

entgegenzuwirken. Inhalte der Sozialplanung sind unter anderem statistische 

Erhebungen, die Sozialberichterstattung, strategische Überlegungen und die 

Zusammenarbeit der einzelnen Fachplanungen.

Drittel der Kommunen über eine Sozial-
planung verfügt. Diese ist entweder in 
einer Personalstelle mit entsprechendem 
Aufgabenbereich verankert oder existiert 
als Strategie beziehungsweise Prozess. Da-
rüber hinaus lässt sich positiv gestimmt in 
die Zukunft schauen: Knapp 12 Prozent 
der Kommunen richten zu diesem Zeit-
punkt eine Sozialplanung ein oder befas-
sen sich mit der Planung für eine zukünf-
tige Sozialplanung.

Kreisfreie Städte verfolgen 
überdurchschnittlich oft eine 
strategische Sozialplanung

Auffällig ist, dass fast drei Viertel (73,9 %) 
der kreisfreien Städte über eine Sozialpla-
nung verfügen und zusätzlich weitere 
13 Prozent sie aktuell implementieren. 
Mögliche Gründe liegen in der adminis
trativen Unabhängigkeit, der Bevölke-
rungsgröße und der Tatsache, dass die 
(sozialen) Gegebenheiten in größeren 
Städten oft große Anstrengungen not-
wendig machen, um Teilhabechancen zu 
verbessern. Das Bewusstsein, mit Sozial-
planung Lebensverhältnisse besser anglei-
chen zu können, reift aber auch in weni-
ger urban geprägten Regionen. In knapp 
42 Prozent der Landkreise und bei rund 
12 Prozent aller kreisangehörigen Kom-
munen ist die Sozialplanung inzwischen 
auf den Weg gebracht.

80 Prozent der Verwaltungen, die Sozial-
planung bereits integriert haben, messen 
ihr eine große oder teilweise große Bedeu-
tung bei. Das bedeutet, sie trägt dort spür-
bar zu abgestimmtem Handeln sowie der 
stärkeren Koordinierung sozialer Ange-
bote, Hilfen und Fördermaßnahmen bei 
und ermöglicht, diese passgenau bis in die 
einzelnen Sozialräume zu transportieren. 

Sozialplanung ist in immer mehr 

Kommunen verankert
Umfrage von G.I.B. und nordrhein-westfälischem Sozialministerium zur Sozialplanung 

als Instrument der Bekämpfung von Armutsfolgen

Strategische Sozialplanung gewinnt in 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen im-
mer mehr an Bedeutung. Einer repräsen-
tativen Umfrage zufolge setzen inzwischen 
100 Kommunen im Bundesland auf die 
Sozialplanung.

Die Gesellschaft für innovative Beschäf-
tigungsförderung (G.I.B.) steht Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen, die Sozial-
planung einführen möchten oder bereits 
eingeführt haben, als Fach- und Prozessbe-
rater zur Verfügung. Die neue Erhebung, 
zu der die Kommunen auf freiwilliger Ba-
sis mit ihren Einschätzungen beitrugen, 
erfolgte Anfang 2020 vor Einsetzen der 
Corona-Pandemie in einer Kooperation 

Gibt es in der Kommune eine Sozialplanung – als Stelle, als Instrument oder als Prozess?

n = 258

Ja

29,5 %

Nein

58,9 %

In Vorbereitung/
Planung

11,6 %
Quelle: G.I.B. mbH

der G.I.B. mit dem vom Sozialministeri-
um des Landes Nordrhein-Westfalen be-
auftragten Landesbetrieb IT.NRW. Die 
Befragung hat zum Ziel, ein genaueres 
Bild der Lage vor Ort zu zeichnen, um 
Maßnahmen und Förderungen der Lan-
dessozialpolitik, wie zum Beispiel das 
Beratungsangebot der G.I.B., noch pass-
genauer an den Bedarfen der Kommunen 
auszurichten. 

In der Umfrage geben mit 258 Städten 
und Gemeinden gut 60 Prozent aller nord
rhein-westfälischen Kommunen Auskunft 
über den Stand ihrer sozialplanerischen 
Bemühungen vor Ort. Daraus ergibt sich, 
dass mit fast 30 Prozent bereits knapp ein 
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Angesichts der vielfältigen Aufgaben wün-
schen sich über die Hälfte der bereits mit 
Sozialplanung befassten Kommunen mehr 
Personal. Verbreitet ist mit annähernd 57 
Prozent aller Antworten, dass Stellenan-
teile für die Sozialplanung bei Fachplane-
rinnen und Fachplanern angedockt sind, 
die auch mit anderen Aufgaben betraut 
sind. Von Vorteil ist es hierbei, wenn Sy-
nergieeffekte zwischen den verschiedenen 
Fachplanungen erzeugt werden können. 
Unabhängig von der Größe der Kommu-
ne und der Komplexität des Aufgabenbe-
reichs ist eine Vollzeitstelle für eine effizi-
ente – aber viel wichtiger – kontinuierliche 
strategische Planung und stetige Zusam-
menarbeit von Vorteil. Hier geben etwa 
40 Prozent der Kommunen an, über ge-
nügend oder annähernd genügend Res-
sourcen zu verfügen. Der genauere Blick 
auf den Stellenplan zeigt, dass etwa vier 
von zehn Kommunen (43,4 %) mit ver-

ankerter Sozialplanung eine volle Stelle 
dafür bereitstellen. Die Erfahrung zeigt, 
dass das vielfältige Aufgabengebiet kaum 
mit anderen kommunalen Aufgaben, de-
ren Ausübung schon unter Personalman-
gel, steigenden Fallzahlen und Zeitdruck 
stehend Herausforderungen birgt, ver-
gleichbar ist. Auch in kleinen und mitt-
leren Kommunen ist die stetige Planung 
sozialpolitischer Maßnahmen nicht maß-
geblich weniger Arbeitsaufwand. 

Vielfältige Herausforderungen 
von der Pflegeplanung bis 
zur Wohnraumversorgung

Die Umfrage vermittelt zudem einen leb-
haften Eindruck davon, mit welch unter-
schiedlichen strategischen und operativen 
Aufgaben Sozialplanerinnen und Sozialpla-
ner in den Kommunen zu tun haben. Dabei 
ist zu beachten, dass Sozialplanung die Sou-

veränität der einzelnen Fachplanungen nicht 
einschränkt, sondern integrativ wirkt und 
zur besseren Kooperation und Abstimmung 
der Akteure und Bereiche beiträgt. Befragt 
zu den wichtigsten strategischen Heraus-
forderungen nennen die mit der Sozialpla-
nung Beauftragten als einen Schwerpunkt 
Überlegungen zum Vernetzen und Einbe-
ziehen der verschiedenen Akteure. Stark be-
fasst sind die Fachkräfte ferner mit der sich 
verändernden Sozialstruktur in den Quar-
tieren sowie mit Konzepten und Finanzie-
rungsmöglichkeiten für geeignete Maßnah-
men. Häufige Themen für die Sozialplanung 
sind Fragen der Migration und Integration 
sowie die Versorgung von Menschen mit 
(bezahlbaren) Wohnungen. 

In der Praxis sind die Beschäftigten häu-
fig bei konkreten Planungen für Senioren 
und Pflegebedürftige gefordert. Zudem 
sind spezifische Konzepte für die Sozi-
alräume zu erstellen sowie Prozesse zur 
städtebaulichen Entwicklung und zur Ent-
spannung der Wohnsituation zu beglei-
ten. Nicht zuletzt ist die umfangreiche 
Dokumentation der Sozialplanung vom 
Bericht über die Analyse bis zum Moni-
toring vorzunehmen. 

Bereits anhand dieser wenigen Stichworte 
ist zu erkennen, dass die kommunale Sozi-
alplanung ein durchaus komplexes Aufga-
benfeld mit vielfältiger Themenbreite ist, 
was in der Regel nicht beiläufig bearbei-
tet werden kann. 

Warum befasst sich Sozialplanung, die 
sich doch eigentlich lediglich mit sozia-
len Belangen befassen müsste – mit The-
men, für die es weitere Zuständigkeiten in 
Kommunalverwaltungen gibt? Die kom-
munalen Herausforderungen betreffen alle 
Lebensbereiche der Bevölkerung und sind 

73,9 %

41,9 %

12,3 %

13,0 %

12,9 %

39,7 %

Kreisfreie Stadt Kreis Kreisangehörige 
Kommune

Ja In Vorbereitung/Planung Nein Keine Rückmeldung zur Befragung

7,0 %

Gibt es in der Kommune eine Sozialplanung – als Stelle, als Instrument oder als Prozess – 

anteilig an allen Kommunen nach Gebietskörperschaft

Quelle: G.I.B. mbH

n = 258
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Ist die Sozialplanung als alleiniges Aufgaben-

profil im Stellenplan von mindestens einer 

(Vollzeit-)Stelle ausgewiesen?

n = 106

Ja

43,4 %

Nein, als 

Teilaufgabe

56,6 %

Quelle: G.I.B. mbH

Wie bewerten Sie die folgenden Aussagen?

n = 99

0,0 %

10,0 %

20,0 %

60,0 %

50,0 %

40,0 %

30,0 %

70,0 %

80,0 %

Trifft weniger/gar nicht zu Trifft teils zu Trifft voll/ansatzweise zu

Die vorhandenen Personalressourcen reichen aus.

Die Sozialplanung hat in unserer Kommune eine große Bedeutung.

Quelle: G.I.B. mbH

somit nicht klar abzugrenzen, daher be-
fasst sich die Sozialplanung mithilfe eines 
integrierten Ansatzes und einer fundierten 
Datenanalyse zur Verbesserung der Teil-
habechancen und Lebensbedingungen vor 
Ort, kann aber nie die Expertise der ein-
zelnen Fachplanungen ersetzen.

Insgesamt gilt: viele Kommunen sind 
schon unterwegs oder machen sich auf 

In ausführlicher Form wird die G.I.B. 
die Umfrageergebnisse Anfang des Jah-
res 2021 veröffentlichen. Sie sind dann 
über die Homepage zu beziehen oder als 
Datei herunterzuladen.

Weitere Informationen in das Themenfeld 
der Sozialplanung erhalten Sie durch die 
G.I.B.-Arbeitspapiere, welche Sie hier be-
stellen oder downloaden können: https://
www.gib.nrw.de/veroeffentlichungen/ar-
beitspapiere

Sollten Sie Interesse an einer unverbind-
lichen und kostenfreien Beratung zur Ar-
mutsbekämpfung und Sozialplanung ha-
ben, kontaktieren Sie gerne die Autorinnen 
des Textes aus dem Team „Armutsbe-
kämpfung und Sozialplanung“ der G.I.B.

Strategische Herausforderungen*

Vernetzung/Einbeziehung der Akteure im Rahmen der Sozialplanung

Veränderte Sozialstruktur im Quartier

Maßnahme-Entwicklung/Konzept/Finanzierung zur Umsetzung

Migration Integration, z. B. in den Bereichen AsylbwLG oder Zuwanderung  

aus Süd-Ost-Europa (Asyl, Süd-Ost-EU, Inklusion)

Wohnraumversorgung, Bemühungen im sozialen Wohnungsbau

14,2 %

11,9 %

10,0 %

9,6 %

8,7 %

Operative Herausforderungen*

Altenhilfe- und Pflegeplanung, praktische Umsetzung in der Seniorenarbeit

(Sozialraumorientierte) Konzeptentwicklung 

Wohnraumversorgung und -finanzierung (KdU), Städtebauliche Planung und Umsetzung	

Berichterstattung/Analyse/Monitoring im Rahmen der Sozialplanung

Entwicklung, Sanierung und Versorgung im Bereich Bildung, Schule, OGS

37,6 %

25,9 %

23,5 %

22,4 %

15,3 %

*�Hinweis: Die Befragung wurde vor Einsetzen der Covid-19-Pandemie abgeschlossen. Mehrfachantworten waren möglich,  
d. h., die prozentualen Angaben sind gemessen nach Anzahl der Meldungen im Verhältnis zu Teilgenommenen an der Frage.

den Weg zu einer einheitlichen und ab-
gestimmten Strategie –, aber breite The-
menstellungen und komplexe soziale Ge-
flechte sind herausfordernd. Ein kleines 
Fazit: Das Bewusstsein um die Bedeu-
tung ist bei über 40 Prozent der Kom-
munen in Nordrhein-Westfalen vorhan-
den, aber: was es in knapp 60 Prozent 
der Fälle braucht, sind mehr (Personal-)
Ressourcen.

AUTORINNEN 

Denise Anton, Tel.: 02041 767262

d.anton@gib.nrw.de

Ann-Kristin Reher, Tel.: 02041 767261

a.reher@gib.nrw.de
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Der Europäische Sozialfonds (ESF) ist das wichtigste Instrument der Europäischen 
Union zur Förderung der Beschäftigung und sozialer Integration in Europa. Er op-
timiert den Zugang zu besseren Arbeitsplätzen, bietet Qualifizierung, fördert die 
Inklusion und unterstützt die Bekämpfung von Armut, soziale Integration. Für die 
jeweils siebenjährigen Förderperioden entwickelt jeder Mitgliedstaat ein Opera-
tionelles Programm (OP), das von der EU-Kommission genehmigt werden muss. 
Neben dem OP des Bundes gibt es Operationelle Programme der Bundesländer, 
so auch in Nordrhein-Westfalen. Verantwortlich für den Prozess der Entwicklung 
sowie für die wirksame, wirtschaftliche und ordnungsgemäße Verwaltung und 
Durchführung des OP NRW ist die beim Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen angesiedelte ESF-Verwaltungsbehörde. 
Sie koordiniert zudem die aus dem ESF mitfinanzierten Arbeitsmarktprogramme des Landes Nordrhein-West-
falen und trägt die Verantwortung für deren Gesamtsteuerung. Im Gespräch mit der G.I.B. berichtet Dani-
el Jansen, Leiter der ESF-Verwaltungsbehörde, über Entwicklung und Stand des neuen Operationellen Pro-
gramms Nordrhein-Westfalen für die kommende ESF-Förderperiode 2021 – 2027.

Endspurt in einem komplexen Prozess 
Operationelles Programm des Landes Nordrhein-Westfalen für die neue 

Förderphase des Europäischen Sozialfonds (ESF) 2021 – 2027

G.I.B.: Herr Jansen, in wenigen Wochen beginnt 
formal die neue Förderphase des Europäischen So-
zialfonds. Dabei geht es allein für Nordrhein-West-
falen um mehrere hundert Millionen Euro. Wie genau 
das Geld auf welche arbeits- und sozialpolitischen 
Aktivitäten verteilt wird, ist im Operationellen Pro-
gramm für Nordrhein-Westfalen, (kurz: OP NRW), 
festgeschrieben. Doch bis jetzt, kurz vor Beginn der 
neuen Förderphase, liegt das OP noch nicht vor. Wie 
kommt`s? 
Daniel Jansen: Selbst wenn es fertig wäre, könnten 
wir es noch nicht in das öffentliche Datenportal der 
Europäischen Kommission eingeben, weil das Mittel-
volumen noch nicht feststeht. Aufgrund der einschlä-
gigen Papiere der Europäischen Kommission haben 
wir zwar eine Vorstellung, wie viel Geld Deutschland 
voraussichtlich insgesamt für den Europäischem So-
zialfonds (ESF) zur Verfügung stehen wird und wie 
die EU-Mittel sich auf die Übergangsregionen und 
die stärker entwickelten Regionen verteilen sollen, 
doch ist die Mittelverteilung zwischen Bund und Län-
dern und die Verteilung zwischen ESF und Europä-
ischem Fonds für regionale (EFRE) auf Länderebene 
noch nicht geklärt. Insbesondere in Ostdeutschland 
bestand zum Beispiel bisher ein höheres Interesse an 
EFRE-Mitteln, während im Westen der ESF im All-
gemeinen stärker war. Ebenso ist die Debatte über 
die einschlägigen Verordnungen zwar weit fortge-

schritten, aber die Programmierung erfolgt noch im-
mer auf der Grundlage von Verordnungsentwürfen.

Vor diesem Hintergrund liegen wir ganz gut im Plan, 
betrachtet man den gesamten Regelungsrahmen, ange-
fangen vom Vertrag über die Arbeitsweise der Europä-
ischen Union, die genannten Verordnungen zu den eu-
ropäischen Struktur- und Investitionsfonds, darunter 
der ESF, die sich im Trilog zwischen Europäischem Rat, 
Europäischem Parlament und der Europäischen Kom-
mission befinden, bis hin zum Nationalen Reformpro-
gramm, das die länderspezifischen Empfehlungen der 
Europäischen Kommission aufnimmt. Darüber hinaus 
müssen wir uns im Rahmen einer Partnerschaftsver-
einbarung bewegen, die Deutschland mit der Europä-
ischen Kommission für alle EU-Fonds schließt.

G.I.B.: Das ist der Gesamtprozess. Was heißt das kon-
kret, wie gehen Sie als ESF-Verwaltungsbehörde in 
diesem Kontext vor?
Daniel Jansen: Im Kopf haben wir bei unserem Vorge-
hen immer eine grobe Einschätzung der voraussicht-
lich zur Verfügung stehenden Finanzmittel. Am An-
fang steht dann die sozioökonomische Analyse, bei 

Der Grundprozess bleibt gleich, aber die 

konkrete Arbeit ist immer wieder anders. 
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der uns die G.I.B. unterstützt. Wir schauen uns die 
ökonomischen, sozialen und arbeitsmarktbezogenen 
Merkmale Nordrhein-Westfalens und seiner einzelnen 
Regionen an, ihre jeweiligen Stärken und Schwächen 
– von der Anzahl der „early school leavers“ über das 
Verhältnis zwischen Ausbildungsplatzsuchenden und 
angebotenen Ausbildungsplätzen bis hin zur Weiter-
bildungsbeteiligung der Beschäftigten – und identifi-
zieren auf dieser Grundlage Handlungsbedarfe. Dann 
schauen wir uns an, welche Felder vom Regelsystem 
schon wie bearbeitet werden, was an Landes- und 
sonstigen Angeboten vorhanden ist und schätzen die 
Handlungsoptionen ein, bevor wir die Interventions-
strategien entwickeln. 

Sobald wir Genaueres über die Finanzen wissen, kön-
nen wir ausarbeiten, welche konkreten Ziele mit be-
stimmten Maßnahmen erreicht werden sollen, wie 
viele junge Menschen zum Beispiel in Ausbildung ge-
bracht werden sollen oder in wie vielen Unternehmen 
wir Veränderungsprozesse mit der Förderung anstoßen 
wollen. Auch das wird mit dem Operationellen Pro-
gramm vereinbart. Einbezogen ist bei der Programm
entwicklung auch der Begleitausschuss, das Steue-
rungsgremium für den ESF, der partnerschaftlich mit 
uns darüber wacht, dass das Operationelle Programm 
ordnungsgemäß durchgeführt wird.

Anfang des Jahres konnten wir ein Eckpunktepapier 
mit den grundlegenden Schwerpunkten für das nächs
te Operationelle Programm unseren Wirtschafts- und 
Sozialpartnern sowie der Zivilgesellschaft zur öffentli-
chen Diskussion vorlegen, deren Anregungen wir auf-
nehmen und anschließend mit anderen Ressorts der 
Landesregierung abstimmen. Voraussichtlich im No-
vember werden die Schwerpunkte des Operationellen 
Programms im Kabinett beschlossen.

G.I.B.: Was Sie geschildert haben, klingt in der Tat 
nach einem hochkomplexen Prozess. Aber ist das nach 
mehreren Förderperioden für Sie nicht längst Routine? 
Daniel Jansen: Der Grundprozess bleibt gleich, aber die 
konkrete Arbeit ist immer wieder anders. Hinzu kommt, 
dass sich altes und neues Programm überschneiden, 
denn das Programm 2014 – 2020 endet nicht am 31. 
Dezember 2020, sondern wir können auch 2021 noch 
bewilligen und finanzieren Projekte bis Anfang 2023 
aus. Also haben wir immer mit zwei Phasen gleichzei-
tig zu tun. So beschäftigen wir uns zum Beispiel schon 
seit 2018 mit ersten Entwürfen für Verordnungen, die 
erst für die neue Förderphase gelten. 

Natürlich wollen wir alle Gelder der auslaufenden Pha-
se auch tatsächlich einsetzen, doch die Corona-Pande-
mie erschwert unsere Arbeit zusätzlich. So haben wir 
zum Beispiel weiter die bewilligten Mittel an die Trä-
ger ausgezahlt, um deren Liquidität zu sichern, prüfen 
aber erst später beim Verwendungsnachweis, ob der 
Mitteleinsatz tatsächlich erfolgt ist. Der Nachteil ist, 
dass wir dadurch als Verwaltungsbehörde gegenwär-
tig nur einen eingeschränkten Blick darauf haben, wie 
viele der von uns ausgezahlten Mittel wirklich einge-
setzt worden sind. 

Möglicherweise bekommen wir Rückflüsse aufgrund 
coronabedingter Schließungen bei den Trägern, die 
wir wieder einsetzen können, sodass uns etwas län-
ger Geld zur Verfügung steht. Doch gleichzeitig müs-
sen wir immer die Regelungslage, die Richtlinien im 
Übergang zwischen zwei Förderphasen im Auge behal-
ten, die besagen, dass neue Fördergegenstände nicht 
einfach aus „altem“ und alte Fördergegenstände nicht 
aus „neuem“ Geld gefördert werden können. Sowohl 
die Finanzplanung wie auch die förderrechtliche Pla-
nung, also die Frage, bis wann wir Bewilligungen nach 
welcher Richtlinie herausgeben können, erfordert eine 
filigrane Herangehensweise, wenn wir den Übergang 
möglichst geschmeidig gestalten wollen. 

Erleichterungen der Europäischen Kommission für die 
nächste Förderphase wie zum Beispiel die Vereinbarung 
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von Pauschalen im Operationellen Programm oder ‚Pau-
schalen von der Stange‘ sind zwar hilfreich, aber auch 
diese neuen Möglichkeiten erfordern zunächst einmal 
eine sorgfältige Prüfung, ob und wie sie am besten für 
das ESF-Programm Nordrhein-Westfalen eingesetzt 
werden können. Wenn dann endlich alles fertig ist, 
geht es in die Abstimmung mit dem zuständigen Län-
derreferat der Europäischen Kommission. Da werden 
dann gerne nochmal aktuellere Daten gefordert oder 
die Bitte geäußert, die Bezüge auf europäische Priori-
täten stärker zu verdeutlichen.

Aktuell geht es beispielsweise darum, wie die neue För-
derinitiative „REACT-EU“ – das steht für „Recovery 
Assistance for Cohesion and the Territories of Europe“ 
– noch im Rahmen des ESF-Programms 2014 – 2020 in 
den Jahren 2021/22 eingesetzt werden kann. So holp-
rig, wie sich das anhört, so schwierig gestaltet sich zum 
Teil auch die Arbeit. Es handelt sich um eine Aufbau-
hilfe, mit der streng genommen über den ESF hinaus-
gehende Maßnahmen zur Krisenbewältigung und zur 
Linderung der Corona-Krisenfolgen weitergeführt und 
ausgebaut werden. Ein Angebot, das mit einer Förder-
quote von 100 Prozent1 enorme Möglichkeiten bietet, 
das aber wegen der Kurzfristigkeit, mit der Vorhaben 
jetzt schnell auf den Weg gebracht werden müssen, au-
ßerordentlich schnelles Handeln und Entscheiden er-
fordert. Wir suchen also mit unseren Fachkolleginnen 
und -kollegen verschiedener Ressorts nach sinnvollen 
einschlägigen Erweiterungen bestehender Förderange-
bote und nach neuen Ansätzen, zu denen wir schnell 
Anträge erhalten können und die im knappen Zeitrah-
men umsetzbar sind. Gleichzeitig verhandeln wir noch 
mit den anderen Bundesländern und den Kolleginnen 
und Kollegen vom EFRE, wer welches Mittelvolumen 
erhalten soll, und wir verhandeln mit der Europäischen 
Kommission, die zu bestimmten Detailfragen auch noch 
ihre Position finden muss. Letzten Endes sitzen wir alle 
im gleichen Boot und das macht mich optimistisch, dass 
wir gute Lösungen finden werden.

Während die Initiative REACT-EU der Phase 2014 – 
2020 zugerechnet wird, kommt für die Programmierung 
der Phase 2021 – 2027 kurzfristig der „Fonds für einen 
gerechten Übergang“, englisch: „Just Transition Fund“ 
(JTF) hinzu. Der JTF soll als Teil des „Green Deal“ den 
vom Strukturwandel besonders betroffenen Regionen 
helfen, die Klimaziele zu erreichen und die mit den er-
forderlichen Maßnahmen verbundenen Verwerfungen 
auszugleichen. Die ursprüngliche Gebietskulisse mit Fo-
kus auf das Braunkohlegebiet im Rheinischen Revier ist 
erfreulicherweise erweitert worden um Regionen mit 
energieintensiven Industrien unter anderem im Ruhr-
gebiet. Doch auch hier ist der letzte Stand noch nicht 
erreicht. Seitens des Bundes besteht ein hohes Interes-
se, selbst JTF-Mittel einzusetzen – auch hier müssen 
wir den JTF für die Operationellen Programme EFRE 
und ESF mitdenken, ohne zu wissen, welches Mittel-
volumen letztlich zur Verfügung stehen wird.

Wir hoffen, dass im November ein Durchbruch zum 
mehrjährigen Finanzrahmen der EU erreicht wird, das 
Ringen zwischen EU-Parlament und Europäischem 
Rat unter der deutschen Ratspräsidentschaft ist ja fast 
schon täglich Gegenstand der medialen Berichterstat-
tung. Und vor allem mit Blick auf das absehbar kleinere 
ESF-Volumen wollen wir natürlich keine Möglichkeit 
ungenutzt lassen, andere EU-Mittel dafür einzuset-
zen, die Lebensverhältnisse in Nordrhein-Westfalen 
zu verbessern.

1 Anm. d. Redaktion: Im laufenden ESF-Programm ist in der Regel 

nur eine Förderquote von 50 % ESF-Mitteln vorgesehen.
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G.I.B.: Sie sprachen das abnehmende Finanzvolumen 
an, das Nordrhein-Westfalen zukünftig über den ESF 
zur Verfügung steht. Lässt sich die Höhe der Absenkung 
schon genauer beziffern?
Daniel Jansen: Wir sind ja in Verhandlungen, da möch-
te ich nicht vorgreifen, aber wir rechnen mit einer Re-
duktion des Förder-Finanzvolumens von mindestens 
zehn Prozent. Klares Ziel der Europäischen Kommis-
sion jedenfalls ist, die EU-Förderquoten abzusenken 
und damit die nationale Selbstverpflichtung zu steigern. 
Wir müssen damit rechnen, dass der EU-Beitrag in den 
stärker entwickelten Regionen von 50 auf 40 Prozent 
sinkt, sodass Nordrhein-Westfalen 60 Prozent an na-
tionaler, sei es öffentlicher oder privater, Ko-Finanzie-
rung beibringen muss. 

Das wird vor allem dort eine Herausforderung, wo wir 
anders als bei Maßnahmen, die wir mit und für Un-
ternehmen durchführen, keine finanzstarken Partner 
haben. Zwar sind auch Unternehmen nicht begeistert, 
wenn sie einen höheren Beitrag leisten müssen, aber die 
meisten von ihnen sind eher dazu in der Lage als Träger 
in Sektoren, in denen wir ohnehin hohe Förderquoten 
haben wie etwa in der Zielgruppenpolitik oder bei der 
Armutsbekämpfung, also in Bereichen, in denen Trä-
ger jeden Prozentpunkt, den man von ihnen an Ko-Fi-
nanzierung erwartet, schmerzlich spüren. 

Zum Glück ergeben sich für uns immer auch gemein-
same Projekte mit Arbeitsagenturen und Jobcentern, also 
mit öffentlichen Ko-Finanziers. Dennoch sind 60 Pro-
zent Ko-Finanzierung schon enorm. Vor allem brauchen 
wir flexible Regelungen, damit wir das für die Umset-

zung von Projekten gegebenenfalls eingeworbene Mehr 
an Mitteln woanders als Ausgleich einsetzen können 
und dass dieses Mehr auch angerechnet wird. Ange-
sichts der aktuellen Verschuldung infolge der Corona-
Pandemie und dem daraus resultierenden Sparzwang 
können wir nicht davon ausgehen, Ko-Finanzierungs-
lücken vollständig aus dem Landeshaushalt decken zu 
können, sondern wir werden dazu auch andere Part-
ner gewinnen müssen. 

G.I.B.: Welche wesentlichen Förderschwerpunkte 
werden im neuen Operationellen Programm Nordrhein-
Westfalen behandelt und welche inhaltlichen Verände-
rungen zeichnen sich ab? 
Daniel Jansen: Vorab: Dass wir mit spürbar weniger 
Mitteln rechnen müssen, macht die Planung nicht leich-
ter. Grundsätzlich ist es schwieriger, alte Programme zu 
streichen als neue aufzulegen, denn der Beifall, den wir 
für neue Möglichkeiten erhalten, ist nie so groß wie die 
Klage über wegfallende. Doch wenn wir jetzt noch neue 
Initiativen hineinnehmen, müssen wir auf der anderen 
Seite zwangsläufig reduzieren. Das sind zwar ungünstige 
Bedingungen, heißt aber nicht, dass wir gar nichts Neues 
anpacken wie etwa das Mega-Thema „Digitalisierung“.

Manche bekannten Thematiken bleiben uns mit Sicher-
heit erhalten, denn wir haben ja nicht ohne Grund unsere 
Förderprogramme und eine bestimmte Trägerstruktur. 
Ausbildung wird weiterhin ein großes Thema bleiben, 
zumal während der Pandemie einige Unternehmen um 
ihre Existenz kämpfen und sich in dieser Situation eher 
aus der Ausbildung zurückziehen. Gleichzeitig hat Co-
rona offensichtlich auch viele junge Menschen verunsi-
chert, denn wir haben leider auch einen Rückgang an 
Ausbildungsinteressenten zu verzeichnen. Kurzum: Im 
Ausbildungsbereich ist nicht erkennbar, dass man uns 
da nicht mehr bräuchte, und deshalb bleibt es bei der 
dualen Ausbildung auch bei unserer Unterstützung der 
überbetrieblichen Ausbildungsmodule.

Auch das Thema Fachkräftesicherung ist weiter rele-
vant, genauso wie die Themen Künstliche Intelligenz 
und Digitalisierung inklusive unserer Angebote Po-
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tentialberatung und Bildungsscheck für Unternehmen 
und Beschäftigte. Da der Umgang mit digitalen Medi-
en für die berufliche Qualifizierung immer selbstver-
ständlicher wird, müssen unsere Angebote zwangsläufig 
mitgehen. Während der Corona-Krise ist deutlich ge-
worden, dass es dabei nicht nur um individuelle Kom-
petenzen geht, sondern dass genauso wie die Schulen 
auch die Träger und die hier tätigen Dozentinnen und 
Dozenten betroffen sind und sich befähigen müssen, 
bei Bedarf und bei Eignung auf internetbasierte Ange-
bote umzustellen. 

Weitere permanente Themen bleiben die Zuwanderung 
und die – nicht nur – daraus resultierende notwendige 
Unterstützung bei Qualifizierung und Spracherwerb 
sowie unser Quartiersansatz bei der Armutsbekämp-
fung. Kurz zusammengefasst ist absehbar, dass wir in 
der Grundstruktur unserer Unterstützungsleistungen 
eine Wiedererkennbarkeit haben inklusive gewisser 
Schwerpunktverschiebungen, wobei etwa die Themen 
Digitalisierung oder, auf Branchen bezogen, die Pflege 
an Bedeutung gewinnen. 

Unverändert relevant bleiben zudem Anforderungen der 
Europäischen Kommission hinsichtlich Chancengleich-
heit, Nichtdiskriminierung und Nachhaltigkeit. Das ist 
nichts Neues für uns. Um Nachhaltigkeit geht es etwa 
bei Bildungsschecks zum Thema Weiterbildungsförde-
rung und Energieberatung oder zum ressourcenscho-
nenden, möglichst sparsamen Umgang mit Materialien 
in Unternehmen im Rahmen von Potentialberatung. 

Doch neben der ökonomischen gibt es auch eine sozi-
ale Nachhaltigkeit, die beim ESF eine mindestens eben-
so große Rolle spielt, etwa dann, wenn es darum geht, 
Menschen dauerhaft in den Arbeitsmarkt zu integrieren. 
Ein langjähriger Transferleistungsbezug erzeugt Kos
ten bis in mittlere sechsstellige Beträge, sodass schon 
eine wirtschaftliche Chancen-/Kosten-Abwägung für 
die Förderangebote spricht. Es geht bei den Maßnah-
meteilnehmern aber nicht nur um volkswirtschaftliche 
Rechnungsgrößen, sondern um reale Menschen, die 
zumindest zum Teil auch Familien haben. Und über 

eine ökonomistische Perspektive hinaus ist es nun mal 
so, dass soziale Desintegration und deren Folgen auch 
dann stattfinden, wenn sie kein Preisschild haben. In-
sofern haben wir immer eine ökonomische und auch 
eine soziale Nachhaltigkeit im Blick. 

G.I.B.: Wenn all die von Ihnen angesprochenen Prozesse 
geklärt sind: Wie wird später kontrolliert, ob die För-
dermittel effektiv und effizient eingesetzt worden sind?
Daniel Jansen: Wir gehen ja mit Steuergeldern um und 
insofern ist es umso wichtiger, dass die Mittel gut ein-
gesetzt werden; das geben uns im Übrigen auch die 
Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit vor. Die Europäische Kommission hat zudem 
mit einem durch das Europaparlament und den Euro-
päischen Rechnungshof angetriebenen Misstrauen den 
Mitgliedstaaten Vorgaben für eine stärkere Begleitung 
– das Monitoring – der Projekte gemacht. Nordrhein-
Westfalen hat sich damit leichter getan als einige an-
dere Länder, weil wir schon vor über zwanzig Jahren 
– im Übrigen mit Unterstützung der G.I.B. – ein Sys-
tem begleitender Erhebungen zu Projekt- und Teilneh-
merdaten aufgebaut haben, auf das wir heute noch et-
was stolz sein können.

Es kommt auch vor, dass ein Projektträger kritisch auf 
den Aufwand für die Datenerhebungen hinweist; wir 
geben uns aber viel Mühe, damit unsere Träger durch 
DV-Lösungen entlastet werden. Insgesamt funktioniert 
das Monitoring gut, auch bei klassisch schwierigen Da-
ten: Wenn man zum Beispiel wissen will, was mit Pro-
jektteilnehmern sechs Monate nach Ende des Projekts 
passiert ist, dann liefert unser System mit 40 bis 50 Pro-
zent verwertbaren Antworten einen zwei- bis dreimal 
so hohen Rücklauf im Vergleich zu externen Studien.

Diese gute Ausgangslage bedeutet nicht, dass wir auf 
externe Studien verzichten, wir müssten dann zu viele 
spezifische Themen ausblenden, aber wir sind für viele 
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Fragen schon gut aufgestellt. Darüber hinaus haben wir 
mit der G.I.B. eine fortlaufende Begleitung bis hin zu 
Studien zu spezifischen Förderprogrammen und Frage-
stellungen sowie – ergänzend dazu – Evaluationen Drit-
ter. Mit diesem positiven und zutreffenden Bild kann 
man den offiziellen Teil der Beantwortung abschließen.

Es gibt eine zweite Antwort, die der ersten nicht wider-
spricht, aber mehr Graustufen einfügt. Beratung und 
Qualifizierung sind Dienstleistungen, deren ‚Produkt‘ 
sich nicht auf Zehntelmillimeter definieren und mes-
sen lässt wie zum Beispiel eine Schraube. Bei Teilneh-
menden einer Maßnahme wie beispielsweise einer Be-
ratung zur beruflichen Entwicklung (BBE) lassen sich 
zwar Ziele und Erwartungen formulieren, doch wel-
che messbaren Effekte eine solche Beratung mit einem 
Input von, zeitlich gesehen, wenigen Stunden lebens-
biografisch bei den Teilnehmenden hat, lässt sich nur 
grob qualitativ einschätzen und nicht messen. Häufig 
wissen wir also ein bisschen zu wenig und daraus ent-
steht Unsicherheit.

Unter Entscheidungsdruck gilt es, an dieser Stelle zwei 
Versuchungen zu widerstehen: Zum Ersten dem Rück-
zug in sichere Regionen, also im Fall der Verwaltung 
die Korrektheit administrativer Verfahren. Natürlich ist 
es wichtig, dass wir gegenüber der Kommission mög-
lichst fehlerfrei abrechnen, weil wir sonst die Förder-
mittel nicht aus Brüssel erstattet bekommen. Ein kor-
rekt abgerechnetes Projekt ist aber nicht zwangsläufig 
ein Projekt mit guter Zielerreichung.

Zum Zweiten ist es verlockend, im Stillen die Ambiti-
on der Wirklichkeit anzupassen: der Spatz in der Hand 
wird zum Äquivalent der Taube erklärt. Wenn die In-
formationen zu den Ergebnissen der Förderung fehlen, 
wird das Messbare, zum Beispiel die Zahl der Teilneh-
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menden, mit dem Erfolg gleichgesetzt. Das ist nicht im-
mer kritisch zu verstehen, sondern manchmal eine Frage 
der Perspektive. Mit einem Kollegen vom EFRE hatte 
ich vor vielen Jahren das Thema, ob wir auf einschlä-
gige Anfragen die Zahl der geschaffenen Arbeitsplät-
ze oder die Zahl der neu Beschäftigten berichten. Die 
Schaffung von Arbeitsplätzen ist natürlich ein Erfolg. 
Und dennoch glaube ich, dass wir heute, mit der höheren 
Sensibilität für den Fachkräftebedarf, ein stärkeres In-
teresse daran hätten, ob sich auf den geschaffenen Ar-
beitsplätzen auch Arbeitnehmer niedergelassen haben. 
Wenn – um ein kritischeres Beispiel zu nehmen – die 
Vorgaben der Europäischen Kommission dazu führen, 
dass zum Teil Personen, die mehrere Jahre in der Aus-
bildung waren, zusammengerechnet werden mit Per-
sonen, die lediglich an einem zweiwöchigen Kurs teil-
genommen haben, so atmet das ein auf Messbarkeit 
oder hier: Summierbarkeit reduziertes Verständnis un-
serer Arbeit, das uns nicht weiterbringt. 

Bezogen auf Förderpolitik ist es deswegen sinnvoller, 
Controlling weniger im betriebswirtschaftlichen Sinne 
als Lieferant harter Soll-Ist-Vergleiche zu verstehen, son-
dern eher in seiner Qualität als Meldeinstanz für Auf-
fälligkeiten, die genauere Prüfung und letztlich natür-
lich auch Entscheidung verdienen. Auf die klare Frage 
zur Effizienz unserer Maßnahmen bietet sich somit 
eine etwas diffuse Antwort: ein Controlling, das zwi-
schen der Korrektheit von Verfahren, dem Messbaren 
und dem eigentlich Gemeinten hin und her schlingert, 
nicht ohne wiederkehrend seine Stocknüchternheit zu 
betonen und dass es genau weiß, wohin es will. Das 
ist nicht immer schön, aber diese Ambiguität ohne 
Schwindel auszuhalten, kann man durchaus auch als 
spannende Aufgabe begreifen. 

Wir gehen mit Steuergeldern um und 

insofern ist es umso wichtiger, dass die 

Mittel gut eingesetzt werden.



VORWORT

So viel vorab
Wie geht es weiter? Gespannt schauen 
arbeits- und sozialpolitische Akteure 
in Nordrhein-Westfalen zurzeit nach 
Brüssel. Sie wollen erfahren, welche 
strategische Ausrichtung der Europä-
ische Sozialfonds (ESF) in der neuen 
Förderphase 2021 bis 2027 hat, was 
genau im „Operationellen Programm“ 
festgeschrieben wird. 

Doch noch sind die Ziele nicht im De-
tail definiert und bekannt. Offen ist 
zudem noch, wie hoch die Fördersum-
me ist, die in der neuen Förderperio-
de Nordrhein-Westfalen über den ESF 
zur Verfügung stehen wird. 

Einen ersten Einblick in Stand und 
Entwicklung des Operationellen Pro-
gramms liefert Daniel Jansen, Leiter 
der im Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales (MAGS) des Lan-
des Nordrhein-Westfalen angesiedelten 
ESF-Verwaltungsbehörde, im Gespräch 
mit der G.I.B. Anschaulich schildert er 
die komplexen Entstehungs- und Ent-
scheidungsprozesse in diesem Zusam-
menhang und gibt erste Antworten auf 
die eingangs gestellten Fragen.  

So ist schon jetzt klar, dass Nordrhein-
Westfalen in der kommenden Förderpe-
riode mit einem reduzierten ESF-Finanz-
volumen auskommen muss. Absehbar 
ist zudem, so Daniel Jansen, dass uns 
mit Blick auf die zukünftigen Förder-
schwerpunkte „manche bekannten The-
matiken mit Sicherheit erhalten bleiben.“

Eins dieser Themen ist gewiss die In-
tegration von Menschen mit Behinde-
rungen in den ersten Arbeitsmarkt – 
das Schwerpunktthema im vorliegenden 
G.I.B.-Info. In diesem Handlungsfeld 
ist, trotz aller Erfolge, noch viel zu tun. 

Schon früh hat sich die Landesregierung 
eindeutig positioniert. Claudia Mid-
dendorf, Beauftragte der Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalen für die Be-
lange der Menschen mit Behinderung, 
formuliert es im G.I.B.-Interview so: 
„Arbeit ist für jeden von uns ein wich-
tiger Lebensbestandteil. Menschen mit 
Behinderungen müssen eine gleichwer-
tige Tätigkeit mit einem gesicherten Ein-
kommen aufnehmen können.“

Beispiele dafür, wie die Integration be-
hinderter Menschen in den Arbeitsmarkt 
gelingen kann, gibt es in Nordrhein-
Westfalen viele. Einige von ihnen präsen-
tieren wir in diesem Heft, darunter die 
Aktion „100 zusätzliche Ausbildungs-
plätze“ der Landesregierung, die Grün-
dung einer Integrationsabteilung in der 
Großewinkelmann GmbH & Co. KG in 
Rietberg oder die spezielle Arbeitsgrup-
pe des Dortmunder Jobcenters, die Un-
ternehmen berät, die Menschen mit Be-
hinderung sozialversicherungspflichtig 
einstellen möchten. 

Unverzichtbare Akteure bei der Integrati-
on von Menschen mit Behinderung sind 
die Landschaftsverbände Westfalen-Lip-
pe und Rheinland sowie die Kammern. 
Unsere Gespräche mit Vertretern der ge-
nannten Einrichtungen zeigen, wie viel-
fältig deren Unterstützungsangebote sind. 
Die Sicht der Kammern bringt Andreas 
Oehme, Geschäftsführer des Westdeut-
schen Handwerkskammertages, klar auf 
den Punkt: „Entscheidend ist nicht, was 
ich nicht kann, sondern was ich kann.“

Erhalten bleibt uns in der neuen ESF-
Förderphase sicher auch das The-
ma „nachhaltige Integration ehemals 
Langzeitarbeitsloser“. Hier liefert eine 
aktuelle Studie des Instituts für Ar-

beitsmarkt- und Berufsbildung (IAB) 
interessante neue Erkenntnisse. Wir 
stellen sie in diesem Heft genauso vor 
wie den intelligenten Umgang von Job-
centern und Agenturen für Arbeit mit 
der Corona-Krise.

Einen Bedeutungsgewinn erfährt in der 
anstehenden Förderperiode das Thema 
„digitale Arbeitswelt“. Dabei spielen die 
bewährten Förderangebote Potentialbera-
tung und „unternehmensWert:Mensch“ 
eine wichtige Rolle, wie Texte in dieser 
Ausgabe zeigen. Nicht minder relevant 
die neue Zusatzqualifikation „Digitale 
Fertigungsprozesse“ für Auszubildende 
im Rahmen von „NRWgoes.digital“, ei-
ner landesweiten Qualifizierungsoffen-
sive zur Digitalisierung der dualen Aus-
bildung im Maschinen- und Anlagenbau. 
Großes Gewicht behält zudem die Ar-
mutsbekämpfung. Hier zeigt unser Be-
richt, wie gut die Kooperation von Kom-
munalverwaltung und freien Trägern im 
Rahmen des Landesprogramms „Zu-
sammen im Quartier (ZiQ)“ funktio-
niert. Erfreulich ist das Ergebnis einer 
Umfrage von G.I.B. und nordrhein-west-
fälischem Sozialministerium: Demnach 
ist eine strategische Sozialplanung als 
Instrument der Bekämpfung von Ar-
mutsfolgen in immer mehr Kommunen 
unseres Landes verankert. Ebenso be-
grüßenswert ist die Hilfsaktion „Wir 
im Revier“. Sie spendet Geld und Gut-
scheine an Menschen, die die Corona-
Pandemie besonders trifft – ein Zeichen 
der Solidarität in Zeiten der Not. 

Viel Vergnügen bei der Lektüre der letz-
ten G.I.B.-Info-Ausgabe im Jahr 2020 
wünscht Ihnen
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